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 GEMEINWOHLORIENTIERUNG  
 IN DER WOHNUNGSVERSORGUNG 
 Entwürfe, Standpunkte und Debatten zur Einführung  
 einer neuen Wohngemeinnützigkeit  



ZUM TITELBILD

Die Falkenried-Terrassen in Hamburg-Eppendorf
Die als Wohnungen für Arbeiter*innen erbauten 
Falkenried-Terrassen gingen in den 1960er und 
70er Jahren größtenteils in den Bestand der SAGA 
und der Neuen Heimat über. Die Häuser sollten 
einer Neubebauung weichen und wurden dem-
entsprechend vernachlässigt. In der Folge grün-
dete sich eine Mieter*innenintiative, die um den 
Erhalt kämpfte und nach dem Zusammenbruch 
der Neuen Heimat als Mietergenossenschaft die 
Verwaltung eines Großteils der Wohnungen über-
nehmen konnte. Das Eigentum an den Häusern liegt 
bei der Lawaetz-Stiftung. Mit ihrem Verwaltungs-
modell sind die Falkenried-Terrassen bis heute ein 
Vorbild sozial geförderten und selbstverwalteten 
Wohnraums (https://www.falkenried-terrassen.de/
index.html ).  

30 Jahre Selbstverwaltung in den Falkenried-Terrassen.  
(Bilder: Mietergenossenschaft Falkenried-Terrassen eG)

https://www.falkenried-terrassen.de/index.html
https://www.falkenried-terrassen.de/index.html
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EDITORIAL

Herzlich willkommen 

zur 27. FREIHAUS-Ausgabe! Dies ist unsere zweite digitale und gedruckte FREIHAUS mit 
einem Schwerpunktthema nach dem Relaunch. Wir widmen uns diesmal dem Thema Gemein-
nützigkeit und Gemeinwohlorientierung im Wohnen und insbesondere der neuen Wohnungs-
gemeinnützigkeit. 

Die Frage der Gemeinnützigkeit im Bereich des Wohnens ist ein Thema, das uns seit unse-
ren Gründungsjahren beschäftigt. Unsere Bauherr*innen sind zumeist sogenannte „soziale“ 
Bauherr*innen, es sind Stiftungen, Genossenschaften, soziale Träger, Baugemeinschaften. 
Sie wollen Wohnungen schaffen: gefördert, mit echter Teilhabe, barrierefrei, demografie-fest 
und nachhaltig, für untere Einkommensschichten und die Menschen, denen der Zugang zum 
normalen Wohnungsmarkt schwerfällt. 

Sie tun dies aus Überzeugung, für andere und für sich selber. Und obwohl sie einen so 
wichtigen Beitrag dafür leisten, dass sich in Hamburg auch Menschen mit kleinem Einkommen 
Wohnraum leisten können und, obwohl sie mit den Wohnungen keine großen Gewinne erzielen 
wollen, sondern lediglich eine solide langfristige Finanzierung ihrer Projekte anstreben, kämp-
fen sie alle immer wieder um Grundstücke, das nötige Eigenkapital und eine gute Finanzierung.

Hamburg hat mit seiner Förderbank – der IFB Hamburg – eine gute Förderung für diese 
Bauvorhaben aufgebaut. Aber könnten diese Bauherr*innen nicht noch deutlich mehr Hilfe 
vertragen? Könnte eine neue Wohngemeinnützigkeit nicht vielleicht die Stellschraube sein, 
mit der eine dauerhafte Bindung geförderter Wohnungen abgesichert wird? Wäre es nicht gut, 
wenn langfristig ein gemeinnütziges Wohnungsmarktsegment entsteht, wie es dieses z.B. in 
Österreich oder der Schweiz gibt? Und wenn die gemeinwohlorientierten Projekte bei der 
Suche nach Grundstücken nicht mit anderen kapitalstarken, profitorientierten Bauherr*innen 
konkurrieren müssten?

Das Thema Gemeinnützigkeit bewegt uns aber übrigens auch aktuell und ganz konkret 
im eigenen Unternehmen. STATTBAU HAMBURG hat eine Tochter bekommen: Die STATTBAU 
HAMBURG Gemeinwohl gGmbH, unter deren Dach jetzt auch die Koordinationsstelle für Wohn-
Pflege-Gemeinschaften und das Projekt BiQ (Bürgerengagement für Wohn-Pflege-Formen im 
Quartier) beheimatet sind. Seit April 2023 ist auch die Geschäftsstelle des Hamburger Bünd-
nisses für Wohnstifte in den Räumen der gGmbH zu Hause.

Auch personell hat sich bei STATTBAU HAMBURG etwas getan: So arbeiten wir jetzt mit 
einer Dreier-Spitze. Seit dem 1.4.2023 ergänzt Ellen Friederichs mit ihrer Finanz- und Cont-
rolling-Kompetenz das Geschäftsführerinnenteam von Katrin Brandt und Alexandra Bossen. 
Unsere langjährige Mitarbeiterin, Ulrike Petersen, die viele Jahre die KO-Stelle geleitet hat 
und für den Aufbau und Erfolg des Modells von Wohn-Pflege-Gemeinschaften in Hamburg und 
auch bundesweit so viel geleistet hat, ist dieses Jahr in den wohlverdienten Ruhestand ge-
gangen. Ihre Nachfolge hat Maike Mahlstedt übernommen, die künftig gemeinsam mit Mascha 
Stubenvoll die KO-Stelle vertritt.

Das letzte Jahr war für uns alle turbulent. Es war geprägt von dem schrecklichen Krieg 
in der Ukraine, von einer hohen Inflation, deutlichen (Bau-) Zinssteigerungen nach den lan-
gen Jahren der niedrigen Zinsen. Hohe Baukostensteigerungen und hohe Finanzierungs-
kosten haben auch den Hamburger Bau- und Immobilienmarkt hart getroffen. Zugleich sind 
die Energiekosten deutlich gestiegen. Für untere Einkommensschichten wirkt sich dieses 
Dreigespann aus Kostensteigerungen extrem schmerzhaft auf Miet- und Wohnungskosten 
aus. Die Frage der Nachhaltigkeit – das Thema unserer letzten FREIHAUS – wird damit noch 
aktueller, ihre soziale Dimension erhält so noch mehr Brisanz (wenn Sie noch einmal nach-
schauen wollen, was wir letztes Jahr zu diesem Thema diskutiert haben, finden Sie die letzte 
 FREIHAUS und alle anderen vorherigen Ausgaben und Artikel in unserem Archiv (https://
archiv.stattbau-hamburg.de/ )

Wir möchten uns an dieser Stelle ganz herzlich bei allen Autor*innen bedanken. Wir den-
ken, dass wir ein informatives, interessantes und breitgefächertes Bild auf die Neue Wohn-
gemeinnützigkeit mit dieser FREIHAUS abbilden konnten.

Haben Sie Anregungen, Kritik und Wünsche zur FREIHAUS? Wir freuen uns über jede Rück-
meldung. Ansprechpartner hierfür ist Joscha Metzger (j.metzger@stattbau-hamburg.de ).

Katrin Brandt

https://archiv.stattbau-hamburg.de/
https://archiv.stattbau-hamburg.de/
mailto:j.metzger%40stattbau-hamburg.de?subject=
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VORWORT UND ÜBERBLICK

(FÜR) EINE NEUE  
WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT! 

Für die Redaktion: Joscha Metzger und Katrin Brandt

Wohnen und Bauen ist in deutschen Groß- und Universitätsstädten für breite Schichten der 
Bevölkerung zunehmend unbezahlbar. Die Wohnungsfrage gilt seit einiger Zeit als die soziale 
Frage der Gegenwart. Im Kontext von Baukostensteigerungen und Zinswende droht nun das 
Bauen in allen Bereichen und für alle Schichten zum Erliegen zu kommen. Es stellt sich die 
Frage, welche politischen Maßnahmen und Instrumente zum Einsatz gebracht werden kön-
nen, um die Krise im Bereich der Wohnungsversorgung zu bewältigen – oder zumindest ihre 
Folgen für besonders benachteiligte Haushalte abzumildern. In dieser FREIHAUS zeigen wir 
die Debatten und Überlegungen für eine Neue Wohngemeinnützigkeit auf, werfen einen Blick 
auf die alte, im Jahr 1990 abgeschaffte, Wohnungsgemeinnützigkeit und diskutieren, welche 
Potenziale die (Re-)Aktivierung dieses Instruments bietet. 

Die Bundesregierung aus SPD, Grünen und FDP hat sich in ihrem Koalitionsvertrag von 
2021 darauf festgelegt, zeitnah eine Neue Wohngemeinnützigkeit (NWG) auf den Weg zu 
bringen. Seit Ende 2022 wird die Ausgestaltung der NWG unter Federführung des SPD-ge-
führten Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB), der 
Beteiligung des FDP-geführten Finanzministeriums (BMF) und der Einbeziehung von Ver-
bänden und Fachleuten diskutiert. Begleitend dazu wird das Vorhaben in der Fachöffentlich-
keit kontrovers verhandelt: Während die Fraktion der Grünen im Bundestag die Abschaffung 
der alten Wohngemeinnützigkeit im Jahr 1990 als „eine der größten Fehlentscheidungen in 
der Wohnungspolitik“ bezeichnet und Vertreter*innen kleiner Genossenschaften, von Wohn- 
und Gewerbeprojekten sowie Stiftungen und gemeinwohlorientierten Wohninitiativen in der 
NWG eine große Chance sehen, halten die Verbände der etablierten Wohnungswirtschaft sie 
für „überflüssig“. Das Handelsblatt geht noch einen Schritt weiter und titelt, Ökonomen wür-
den die NWG für „gefährlich“ halten. Das Thema scheint also ganz offensichtlich zu polarisie-
ren und die Gemüter zu erhitzen. In einem gewissen Widerspruch dazu steht, dass die NWG in 
der breiten Öffentlichkeit und den Medien wenig Aufmerksamkeit erfährt. Dies ist sicherlich 
u.a. der Tatsache geschuldet, dass bisher keine fertigen Gesetzesentwürfe vorliegen und die 
Komplexität des Themas eine Annährung nicht ganz einfach macht. 

Wir denken, dass es sinnvoll und wichtig ist, die Debatten um die NWG zu öffnen und zu 
intensivieren, um dafür zu sorgen, dass im laufenden Gesetzgebungsverfahren auch gerade 
die Interessen derjenigen Berücksichtigung finden, die am meisten auf Verbesserungen in der 
Wohnungsversorgung angewiesen sind: Menschen mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
sowie diejenigen, die besondere Schwierigkeiten haben, sich auf dem Markt angemessen mit 
Wohnraum zu versorgen. 

Um die Debatte zur Neuen Wohngemeinnützigkeit aufzufächern und nachvollziehbar zu 
machen, versammeln wir in dieser FREIHAUS eine Reihe von Beiträgen, die sich dem Thema 
aus verschiedenen Perspektiven widmen: Der Stadtforscher Dirk Schubert wirft einen Blick 
zurück auf die Geschichte der (alten) Wohngemeinnützigkeit. Er hebt die Bedeutung des 
Skandals um die Neue Heimat als damals größtem gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
hervor und erläutert, in welcher Weise dieser bis heute alle Reformversuche einer Gemein-
nützigkeit in der Wohnungsversorgung erschwerte. Jan Kuhnert, Teilnehmer sowohl der An-
hörungen zur Aufhebung der Wohnungsgemeinnützigkeit im Jahr 1987 als auch der Work-
shops zu ihrer Wiedereinführung im Jahr 2023, zeichnet die aktuelle politische Diskussion 
um die NWG nach und gibt Einblicke in die Verhandlungsprozesse und Fallstricke eines 
Gesetzgebungsverfahrens. Im Eckpunkte-Papier des BMWSB aus dem Juni 2023 sind die 



Eine Forderung, die sich durch die Neue 
Wohngemeinnützigkeit umsetzen ließe 

(Bild: STATTBAU HAMBURG). 
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drei, derzeit zur Beratung anstehenden, möglichen Varianten einer NWG skizziert. Auf die 
aktuellen Verhandlungen bezieht sich das Papier des Wohnbunds, des Netzwerks Immo-
vielien und des Forums für gemeinschaftliches Wohnen, in dem die zentralen Forderungen 
kleinerer Wohnungsgenossenschaften, gemeinschaftlicher Wohnprojekte und gemeinwohl-
orientierter Immobilienprojekte in Bezug auf die Ausgestaltung einer NWG formuliert sind. 
Vor dem Hintergrund der gesellschaftlich ungleich verteilten Belastung durch Wohnkosten 
stellt Ruth Weinzierl die Position der Diakonie Deutschland dar und hebt hervor, dass nur eine 
echte und sozial ausgerichtete Gemeinnützigkeit die aktuellen Probleme in der Wohnungsver-
sorgung lösen kann. 

Anschließend an diese Beiträge zur bundesweiten Debatte stellen wir Positionen und 
Standpunkte aus Hamburg dar: Im Interview hebt Stadtentwicklungssenatorin Karen Pein her-
vor, dass eine NWG dauerhafte Sozialbindungen garantieren könnte und auf sinnvolle Weise 
mit den bestehenden Länderförderungen kompatibel sein muss. Der Geschäftsführer der gro-
ßen Genossenschaft Bergedorf-Bille eG, Marko Lohmann, sieht die Chance, mit der neuen 
Wohngemeinnützigkeit über den Moment des Investierens hinaus den ganzen Lebenszyklus 
einer gemeinwohlorientierten Immobilie in den Blick zu nehmen. Für konkrete Einschätzungen 
eines möglichen Gesetzes sei es aber noch zu früh. Marc Meyer, Anwalt beim Mieterverein Mie-
ter helfen Mietern sieht in der NWG das Potenzial, langfristig soziale Bindungen von Wohnraum 
zu erreichen und auf diesem Wege nach und nach einen (neuen) Sektor auf dem Wohnungs-
markt zu etablieren, der nicht auf die Erzielung von Profit orientiert ist. Mechthild Kränzlin und 
Christina Baumeister stellen als Sprecherinnen des Hamburger Bündnisses für Wohnstifte 
dar, welchen Beitrag zur Wohnraumversorgung die Wohnstifte leisten. Und aus der Perspektive 
des Beirats des Hamburger Bündnisses für Wohnstifte argumentiert Tobias Behrens, dass die 
NWG eine Dynamik im Wohnungsbau auslösen kann, wenn sie Bauherr*innen unterstützt, die 
bisher aus Eigenkapitalmangel neue Bauvorhaben nicht umsetzen können. Vor dem Hinter-
grund der bisherigen guten Erfahrungen im sozialen Wohnungsbau der Behrens-Stiftung und 
der aktuellen politischen Debatte hegt Theo Christiansen keine große Hoffnung, dass die NWG 
tatsächlich zur Verbesserung der Wohnungsversorgung sozial benachteiligter Haushalte führt 
und fordert stattdessen, den Zugang zu Grundstücken für soziale Bauherr*innen maßgeblich 
zu verbessern. Die gebündelten Forderungen von Organisationen aus Hamburg, die im sozia-
len und gemeinwohlorientierten Wohnungsbau tätig sind bzw. sich von der Einführung der 
NWG eine Verbesserung der Aktivitäten im Neubau und der Stadtentwicklung erhoffen, fin-
den sich im Hamburger Brief an das BMWSB zur Einführung einer Neuen Wohngemeinnützig-
keit. Für die gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Schlüsselbund, die als Zusammen-
schluss sozialer Träger darauf abzielt, Wohnraum für vordringlich Wohnungssuchende zu er-
stellen, liegt das Problem insbesondere in den Eigenkapitalanforderungen für den Neubau, 
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 wie Joscha Metzger aufzeigt. Im Interview stellt Ralph Grevel, Geschäftsführer der Leben mit 
Behinderung Hamburg Sozialeinrichtungen gGmbH, ein Projekt vor, das in besonderer Weise 
Wohnen und soziale Teilhabe verknüpft und somit ein Best-Practice-Beispiel für Wohnformen 
aufzeigt, die mithilfe einer neuen Wohngemeinnützigkeit leichter umzusetzen sein könnten. 
Natalie Lendzinski hat im Rahmen ihrer Masterthesis die ambivalente Rolle kommunaler 
Wohnungsunternehmen im Spannungsfeld zwischen sozialer Wohnungsversorgung und der 
Abführung von Gewinnen an den städtischen Haushalt untersucht und schildert diese am Bei-
spiel der Hamburger SAGA. 

Über den Hamburger Tellerrand hinaus erfahren wir von Julia Hartmann und Axel Burk-
hardt, welche Unterstützung die Dachgenossenschaft Wohnen in Tübingen gemeinschaft-
lichen Wohnprojekten in finanzieller und organisatorischer Hinsicht bietet und damit innova-
tiven und gemeinwohlorientierten Projekten zur Realisierung verhilft. Sabine Horlitz stellt dar, 
wie die Stadtbodenstiftung in Berlin mithilfe des Modells der Community-Land-Trusts Grund 
und Boden dauerhaft dem Markt entziehen und selbstverwaltetes Wohnen ermöglichen will. 

In unserer Arbeit bei STATTBAU HAMBURG erleben wir regelmäßig, wie schwer es gemein-
wohlorientierte Bauherr*innen auf dem Bau- und Grundstücksmarkt haben, ihre Projekte zu 
realisieren. Viel zu häufig müssen gute Ideen aufgeschoben oder verworfen werden, weil keine 
passenden und bezahlbaren Grundstücke vorhanden sind, die Hürden für das Eigenkapital zu 
hoch, oder die behördlichen Anforderungen zu anspruchsvoll sind. Eine Neue Wohngemein-
nützigkeit könnte hier deutliche Verbesserungen bringen, sofern sie tatsächlich darauf aus-
gerichtet wird, bezahlbaren und klimagerechten Wohnraum zu fördern. Aus unserer Sicht – 
und da sind wir uns mit vielen Autor*innen des vorliegenden Heftes einig – sollten sich Bund 
und Länder eine großzügige Unterstützung tatsächlich gemeinwohlorientierter Wohnungs-
unternehmen leisten, um einen langfristig angelegten Beitrag zur Lösung der Wohnungs-
krise zu leisten. Die Fallstricke des Gesetzgebungsverfahrens bestehen insbesondere darin, 
zu vermeiden, dass mit der NWG lediglich ein Förderprogramm für die bereits bestehende 
kommerzielle Wohnungswirtschaft geschaffen wird. Denn – um hier die oben angeführten Be-
fürchtungen aufzugreifen – es besteht tatsächlich die Gefahr, dass eine weichgespülte Wohn-
gemeinnützigkeit Anreize für große Unternehmen setzt, unterbewirtschaftete Bestände in 
einen geförderten Bereich abzuwälzen, während mit dem Gros der Wohnungen wie bisher Pro-
fite erzielt werden. Adressiert werden sollten mit der NWG unserer Meinung nach viel eher 
diejenigen Bauherr*innen, die aus ihrer eigenen Philosophie heraus bezahlbaren Wohnraum 
zur Verfügung stellen, Mieter*innenselbstverwaltung erlauben, Gemeinschaftlichkeit und gute 
Nachbarschaften fördern und einen Beitrag zur Klimagerechtigkeit leisten wollen. Wenn es 
gelingt, diese Bauherr*innen gezielt zu unterstützen – das wissen wir aus unserer täglichen 
Arbeit – bestünde die große Chance, eine wirklich neue und innovative Dynamik auf dem Bau- 
und Wohnungsmarkt zu entfachen. 

Adressiert werden sollten mit der NWG 
unserer Meinung nach diejenigen  

Bauherr*innen, die aus ihrer eigenen 
Philosophie heraus bezahlbaren 

Wohnraum zur Verfügung stellen, 
Mieter*innenselbstverwaltung erlauben, 

Gemeinschaftlichkeit und gute Nach-
barschaften fördern und einen Beitrag 
zur Klimagerechtigkeit leisten wollen 



Neue gemeinnützige Wohnhochhäuser? 
Protest auf dem Mietenmove 2018  

(Bild: Rasande Tyskar, CC BY-NC 2-0) 
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Wir schauen immer wieder neidisch in die Schweiz oder nach Österreich und damit in Län-

der, die seit Jahrzehnten einen gemeinnützigen Wohnungsbausektor haben und in denen klare 
Anforderungen bestehen, die im Rahmen des gemeinnützigen Wohnungsbaus einzuhalten 
sind. Die NWG könnte eine Chance sein, auch in Deutschland wieder einen eigenen sozialen 
und gemeinnützigen Wohnungsbausektor zu etablieren und diesen vom profitorientierten 
Wohnungsbau zu differenzieren. Damit wäre auch die Möglichkeiten gegeben, gemeinwohl-
orientierten Bauvorhaben einen einfacheren Zugang zu Grundstücken und eine bessere Aus-
stattung beim Eigenkapital zu ermöglichen. Langfristig könnte ein neuer Wohnungssektor 
entstehen, der guten und engagierten Projekten und Bauherr*innen – seien es Genossen-
schaften, Stiftungen oder zivilgesellschaftliche Initiativen – eine gemeinsame Stimme gibt 
und in dem neue Synergien entstehen können. 

Welche Aktivitäten STATTBAU HAMBURG in Sachen gemeinwohlorientiertem und ge-
meinnützigem Wohnen und Leben bereits jetzt leistet, stellen wir in den Beiträgen aus unse-
ren Arbeitsbereichen vor: STATTBAU HAMBURG gründet eine gGmbH und es finden sich Bei-
träge zu neuen Entwicklungen aus der Baubetreuung, der Hamburger Koordinationsstelle für 
Wohn-Pflege-Gemeinschaften, BiQ – Bürgerengagement für Wohn-Pflege-Formen im Quar-
tier und der Architektur- und Energieberatung. 

Wir hoffen sehr, mit dem vorliegenden Heft die Debatten um eine Neue Wohngemein-
nützigkeit zu bereichern und voranzubringen und einen kleinen Beitrag dazu zu leisten, lang-
fristige Perspektiven für eine soziale und ökologische Wohnungsversorgung zu eröffnen. 
Gleichermaßen hoffen wir, Neugier auf die Arbeit von STATTBAU HAMBURG zu wecken und auf-
zuzeigen, welche gemeinwohlorientierten Aktivitäten auf dem Bau- und Wohnungsmarkt auch 
heute – bei allen bestehenden Hindernissen – bereits möglich sind und umgesetzt werden. 



Hauptverwaltung der Neuen Heimat in Hamburg 1955/56.  
(Bild: Lepik/ Strobl (2019): Die Neue Heimat)
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DIE ALTE WOHNUNGS-
GEMEINNÜTZIGKEIT UND IHR  
UNRÜHMLICHES ENDE

Dirk Schubert

Die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 
im Jahr 1990 markierte einen Paradigmenwechsel 
in der Geschichte des sozialen Wohnungsbaus: 
Wurde die Versorgung einkommensschwacher 
Teile der Bevölkerung in der Bundesrepublik lange 
Zeit als wichtige und staatlich zu unterstützende 
Aufgabe betrachtet, markiert die Wende von den 
1980er zu den 90er Jahren eine deutliche Neo-
liberalisierung der Wohnungsversorgung. Heute 
stellt sich die Frage, ob aus der Geschichte gelernt 
werden kann und ob innovative Reformansätze vor 
dem Hintergrund der aktuellen Wohnungskrise 
in Großstädten neu und anders genutzt bzw. re-
aktiviert werden können? Haben derartige Ideen 
im Zeitalter der Dominanz neoliberaler Politik noch 
einen Stellenwert und wie könnten sie kreativ ge-
nutzt werden?

Bereits gegen Ende des 19. Jahrhunderts eti-
kettierten Wohnungsbauunternehmen, vor allem 
Genossenschaften, ihre Vorhaben als „gemein-
nützig“. Damit waren vage Vorstellungen ver-
bunden, dass nicht gewinnorientiert gearbeitet, 
sondern soziale Aspekte wie die Mietzahlungs-
fähigkeit von unteren Einkommensgruppen be-
rücksichtigt werden sollte. 

Erst 1930 erfolgte eine Präzisierung des bis 
dahin unbestimmten Kriteriums „Gemeinnützig-
keit“ im Wohnungswesen. Sie wurde nicht in einem 
Gesetz geregelt, sondern im Rahmen einer Not-
verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen. Eine Definition von 
„gemeinnützig“ wurde mittels des Kunstgriffs um-
gangen, dass nur Unternehmen den Titel führen 
durften, die als solche rechtskräftig anerkannt 
waren. Diese Gemeinnützigkeitsverordnung 
(GemVO) bestand bis 1940, als die National-
sozialisten mit dem Wohnungsgemeinnützigkeits-
gesetz (WGG) eine Konkretisierung lieferten, die bis 
zur Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 
1990 galt und den Titel „Gemeinnütziges Wohnungs-
unternehmen“ schützte. 

BUNDESWEITE DEBATTE



Die Eröffnung des Informationspavillons 
von München-Neuperlach 1969. (Bild: 

Lepik/ Strobl (2019): Die Neue Heimat)
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Damit waren Bindungen und Beschränkungen der 
Geschäftstätigkeit verbunden:
• Die Tätigkeit gemeinnütziger Wohnungsunter-

nehmen war auf den Bau und die Betreuung, die 
Bewirtschaftung und den Verkauf von Wohnungen 
sowie auf die Maßnahmenträgerschaft von städte-
baulichen Entwicklungs- und Sanierungsmaß-
nahmen beschränkt (Beschränkung der Geschäfts-
tätigkeit)
• Gemeinnützige Wohnungsunternehmen durf-

ten für ihre wohnungswirtschaftlichen Leistungen 
keinen höheren Preis beanspruchen als den, der zur 
Deckung der Kosten bzw. laufenden Aufwendungen 
notwendig war (Kostenmietenprinzip)
• Die Genossenschaftsmitglieder und Eigen-

tümer*innen bzw. Gesellschafter*innen eines ge-
meinnützigen Wohnungsunternehmens erhielten 
jährlich eine Gewinnbeteiligung von höchstens 4 
Prozent ihrer eingezahlten Kapitaleinlage. Über-
schüsse, die nicht ausgezahlt wurden, muss-
ten wieder zur Erfüllung der gesetzlichen Unter-
nehmensaufgaben reinvestiert werden (Gewinn-
beschränkung) 
• Das gesamte Vermögen der Wohnungsunter-

nehmen war an den gemeinnützigen Zweck ge-
bunden (Baupflicht und Reinvestition). Der 
Stiftungscharakter kam darin zum Ausdruck, dass 
das Vermögen nur zu einer sozialorientierten 
Wohnversorgung der Bevölkerung eingesetzt wer-
den durfte (Zweckbindung des Vermögens)

Als Ausgleich für diese Verpflichtungen wur-
den die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
von der Körperschaft-, Gewerbe- und Vermögen-
steuer befreit. Darüber hinaus gab es Befreiungen 
bei der Grunderwerbsteuer und Ermäßigungen bei 
der Grundsteuer. Die gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen unterlagen einer Prüfungspflicht, ob 
die gemeinnützigkeitsrechtlichen Vorschriften ein-
gehalten wurden. Erst nach erfolgter Anerkennung 
galt ein Wohnungsunternehmen als gemeinnützig. 

Es galt eine Pflicht für gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen, ständig neue Wohnun-
gen zu erstellen. Ziel dieser Baupflicht war ein 
kontinuierliches Anwachsen der gemeinnützigen 
Bestände. Der Bau der Wohnungen wurde mit öf-
fentlichen Baudarlehen gewährleistet, in deren Til-
gung eine Steigerung der Miete in regelmäßigen 
Abständen einprogrammiert war. Grundgedanke 
dieser Art der Förderung war die Erwartung ent-
sprechender Einkommenssteigerungen. 

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
unterlagen somit bestimmten Verhaltens-, Ver-
mögens- und Zweckbindungen. Die Kodifizierung 
sollte aber weitgehende Interpretationsmöglich-
keiten bieten. Die Grenzen zwischen privatwirt-
schaftlichem Erwerbsstreben, solidarischer, ge-
nossenschaftlicher Selbsthilfe, Fokussierung 
auf Gemeinwohl, öffentlichem Interesse und 
wirtschaftlich schwächeren Schichten blieben 
offen und sollten unternehmerische Nischen für 
die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen er-
öffnen. Auf die Problematik des wenig geklärten 
Begriffs „Gemeinnützigkeit“ und möglichen Miss-
brauch wurde in der Fachliteratur bereits früh-
zeitig hingewiesen. Es sei immer wieder neu zu ent-
scheiden, ob die Wahl der Rechtsform der Gemein-
nützigkeit real die Erfüllung eines Tatbestandes 
„gemeinnützig verbürgt und ob umgekehrt nicht 
auch Bauherren, in dem tatsächlichen Ergebnis ge-
meinnützig sein können“. Aber immer war der Be-
griff der Gemeinnützigkeit mit Wohltätigkeit, Hilfs-
bereitschaft und solidarischen Verhaltensgeboten 
verbunden. 

Im Oktober 1982 stellte Helmut Kohl nach dem 
politischen Machtwechsel in Bonn „mehr Markt und 
weniger Staat“ in das Zentrum seiner Regierungs-
erklärung. Die „Offensive der Marktwirtschaftler“ 
auch in der Wohnungswirtschaft und die Kontro-
verse um die Wohnungsgemeinnützigkeit polari-
sierte die Debatte: Regierung, private Wohnungs-
unternehmen und Haus-, Wohnungs- und 



Terrassenhäuser  
in Mümmelmannsberg, 1975. (Bild: 
Lepik/ Strobl (2019): Die Neue Heimat)
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Grundeigentümer*innen standen auf der einen 
Seite, ihnen gegenüber die gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft und Mietervereinigungen. 
Der Deregulierung der Wohnungspolitik folgte eine 
verstärkte Eigenheimförderung, dem Rückzug aus 
dem sozialen Wohnungsbau eine „Abfederung“ 
durch Wohngeldzahlungen. 

Noch 1983 gab es in der Bundesrepublik 1.850 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen, darunter 
ca. 600 Kapitalgesellschaften und 1.217 Genossen-
schaften. Während die Bauminister der Länder 
(ARGEBAU) eine Beibehaltung des Prinzips der Ge-
meinnützigkeit mit starkem sozialen Auftrag be-
fürworteten, war die von Bundesfinanzminister Ger-
hard Stoltenberg (CDU) eingerichtete Kommission 
der Meinung, dass die Notwendigkeit einer recht-
lichen und steuerlichen Sonderstellung bei einem 
entspannten Wohnungsmarkt nicht mehr gegeben 
sei. Kritiker*innen monierten, dass die erwarteten 
Steuermehreinnahmen unrealistisch seien und 
dagegen Mieterhöhungen und höhere Wohngeld- 
und Sozialhilfeabgaben bei Bund, Ländern und Ge-
meinden nach sich ziehen würden. 1990 wurde die 
Steuerfreiheit der gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen dann durch ein Steuerreformgesetz 
abgeschafft. Die fiskalpolitische Sichtweise hatte 
sich durchgesetzt. 

Die über 100 Jahre gewachsene Wohnungs-
gemeinnützigkeit war allerdings nicht zuletzt durch 
das Debakel der Neuen Heimat in Misskredit geraten. 
Die Neue Heimat war das damals größte gemein-
nützige Unternehmen, welches aus der Arbeiter-
bewegung heraus entstanden war, dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund gehörte und öffentlich den An-
spruch verfolgte, die Wohnungsfrage durch den Bau 
von Kleinwohnungen zu überwinden. Die hehren 
ethischen und moralischen Ansprüche von Gemein-
wirtschaft und Gemeinnützigkeit hatten sich über 
die Zeit jedoch in Dreistigkeit, private Bereicherung 
und eine Selbstbedienungsmentalität gewandelt. 
Genüsslich wurde die Diskrepanz von Anspruch 

und tatsächlichem Verhalten von Gewerkschafts-
funktionär*innen und dem Neue Heimat-Vorstand 
von Konservativen und Wirtschaftsliberalen auf-
gegriffen. Die Abwicklung der Neuen Heimat sollte 
die Gewerkschaften ca. 1 Milliarde Mark kosten. 

Die öffentliche Debatte wurde über meh-
rere Jahre vom Unternehmensgeflecht der Neuen 
Heimat und einer Begriffsakrobatik beherrscht 
(z. B. „zulässige“ Mieterhöhungen nach Kosten-
mietenprinzip), die außerhalb der Regelungen der 
Wohnungsgemeinnützigkeit kaum verständlich 
waren. Hier wurde von den Medien („Mietwucher“) 
auf Vermieterwillkür, auf Verfilzung und Be-
reicherung der „Bosse“ und letztlich auf das ganze 
System der Gemeinnützigkeit und Gemeinwirt-
schaft geschlossen, dass – so die verbreitete Sicht-
weise – keine Alternative zum privaten Wohnungs-
bau bieten könne. 

Gemeinnützige Organisationen und Körper-
schaften, die dem Gemeinwohl dienen und als sol-
che anerkannt sind, blieben allerdings auch nach 
1990 steuerbegünstigt. So orientieren sich viele Ge-
nossenschaften freiwillig an Vorgaben der Gemein-
nützigkeit. Der Neue Heimat-Skandal orchestrierte 
jedoch die Debatte und diskreditierte bis heute 
alle Reformversuche der Wohnungsgemeinnützig-
keit. Vor dem Hintergrund aktueller Wohnungsver-
sorgungsengpässe wäre es jedoch zu wünschen, 
dass eine neue und unbeschwerte Diskussion um 
gemeinnützig orientiertes Handeln im Bereich der 
Wohnungswirtschaft möglich wird.
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ZUR POLITISCHEN  
DISKUSSION UM EINE NEUE 
WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT 

Jan Kuhnert

Schon länger ist eine Neue Wohngemeinnützig-
keit (NWG) in der bundesdeutschen Diskussion. 
Auch im Bundestag wurde sie Thema durch An-
träge der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen im Jahr 2016. Seit der umfangreichen 
Studie von Kuhnert und Leps hat sich die De-
batte konkretisiert und mündete in der nächsten 
Legislaturperiode wieder im Bundestag. Diesmal 
wurde sogar eine öffentliche Anhörung über einen 
konkreten Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grü-
nen und einen aktualisierten Antrag der Fraktion 
Die Linke im Oktober 2020 durchgeführt. In der 
Debatte wurde die NWG dann zu einer Frage von 
„Marktwirtschaft oder Sozialismus“ (Prof. Sotelo) 
hochstilisiert und die Immobilienvertretungen 
liefen Sturm gegen die Vorschläge. Seitens der 
Gewerkschaften ver.di und IG BAU wurde da-
gegen mit einer Argumentationsbroschüre noch 
vor der Bundestagswahl für eine NWG geworben.  
Das Für und Wider einer Neuen Wohngemein-
nützigkeit erhitzt offensichtlich die Gemüter. 
Der Beitrag stellt den Stand der Debatte um eine 
Wiedereinführung und damit verbundene Chancen 
zu einer Verbesserung der Wohnungsversorgung 
von Menschen mit niedrigen und mittleren Ein-
kommen dar. 

Der Koalitionsvertrag der Ampelregierung 
vom 24.11.2021 hatte eine außerordentlich posi-
tive Überraschung für Mieter*innen im Gepäck. Die 
Neue Wohngemeinnützigkeit (NWG) wurde als ge-
meinsames Projekt vereinbart: „Wir werden zeitnah 
eine neue Wohngemeinnützigkeit mit steuerlicher 
Förderung und Investitionszulagen auf den Weg brin-
gen.“ Damit waren die beiden wesentlichen Eck-
punkte einer staatlichen Förderung klar festgelegt: 
Steuerverzichte UND Investitionsförderung. Die 
vermutlich von der FDP hineinverhandelte Ein-
schränkung steht im Folgesatz: „Sie soll nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit die Struktur der 
etablierten Wohnungswirtschaft ergänzen, ohne 
diese zu benachteiligen.“ Diese „Hintertür“ kann 

jederzeit geöffnet und die NWG damit verhindert 
werden – noch ist nichts entschieden!

Im Abschlusspapier des neu gebildeten 
Wohnungsbündnisses auf Bundesebene vom Okto-
ber 2022 versprach die Regierung – nicht zuletzt auf 
Druck des Deutschen Mieterbunds: „Der Bund wird 
einen umfassenden Dialogprozess zur Erarbeitung 
eines Konzepts zur Einführung einer neuen Wohn-
gemeinnützigkeit aufsetzen, in den sich Bündnis-
Mitglieder mit ihrer fachlichen Expertise umfassend 
einbringen können.“ Dafür wurde gemeinsam mit 
den Immobilienverbänden die konstruktiv-kriti-
sche Begleitung eines Gesetzgebungsverfahrens 
zur Umsetzung einer Neuen Wohngemeinnützig-
keit in der laufenden Legislaturperiode vereinbart.

Zwar hatte das Bundesministerium die Bünd-
nispartner*innen zur Teilnahme an der Umsetzung 
der NWG eingeladen, jedoch erklärten die Im-
mobilienverbände in einer gemeinsamen Erklärung 
vom gleichen Tag: „Die im Koalitionsvertrag verein-
barte Einführung einer Neuen Wohngemeinnützig-
keit halten wir für überflüssig. Sollte sie tatsächlich 
umgesetzt werden, darf sie in keinem Fall zu Las-
ten der etablierten Wohnungswirtschaft gehen, die 
schon seit Jahrzehnten für langfristig bezahlbares 
Wohnen steht.“

Trotz dieser ablehnenden Haltung der 
Wohnungswirtschaftsverbände bekräftigten die 
Koalitionsfraktionen im November 2022 bei den 
Beratungen zum Haushaltsentwurf 2023 ihren Um-
setzungswillen. Ebenfalls im November 2022 legte 
der Autor im Auftrag des Deutschen Mieterbunds 
ein umfassendes Konzept zur Umsetzung der NWG 
vor, mit der die Diskussion nun konkretisiert wer-
den konnte.

Zur Erarbeitung der vom Haushaltsausschuss 
geforderten Eckpunkte einer NWG wurde der 
Deutsche Verband für Wohnungswesen, Städte-
bau und Raumordnung beauftragt, gemeinsam 
mit dem Bundeministerium für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen (BMWSB) und dem 
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Bundesministerium für Finanzen (BMF) Workshops 
zu organisieren, zu denen sowohl die Immobilien- 
und Mieterverbände als auch soziale und kirchliche 
Organisationen und Fachleute eingeladen waren. 
In drei Workshops von Januar bis März 2023 wur-
den Überlegungen vom BMWSB bzw. dem Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) diskutiert. Durch eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung der PD – Berater der öffentlichen 
Hand GmbH sollte der Subventionsbedarf für die 
Wirtschaftlichkeit einer NWG abgeschätzt werden. 
Es wurden die notwendige Kompensation der NWG-
Beschränkungen diskutiert und Ansätze zu einem 
Förderprogramm besprochen. Das BMF positio-
nierte sich jedoch nicht zu einzelnen Punkten oder 
einem Förderkonzept.

Die Workshops hatten den Charakter einer 
Anhörung, denn auf konkrete Einwände oder 
Änderungsvorschläge wurde seitens des Ministe-
riums faktisch nicht geantwortet, nur die Berater-
gesellschaft machte weitergehende Erklärungen 
zu ihren Annahmen. Als Fazit bleibt festzustellen, 
dass vom BMWSB ein Förderprogramm mit (Inves-
titions-) Zulagen mit Rechtsanspruch sowie mit 
Steuerbefreiungen vorbereitet wird. Hierfür er-
stellte das BMWSB im März 2023 einen Entwurf 
für Eckpunkte eines Gesetzes. Sowohl für dauer-
gebundenen Neubau wie auch für die Einbringung 
von Bestandswohnungen in die NWG soll es Zu-
schüsse geben, offen blieb jedoch welche (dauer-
haften) Belegungsbindungen damit verbunden sein 
sollen. 

ein Eckpunktepapier bis zum 14. Juni 2023 ge-
mäß der Forderung der Haushälter vorzulegen. Zu 
diesem Datum legte das BMWSB – allerdings ohne 
Mitzeichnung des BMF – die „Eckpunkte“ zur Neuen 
Wohngemeinnützigkeit mit drei verschiedenen Op-
tionen vor, die wesentlich unkonkreter als der in-
terne März-Entwurf sind. 

In Variante 1 würde entweder ein Wohnungs-
unternehmen vollständig mit allen Beständen in 
die NWG überführt oder neu als NWG-Unterneh-
men gegründet werden. Diese würden zur „preis-
gedämpften Vermietung“ verpflichtet, was in den 
Modellrechnungen der PD-Beratungsgesellschaft 
mit 20 % unter der ortsüblichen Vergleichsmiete 
angenommen wird. Die wirtschaftlichen Nachteile 
solcherart günstiger Mieten würden durch Befreiung 
von Körperschafts- und Gewerbesteuer sowie einer 
Grundsteuererleichterung ausgeglichen werden. 
Mit Investitionszulagen sollen die Wohnungsunter-
nehmen motiviert werden, ihre Bestände in die 
NWG einzubringen und Neubauten zu erstellen.

Mit der Variante 2 wird eine – bisher noch nicht 
diskutierte – neue „Lösung ohne Zulagen innerhalb 
der AO-Gemeinnützigkeit („AO-Lösung“)“ zur Dis-
kussion gestellt, mit der die Abgabenordnung (AO) 
so geändert würde, dass in ihr ein eigener „wohn-
gemeinnütziger Zweck“ eingefügt würde. Bei Ach-
tung der strengen Vermögensbindung und dem Aus-
schüttungsverbot in der AO sind Verpflichtungen 
dieser Unternehmen einer Wohnungsvermietung 
unter dem Vergleichsmietenniveau vorgesehen. Es 
gäbe zwar Steuerbefreiungen für die Unternehmen, 
aber keine Zulagen. Somit richtet sich dieser Vor-
schlag an „Unternehmen mit akzentuierter sozialer 
Ausrichtung.“

Ziel der Variante 3 – zusätzlich oder alternativ 
zu den beiden anderen Varianten – ist es, „Unter-
nehmen ein Modell anzubieten, bei dem die Bin-
dung und Privilegierung auf einen bestimmten 
Unternehmensteil oder bestimmte Wohnungen be-
schränkt ist“. Als Beispiel wird hierfür die satzungs-
mäßige Festlegung von mindestens fünf bis zehn 
Prozent des Bestandes für eine Vermietung nach 
bestimmten „gemeinnützigen“ Kriterien aufgeführt. 
Nur für diese Teilbestände würde der Staat etwa Er-
tragssteuerminderungen gewähren. Ein Zuschuss-
konzept sei hier noch eingehend zu prüfen. 

Zentraler Stolperstein bleibt der Aufwand für 
die NWG, die „sowohl Steuermindereinnahmen als 
auch Mehrausgaben im Bundeshaushalt umfassen“ 
könne. Einschränkend wird im Eckpunktepapier 
festgestellt: „Eine solche Finanzierung ist derzeit 
weder im aktuellen Bundeshaushalt noch in der 
Finanzplanung vorgesehen. Angesichts der aktuel-
len Steuerschätzung und der darin enthaltenen pro-
gnostizierten Mindereinnahmen fehlt für ein solches 
Förderprogramm zur Neuen Wohngemeinnützigkeit 
zum jetzigen Zeitpunkt die Finanzierungsgrund-
lage.“ Der vom BMF vorgelegte Haushaltsentwurf 
für 2024 sieht keine Gelder für die NWG vor, das 
BMWSB hofft aber auf eine Änderung durch Be-
schluss des Deutschen Bundestags zum Haushalt 
2024 gegen Ende des Jahres 2023. Erst dann könne 

Zentraler Stolperstein bleibt der 
Aufwand für die NWG, die sowohl 

Steuermindereinnahmen als 
auch Mehrausgaben im Bundes-

haushalt umfassen könne 

Im Bauausschuss des Bundestages wurde am 
23. April 2023 über die NWG diskutiert. Die SPD 
zeigte Verständnis für die Verzögerung der Eck-
punkte, da neben Präzisierungen noch die Auf-
arbeitung der Fehler der alten Wohnungsgemein-
nützigkeit ausstünden. Die FDP erklärte, sie lehne 
die neue Wohngemeinnützigkeit „nicht generell“ ab, 
betrachte diese aber immer unter der Prämisse der 
Finanzierbarkeit. Die (ehemalige) Parlamentarische 
Staatssekretärin Cansel Kiziltepe des BMWSB be-
tonte die Notwendigkeit der Schaffung dauerhaft 
bezahlbaren Wohnraums durch die NWG, die durch 
die bisherige soziale Wohnraumförderung nicht ge-
währleistet sei. Zum Thema Steuererleichterungen 
sei man allerdings „noch in Abstimmung, auch mit 
dem Bundesfinanzministerium.“ Sie kündigte an, 
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Bündnis für bezahlbares Bauen/ BMWSB (2022): Bündnis be-
zahlbarer Wohnraum. Maßnahmen für eine Bau-, Investitions- 
und Innovationsoffensive, online unter: https://www.bmwsb.
bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/buend-
nis-bezahlbarer-wohnraum/buendnis-Artikel.html. 

Deutscher Mieterbund/ Kuhnert, Jan (2022): Konzept für eine 
Neue Wohngemeinnützigkeit, online unter: https://www.
mieterbund.de/fileadmin/public/Studien/DMB_Gutach-
ten_5.pdf. 

Immobilienverbände (2022): Gemeinsame Erklärung der Immo-
bilienverbände zum Maßnahmenpaket des Bündnisses be-
zahlbarer Wohnraum, online unter: https://www.gdw.de/
media/2022/10/2022-10-12-gemeinsame-erklaerung-der-
immobilienverbaende-zum-buendniss-bezahlbarer-wohn-
raum-v2-ak-presse.pdf. 

Luczak, Jan-Marco (CDU) (2023): Geywitz´Plan für eine Neue 
Wohngemeinnützigkeit wird ins Leere laufen, PM vom 
15.06.2023, online unter: https://www.cducsu.de/presse/
pressemitteilungen/geywitzplan-fuer-eine-neue-wohnge-
meinnuetzigkeit-wird-ins-leere-laufen. 

Handelsblatt vom 26.06.2023 „Neue Wohngemeinnützigkeit: 
Ökonomen halten Regierungspläne für ‚gefährlich‘“, online 
unter https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/fo-
erderprogramm-neue-wohngemeinnuetzigkeit-oekonomen-
halten-regierungsplaene-fuer-gefaehrlich/29222636.html. 

Ver.di und IG BAU-Betriebsräte (2023): Neue Wohngemeinnüt-
zigkeit zeitnah einführen! Offener Brief, online unter: https://
www.verdi.de/++file++647dde4c045b604f284c3d36/down-
load/Offener%20Brief%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit.
pdf. 

festgestellt werden, ob und wenn ja welche finan-
ziellen Mittel der Haushaltsgesetzgeber zur Ver-
fügung stellen kann.

Direkt nach der Veröffentlichung der Eckpunkte 
konstatierte der Verband bayrischer Wohnungs-
unternehmen daher: „Mit einem ersten Gesetz-
entwurf ist kurzfristig nicht zu rechnen.“ Auch der 
Wohnungspolitiker der Union, Marco Luczak, pro-
phezeite, der Plan für die NWG werde „ins Leere 
laufen“, „weil die Ampel sich wieder einmal nicht ei-
nigen konnte“. Da gerade die anzusprechenden „so-
zialen Vermieter“ große Skepsis hätten, sollte das 
BMWSB darauf verzichten „Gesetze gegen die Be-
troffenen zu machen“. Durch Prof. Voigtländer vom 
wirtschaftsnahen Institut der Deutschen Wirt-
schaft und langjährig profiliertem Gegner der NWG, 
halten nun Horrormeldungen Einzug in die Debatte. 
Seine Meinung: „Allein für die drei Städte Hamburg, 
München und Berlin wäre man schnell bei jährlichen 
Kosten von drei Milliarden Euro“. Da zucken doch alle 
Haushälter*innen zurück – oder? Interessant ist 
die nachvollziehbare Kritik von Voigtländer an der 
Variante 3 mit Teilbeständen. Er hält diesen Vor-
schlag für „besonders gefährlich“, denn es drohe, 
„dass Unternehmen unverkäufliche Teile ihres Unter-
nehmens in die Gemeinnützigkeit schieben und die 
Verantwortung für unterbewirtschaftete Bestände 
an die Gemeinschaft abwälzen“.

Aus meiner Sicht stellt insbesondere die Va-
riante 1 des Eckpunktepapiers einen Schritt in die 
richtige Richtung dar, der nun durch einen Gesetz-
entwurf konkretisiert werden müsste. Hierfür 
müssten zumindest vom BMWSB Projektmittel 
in diesem und nächsten Jahr bereitgestellt wer-
den, um unter Einbeziehung externer Fachleute 
und Interessenvertretungen einen qualitativ trag-
fähigen Gesetzentwurf erarbeiten zu können, der 
dann Eingang in den nächsten Haushaltsentwurf 
finden könnte. 

Nachdem sich in den letzten Monaten Sozial-
verbände und Organisationen aus der Ökologie- und 
Klimaschutzbewegung hinter die Forderung einer 
NWG gestellt habe, ist es jetzt vor allem wichtig, 
mehr Unterstützung in der Immobilienwirtschaft zu 
gewinnen! Mit dem Brief von Betriebsräten aus der 
Wohnungswirtschaft an Bauministerin Geywitz und 
Finanzminister Lindner ist die Diskussion endlich 
innerhalb der Branche eröffnet. Zu Recht schrieben 
die Gewerkschafter*innen: „Das wichtige Vorhaben 
einer neuen Wohngemeinnützigkeit darf nicht an un-
begründeten Vorbehalten einiger Branchenakteure 
oder an einer unzureichenden Finanzausstattung der 
neuen Wohngemeinnützigkeit scheitern.“

Jan Kuhnert, Teilnehmer der Anhörungen zur Aufhebung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit 1987, Autor verschiedener Stu-
dien und Gesetzentwürfe zur Novellierung bzw. Wiederein-
führung der Wohnungsgemeinnützigkeit, Geschäftsführer 
des kommunalen Wohnungsunternehmens GBH in Hanno-
ver (1997 – 2002) sowie Vorstand der Wohnraumversorgung 
Berlin AöR (2016-2021), Mitdiskutant in allen Workshops des 
BMWSB 2023.
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https://digital.zlb.de/viewer/metadata/16298350/1/LOG_0003/
https://www.rosalux.de/publikation/id/37380/neue-wohnungsgemeinnuetzigkeit
https://www.rosalux.de/publikation/id/37380/neue-wohnungsgemeinnuetzigkeit
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw41-pa-bau-wohngemeinnuetzigkeit-794838
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw41-pa-bau-wohngemeinnuetzigkeit-794838
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw41-pa-bau-wohngemeinnuetzigkeit-794838
https://www.bundestag.de/resource/blob/951402/ae8b25828524d52af7ae8f8489bd670b/Kurzprotokoll-41-Sitzung-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/951402/ae8b25828524d52af7ae8f8489bd670b/Kurzprotokoll-41-Sitzung-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/951402/ae8b25828524d52af7ae8f8489bd670b/Kurzprotokoll-41-Sitzung-data.pdf
https://wipo.verdi.de/++file++60d5bd6664eebec07a7c8c7d/download/verdi%20BAU%20Broschu%CC%88re%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit-1.pdf
https://wipo.verdi.de/++file++60d5bd6664eebec07a7c8c7d/download/verdi%20BAU%20Broschu%CC%88re%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit-1.pdf
https://wipo.verdi.de/++file++60d5bd6664eebec07a7c8c7d/download/verdi%20BAU%20Broschu%CC%88re%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit-1.pdf
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/buendnis-bezahlbarer-wohnraum/buendnis-Artikel.html
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/buendnis-bezahlbarer-wohnraum/buendnis-Artikel.html
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/topthemen/Webs/BMWSB/DE/buendnis-bezahlbarer-wohnraum/buendnis-Artikel.html
https://www.mieterbund.de/fileadmin/public/Studien/DMB_Gutachten_5.pdf
https://www.mieterbund.de/fileadmin/public/Studien/DMB_Gutachten_5.pdf
https://www.mieterbund.de/fileadmin/public/Studien/DMB_Gutachten_5.pdf
https://www.gdw.de/media/2022/10/2022-10-12-gemeinsame-erklaerung-der-immobilienverbaende-zum-buendniss-bezahlbarer-wohnraum-v2-ak-presse.pdf
https://www.gdw.de/media/2022/10/2022-10-12-gemeinsame-erklaerung-der-immobilienverbaende-zum-buendniss-bezahlbarer-wohnraum-v2-ak-presse.pdf
https://www.gdw.de/media/2022/10/2022-10-12-gemeinsame-erklaerung-der-immobilienverbaende-zum-buendniss-bezahlbarer-wohnraum-v2-ak-presse.pdf
https://www.gdw.de/media/2022/10/2022-10-12-gemeinsame-erklaerung-der-immobilienverbaende-zum-buendniss-bezahlbarer-wohnraum-v2-ak-presse.pdf
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/geywitzplan-fuer-eine-neue-wohngemeinnuetzigkeit-wird-ins-leere-laufen
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/geywitzplan-fuer-eine-neue-wohngemeinnuetzigkeit-wird-ins-leere-laufen
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/geywitzplan-fuer-eine-neue-wohngemeinnuetzigkeit-wird-ins-leere-laufen
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/foerderprogramm-neue-wohngemeinnuetzigkeit-oekonomen-halten-regierungsplaene-fuer-gefaehrlich/29222636.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/foerderprogramm-neue-wohngemeinnuetzigkeit-oekonomen-halten-regierungsplaene-fuer-gefaehrlich/29222636.html
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https://www.verdi.de/++file++647dde4c045b604f284c3d36/download/Offener%20Brief%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit.pdf
https://www.verdi.de/++file++647dde4c045b604f284c3d36/download/Offener%20Brief%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit.pdf
https://www.verdi.de/++file++647dde4c045b604f284c3d36/download/Offener%20Brief%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit.pdf
https://www.verdi.de/++file++647dde4c045b604f284c3d36/download/Offener%20Brief%20Wohngemeinnu%CC%88tzigkeit.pdf
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ECKPUNKTE-PAPIER DES BMWSB ZUR 
NEUEN WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT

Das Eckpunkte-Papier des BMWSB zur Neuen 
Wohngemeinnützigkeit wurde vom Ministerium 
nicht veröffentlicht, jedoch haben es einige be-
teiligte Verbände online gestellt. Wir geben in der 
Freihaus das PDF wieder, welches sich u.a. auf 
den Seiten des Paritätischen1 und des Verbandes 
bayrischer Wohnungsunternehmen2 findet 
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7 1 https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Eck-
punkte_NeueWohngemeinnuetzigkeit.pdf 

2 https://www.vdwbayern.de/wp-content/uploads/2023/06/
NWG_Eckpunktepapier_2030614.pdf. 

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Eckpunkte_NeueWohngemeinnuetzigkeit.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Eckpunkte_NeueWohngemeinnuetzigkeit.pdf
https://www.vdwbayern.de/wp-content/uploads/2023/06/NWG_Eckpunktepapier_2030614.pdf
https://www.vdwbayern.de/wp-content/uploads/2023/06/NWG_Eckpunktepapier_2030614.pdf
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Gemeinsames Positionspapier von wohnbund, Netz-
werk Immovielien und Forum Gemeinschaftliches 
Wohnen – Bundesvereinigung

NEUE WOHNUNGS-
GEMEINNÜTZIGKEIT:  
JA, ABER RICHTIG!

Als Verbände kleinerer Wohnungsgenossen-
schaften, gemeinschaftlicher Wohnprojekte 
und gemeinwohlorientierter Immobilienprojekte 
begrüßen wir die im Koalitionsvertrag fest-
gehaltene Absicht der Bundesregierung, eine neue 
Wohnungsgemeinnützigkeit einzuführen. Es ist 
überfällig, dass die seit vielen Jahren beobacht-
baren Probleme der Wohnungsversorgung auf 
grundsätzliche und nachhaltige Weise angegangen 
werden – die Wohnungsgemeinnützigkeit bie-
tet eine Chance dazu. Der anstehende Gesetz-
gebungsprozess wird nach unserer Einschätzung 
den wohnungspolitischen Erfordernissen nur ge-
recht, wenn die übergeordneten Ziele einer am öf-
fentlichen Interesse orientierten Bodenordnung, 
der ökologisch-klimagerechten Transformation 
sowie des demographischen Wandels mitberück-
sichtigt werden.

Die bisher vorgestellten Ansätze einer Wohnungs-
gemeinnützigkeit, die Steuerbegünstigungen und 
investive Zuschüsse beinhalten würde, sehen wir 
grundsätzlich positiv. Die folgenden Aspekte er-
scheinen uns bei der konkreten Ausgestaltung 
entscheidend.

1. Für eine echte Wohnungsgemeinnützigkeit!
Wohnungsgemeinnützigkeit muss heißen: Es 
wird ein Sektor geschaffen, dessen Wohnungs-
bestände dauerhaft gemeinnützig – statt gewinn-
orientiert – bewirtschaftet werden. Eine echte 
Wohnungsgemeinnützigkeit kann folglich nicht nur 
ein „Sofortprogramm“ zur Förderung von Anbietern 
sein, von denen man sich die Behebung der aktuel-
len Wohnungskrise erhofft. Die Kernpunkte von in 
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Deutschland früher und in benachbarten Ländern 
(Österreich, Schweiz) heute noch bestehenden 
Wohnungsgemeinnützigkeitsregeln sind zum einen 
eine Gewinnbeschränkung (maximale Eigenkapital-
verzinsung), zum anderen eine Vermögensbindung 
nach dem Prinzip: Einmal gemeinnützig, für immer 
gemeinnützig. Aufgrund der historischen Erfahrung 
der Abschaffung der früheren Wohnungsgemein-
nützigkeit und den darauffolgenden Privatisierun-
gen fordern wir, dass die Sicherstellung der dauer-
haften Vermögensbindung im Gesetzgebungs-
prozess rasch und unmissverständlich geklärt wird.

2. Der neue gemeinnützige Wohnungssektor: 
vielfältig, aber eindeutig!
Eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit muss mög-
lichst vielen potentiell gemeinnützigen Anbietern 
offenstehen. Wir denken hierbei insbesondere 
an Wohnungsgenossenschaften und selbstver-
waltete Wohnprojekte in unterschiedlichen Rechts-
formen (z.B. im Verbund des Mietshäuser Syndi-
kats). Ebenso sollten Sozial-, Bürger- oder Atelier-
genossenschaften sowie Stiftungen und andere 
zivilgesellschaftliche getragene „Immovielien“ 
die neuen Gemeinnützigkeitsregeln nutzen kön-
nen. All diese Organisationen haben in den ver-
gangenen Jahrzehnten herausragende wohnungs-
wirtschaftliche, sozialpolitische und baukulturelle 
Innovationsleistungen erbracht. 

Die neue Wohnungsgemeinnützigkeit muss 
einerseits bestehenden Anbietern, die die Ziele 
Vermögensbindung und Gewinnbeschränkung 
erwiesenermaßen teilen, ohne zu hohe Hürden 
offenstehen. So wäre beispielsweise eine zu enge 
einkommensbasierte Zielgruppendefinition ein 
Hindernis für (insbesondere neu gegründete) Ge-
nossenschaften, in denen notwendigerweise auch 
Mittelschichtshaushalte ihren solidarischen Bei-
trag etwa zur Eigenkapitalausstattung leisten. Die 
neue gemeinnützige Wohnungswirtschaft muss 
ein Zeichen für Qualität werden und darf nicht als 
reiner „Armenhaussektor“ dienen. Andererseits gilt 
es, Beliebigkeit und Opportunismus unbedingt zu 
verhindern: Auf Profitmaximierung ausgerichteten 
Börsenkonzernen und Briefkastenfirmen und ihren 
Ablegern muss das Label „gemeinnützig“ wirksam 
verweigert werden können. Nur so kann es auch 
eine Funktion als Unterscheidungskriterium für 
förderwürdige Vorhaben und Anbieter auf Landes- 
und kommunaler Ebene erfüllen, beispielsweise bei 
Grundstücksvergaben.

3. Beiträge zu Gemeinwohl und Quartiersent-
wicklung: Auch Nicht-Wohnnutzungen für leben-
dige Städte fördern!
Lebenswerte urbane Quartiere entstehen vor allem 
dort, wo die Rahmenbedingungen für eine so-
ziale und kulturelle Infrastruktur mit Begegnungs-
räumen, Kulturflächen, sozialen Einrichtungen und 
anderen nicht-profitorientierten Nutzungen be-
stehen. Die neue Wohnungsgemeinnützigkeit sollte 

neben dem Ziel der Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum deshalb auch dahingehend ausgestaltet 
sein, vielfältige Nicht-Wohnnutzungen, Gemein-
bedarfseinrichtungen und nachbarschaftliche An-
gebote für eine lebenswerte und lebendige Stadt zu 
fördern oder sogar zur Bedingung zu machen. 

4. Steuerbegünstigungen für gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen: gezielt und ausreichend!
Die bisher im Dialogprozess vorgestellten Über-
legungen zur Befreiung gemeinnütziger Wohnungs-
unternehmen von der Körperschafts- und Gewerbe-
steuer begrüßen wir grundsätzlich.

Es sind jedoch an weiteren Stellen sinnvolle 
Steuerbegünstigungen denkbar: Die Grundsteuer 
sollte gemeinnützigen Wohnungsanbietern min-
destens im selben Maße erlassen werden wie dies 
heute bereits für genossenschaftliche und öffentli-
che Wohnungsunternehmen gilt (§ 15 Abs. 4 GrStG). 
Ebenso sollte gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen die Grunderwerbsteuer ganz oder teilweise 
erlassen werden, um sie im Wettbewerb um Grund-
stücke – insbesondere auch solche mit bewohnten 
Häusern – gegenüber profitmaximierenden Akteu-
ren zu stärken. Analog dazu sollte eine Befreiung 
von Erbschafts- und Schenkungssteuer erfol-
gen, wenn gemeinnützige Anbieter Immobilien zu 
Preisen unterhalb des Verkehrswert erwerben. 
Eine sehr wirksame Förderung gemeinnütziger 
Wohnungsunternehmen könnte überdies durch 
deren Befreiung von auf Bauleistungen entfallende 
Umsatzsteuerbeträgen erfolgen. Dies hätte gegen-
über festen Zulagen den entscheidenden Vorteil, 
dass die Begünstigung sich automatisch propor-
tional zu den Baukosten entwickelt.

5. Gemeinnützigkeit und Wohnraumförderung: 
Synergien durch Kumulation
Eine Kumulierbarkeit der durch die neue Wohnungs-
gemeinnützigkeit gewährten Begünstigungen mit 
der Wohnungsbauförderung der Länder muss un-
bedingt möglich sein. Durch diese Verknüpfung 
kann eine gewisse Offenheit etwa hinsichtlich 
Einkommens-Zielgruppen (vgl. oben) auch sozial 
nachgeschärft werden: Wo gemeinnützige Unter-
nehmen Wohnraumförderung in Anspruch neh-
men, ist ihre Versorgungsleistung gezielt auf Haus-
halte mit geringen Einkommen und anderen Wohn-
raum-Zugangsschwierigkeiten auszurichten sowie 
auf besondere Wohnformen für Menschen mit Be-
hinderungen oder mit Pflegebedarf.

Umgekehrt eröffnet eine neue Wohnungs-
gemeinnützigkeit die einmalige Chance, aus 
dem verschwenderischen, ineffizienten und un-
gerechten Zyklus der immer wieder auslaufenden 
Sozialbindungen – und der damit verbundenen 
Möglichkeiten der Privatisierung von öffentlich fi-
nanzierten Vermögenswerten – auszubrechen 
(durch den sich die deutsche Wohnungsbau-
förderung von den Systemen anderer Staaten ne-
gativ abhebt).
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7. Gemeinwohlorientierte Träger auch heute 
schon handlungsfähiger machen!
Die Anforderungen an eine neue Wohnungsgemein-
nützigkeit wirft ein Schlaglicht auf Probleme, die 
sich gemeinwohlorientierten Wohnungsunter-
nehmen unter den heutigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen stellen – und an deren Behebung die 
Politik bisher gescheitert ist. So verhindert die 
unflexible Regelung der Steuererleichterungen 
für Wohnungsgenossenschaften nach § 5 Abs. 1 
Nr. 10 KStG in vielen Fällen eine wünschenswerte 
Nutzungsmischung von Wohn- und Gewerbe- oder 
soziokulturellen Nutzungen.

Die Ausübung kommunaler Vorkaufsrechte zu-
gunsten öffentlicher und genossenschaftlicher 
Wohnungsunternehmen in Gebieten mit sozialer 
Erhaltungssatzung hat diese vielerorts erfolgreich 
in eine soziale Stadtentwicklung eingebunden 
– bis die meisten Anwendungen durch eine Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 2021 
verunmöglicht wurden. Die sehr schlichte, drin-
gend nötige Gesetzesänderung, die das Vorkaufs-
recht wieder anwendbar machen würde, scheint 
beklagenswerter Weise innerhalb der Bundes-
regierung blockiert zu werden.

Das Forderungspapier wurde am 08. Juni 2023 veröffentlicht. 
Wir geben es hier in der Freihaus in gekürzter Fassung wieder. 
Der vollständige Wortlaut sowie der Kontakt zum Wohnbund 
findet sich hier: https://www.wohnbund.de/2023/08/19/ge-
spraech-im-bundesbauministerium/ 

6. Gegenseitige Verpflichtung von öffentli-
cher Hand und gemeinnützigen Unternehmen: 
Dauerhafte Kompensationen und gesicherte Re-
investition
Gemeinnützige Anbieter müssen sich darauf ver-
lassen können, dass entsprechende Mittel auch für 
heute noch in scheinbar ferner Zukunft liegende 
Investitionszyklen (notwendige Sanierungen nach 
jeweils 30 bis 40 Jahren) zur Verfügung stehen, so 
dass diese bei weiterhin gemeinnütziger Bewirt-
schaftung zu leisten sind. Umgekehrt ist sicherzu-
stellen, dass die gemäß Wohnungsgemeinnützig-
keit begünstigten Unternehmen ihre Bestände 
in ausreichendem Maße instand halten, also ent-
stehende Überschüsse tatsächlich reinvestieren. 
Auf diese Weise kann sichergestellt werden, dass 
am Ende eines Investitionszyklus neue Mittel nur 
für tatsächliche Modernisierungen und nicht für 
eine vernachlässigte Instandhaltung erforder-
lich sind. Für die Überprüfung der Instandhaltung 
sind Methoden zu entwickeln, die für die gemein-
nützigen Unternehmen keinen übermäßigen büro-
kratischen Aufwand darstellen.

Im Rahmen von Erbbaurechtsverträgen zwi-
schen Gebietskörperschaften und (künftigen) ge-
meinnützigen Wohnungsanbietern könnten zudem 
Auflagen und Bindungen dauerhaft vereinbart wer-
den, die über die gesetzlichen Anforderungen der 
Wohnungsgemeinnützigkeit hinausgehen. Durch 
die Kombination von dauerhaften Vermögens-
bindungen, dauerhaften Begünstigungen / Kom-
pensationen und Reinvestitionsverpflichtung 
könnten gemeinnützige Unternehmen langfristig 
Kostenmieten erreichen, die in vielen Fällen unter 
den ortsüblichen Vergleichsmieten liegen (wie bei-
spielsweise die schweizerische gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft zeigt). Dies könnte Ausgangs-
punkt einer (zumindest partiellen) Überwindung 
des vielerorts sozial defizitären Vergleichsmieten-
systems werden.

https://www.wohnbund.de/2023/08/19/gespraech-im-bundesbauministerium/
https://www.wohnbund.de/2023/08/19/gespraech-im-bundesbauministerium/
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ECHTE WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT 
Statt social washing für die  

gewerbliche Immobilienwirtschaft 

Ruth Weinzierl

Es fehlt an bezahlbarem Wohnraum, nicht nur in den 
Ballungszentren. Das Leiden am Wohnungsmangel 
ist sehr ungleich verteilt in der Bevölkerung, dies 
belegen die Daten des Statistischen Bundes-
amtes und aktuelle Studien eindrücklich. Das 
Wohnen ist eine zentrale Frage sozialer Ge-
rechtigkeit geworden. Um Wohnen für alle be-
zahlbar zu machen, müssen in der Wohnungs-
politik neue Wege beschritten werden. Diakonie 
Deutschland fordert daher, Spekulationsgewinne 
aus Immobiliengeschäften weitestgehend abzu-
schöpfen. Außerdem setzt sie sich dafür ein, dass 
mit einer neuen Wohngemeinnützigkeit ein nicht 
renditeorientierter Sektor am Wohnungsmarkt ge-
schaffen wird. 

Zur gegenwärtige Lage der Wohnungsversorgung
Im Jahr 2022 lebten in deutschen Städten 15,5 % 
der Menschen in überbelegten Wohnungen. In be-
engten Wohnverhältnissen leben besonders häu-
fig Alleinerziehende und ihre Kinder. 54 % der 21 
Millionen mietenden Haushalte und 52 % der mie-
tenden Personen in Deutschland gehören zu den 
unteren 30 % der Einkommensverteilung. Mit dem 
Einkommen steigen Wohnfläche und Energiever-
brauch, die Mietbelastungsquote dagegen sinkt. 
Gestiegen ist die Zahl der Wohnungslosen. 

456 560 Menschen in Deutschland sind derzeit 
wohnungslos. 372 000 Menschen von ihnen lebten 
zum Stichtag 31. Januar 2023 in Einrichtungen der 
Kommunen oder der freien Wohlfahrtspflege, so 
das Statistische Bundesamt im August 2023. Damit 
waren es mehr als doppelt so viele wie im Vorjahr. 
Hinzu kommen schätzungsweise 84 500 Menschen, 
die bei Freunden oder Bekannten unterkommen 
oder die gar keine Unterkunft haben.

Gleichzeitig steigen Boden- und Immobilien-
preise sowie Mietpreise stark an, in letzter Zeit auch 
wegen gestiegener Baukosten und Zinsen. Ins-
gesamt ließen und lassen sich mit Immobilien gute 
Geschäfte mit hoher Renditeerwartung machen. 
Grund und Boden werden vielfach als Spekulations-
ware behandelt – ein gemeinwohlorientierter oder 

sozialer Zweck wird mit Verkauf und Vermietung in 
aller Regel nicht verfolgt. 

Der Bestand an Sozialwohnungen mit ge-
bundenen Mietpreisen ist zwischen 2006 und 
2019 um fast die Hälfte auf 1,14 Millionen zurück-
gegangen. Der Etat für den sozialen Wohnungs-
bau ist wichtig, aber gemessen am Bedarf ver-
schwindend gering. Da die Mietbindungen nach 
einer gewissen Zeit wieder auslaufen, garantiert 
das Modell weder dauerhaft bezahlbare Wohnun-
gen noch einen sozial und ökologisch nachhaltigen 
Einsatz von Steuermitteln.

Neue Wohngemeinnützigkeit: dauerhafte bezahl-
bare Wohnungen im Bestand
Vor diesem Hintergrund muss nach Mitteln und 
Wegen gesucht werden, dauerhaft bezahlbare 
Wohnungen im Bestand zu garantieren. Die Neue 
Wohngemeinnützigkeit kann ein wichtiger Baustein 
der Problemlösung sein: Wohnungsbestände von 
Unternehmen könnten – ggfs. auch nur teilweise – 
in die Wohngemeinnützigkeit übergehen und damit 
in einen nicht renditeorientierten Sektor überführt 
werden. Die Grundidee ist es, dass Unternehmen, 
die sich verpflichten, gemeinnützig zu wirtschaf-
ten, mit Steuererleichterungen und Zuschüssen 
gefördert werden. 

BUNDESWEITE DEBATTE

Nur in der gesetzlich geregelten 
Gemeinnützigkeit kommt es zum 

dauerhaften, selbstlosen, ausschließ-
lichen und unmittelbaren Einsatz 

betrieblicher Vermögenswerte für 
soziale Zwecke und zur Kontrolle der 

Angemessenheit aller Ausgaben 



24 Im Gegenzug zur Förderung verpflichten sich die 
Unternehmen dazu, preisgebunden an Haushalte 
mit niedrigem Einkommen und an am Wohnungs-
markt strukturell Benachteiligte (z.B. Jugendliche 
aus stationärer Jugendhilfe, Wohnungslose) zu ver-
mieten und zwar unterhalb des Marktpreises. 

Die Diakonie Deutschland schlägt zudem 
vor, die Neue Wohngemeinnützigkeit so auszu-
gestalten, dass energetische und demographische 
Sanierung zusätzlich besonders gefördert werden.

Nur in der gesetzlich geregelten Gemeinnützig-
keit kommt es zum dauerhaften, selbstlosen, aus-
schließlichen und unmittelbaren Einsatz betrieb-
licher Vermögenswerte für soziale Zwecke und zur 
Kontrolle der Angemessenheit aller Ausgaben –  
einschließlich der Lohn- und Gehaltsstrukturen des 
Spitzenpersonals – durch die Finanzverwaltung. 
Eigenwirtschaftliche Interessen und eine mit-
gliederbegünstigende Renditeerwartung sind bei 
gemeinnützigen Unternehmen ausgeschlossen. Das 
unterscheidet gemeinnützige Unternehmen von 
gewerblichen Unternehmen einerseits und von Ge-
nossenschaften andererseits. Nur durch die Wirt-
schaftsform der Gemeinnützigkeit ist garantiert, 
dass der gewährte Steuervorteil an Mieter*innen 
bzw. hilfsbedürftige Menschen weitergegeben wird.

Zur aktuellen Debatte um die Neue Wohngemein-
nützigkeit
Im Koalitionsvertrag hatten sich SPD, FDP und 
Grüne 2021 darauf geeinigt, „zeitnah eine neue 
Wohngemeinnützigkeit mit steuerlicher Förde-
rung und Investitionszulagen auf den Weg [zu] 
bringen und so eine neue Dynamik in den Bau und 
die dauerhafte Sozialbindung bezahlbaren Wohn-
raums [zu] erzeugen“. Leider ist eine Einigung auf 

die Ausgestaltung der Neuen Wohngemeinnützig-
keit innerhalb der Koalition bisher nicht gelungen 
und im Entwurf des Bundeshaushalts 2024 sind 
dafür keine Mittel eingestellt. Deswegen ist es un-
wahrscheinlich, dass in dieser Legislaturperiode 
noch das Gesetz über die Neue Wohngemeinnützig-
keit erlassen wird. Die gewerbliche Immobilien-
wirtschaft und die FDP stehen dem Konzept kri-
tisch gegenüber, obwohl die Entscheidung eines 
Wohnungsunternehmens, Wohnungsbestände in 
die Gemeinnützigkeit zu überführen, freiwillig wäre. 
Hintergrund ist offenbar vor allem eine Konkurrenz 
um die für den Bereich des Bauens und Wohnens 
verfügbaren Fördermittel. Nach Auffassung der 
Diakonie Deutschland wären die nötigen Steuer-
mittel zur Förderung wohngemeinnütziger Unter-
nehmen sozial und ökologisch nachhaltig ein-
gesetzt.

Gemeinnützigkeit statt Social Washing!
Angesichts der aktuellen wohnungspolitischen De-
batten, in denen häufig ein beliebiger und daher 
leicht zu missbrauchender Begriff der „Gemein-
wohlorientierung“, teilweise synonym mit „Gemein-
nützigkeit“ verwandt wird, erinnert die Diakonie 
Deutschland an die Besonderheiten und den Zweck 
der Gemeinnützigkeit. Es wäre sehr bedauerlich, 
wenn es statt einer echten Neuen Wohngemein-
nützigkeit zu einem neuen Förderprogramm für 
die gewerbliche Immobilienwirtschaft ohne nach-
haltige soziale Bindung zu Gunsten von Haushalten 
mit niedrigen Einkommen und am Wohnungsmarkt 
strukturell Benachteiligte käme. 

Dr. Ruth Weinzierl, Projektleitung Wohnen, Zentrum Soziales 
und Beteiligung, Diakonie Deutschland

Positionspapiere der Diakonie
Diakonie Deutschland (2023), Positionspapier Wohngemein-

nützigkeit und  Gemeinwohlwohnungen attraktiv gestalten, 
online unter: https://www.diakonie.de/fileadmin/user_up-
load/Diakonie/PDFs/Diakonie_Wohngemeinnuetzigkeit-
und-Gemeinwohlwohnungen_attraktiv.pdf. 

Diakonie Deutschland (2023), Gemeinnützigkeit statt Social 
Washing für die gewerbliche Immobilienwirtschaft – Plädo-
yer für einen sozial und ökologisch nachhaltigen Einsatz von 
Steuermitteln, online unter: https://www.diakonie.de/file-
admin/user_upload/Diakonie/PDFs/Stellungnahmen_
PDF/2023-05_Diakonie_Gemeinnuetzigkeit_statt_Social_
Washing_fin.pdf. 

Studien und Daten zur Lage der Wohnungsversorgung
Öko-Institut (2023), Wohn- und Energiekostenbelastung von 

Mietenden, online unter:  https://www.mieterbund.de/file-
admin/public/Studien/DMB_WohnkostenbelastungMieten-
de_final.pdf. 

Pestel-Institut (2022), Bezahlbarer Wohnraum 2022. Neubau - 
Umbau – Klimaschutz, online unter: https://www.mieter-
bund.de/fileadmin/public/Studien/Pestel-Studie_Bezahlba-
rer_Wohnraum_2022.pdf. 

Statistisches Bundesamt, Daten zum Thema Wohnen, online 
unter:  https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-
Umwelt/Wohnen/_inhalt.html. 

Angesichts der aktuellen wohnungs-
politischen Debatten, in denen häufig 

ein beliebiger und daher leicht zu 
missbrauchender Begriff der  

„Gemeinwohlorientierung“, teilweise 
synonym mit „Gemeinnützigkeit“  

verwandt wird, erinnert die Diakonie 
Deutschland an die Besonderheiten 

und den Zweck der Gemeinnützigkeit 
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Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag 
vereinbart, zeitnah eine Neue Wohngemein-
nützigkeit (NWG) mit steuerlicher Förderung 
und Investitionszulagen auf den Weg zu brin-
gen und so eine neue Dynamik in den Bau und 
die dauerhafte Sozialbindung bezahlbaren 
Wohnraums zu erzeugen. Insbesondere das 
SPD-geführte Bauministerium in Berlin er-
hofft sich von der NWG einen wichtigen An-
satz zur Lösung der Wohnungsfrage. Wie 
blicken Sie als Hamburger Senatorin auf 
diese Debatte? Welche Erwartungen haben 
Sie an eine Neue Wohngemeinnützigkeit? 

DIE WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT 
KÖNNTE DAUERHAFTE  

SOZIALBINDUNGEN  
GARANTIEREN

Interview mit Karen Pein,  
Senatorin für Stadtentwicklung und  

Wohnen der Freien und Hansestadt Hamburg

Gesprächsführung: Joscha Metzger

POSITIONEN AUS HAMBURG

Karen Pein: Grundsätzlich ist die Wohngemein-
nützigkeit ein funktionierendes Instrument, um 
kommunale, genossenschaftliche sowie andere 
gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen zu 
fördern und eine soziale Wohnraumversorgung zu 
ergänzen. Es würde damit ein neues Segment ge-
meinnütziger Wohnungswirtschaft in Deutsch-
land entstehen, das eine dauerhafte Sozialbindung 
garantiert. Derzeit liegt allerdings noch kein er-
örterungsfähiges Konzept vor, sondern es gibt 
lediglich erste Eckpunkte zur Einführung. Hamburg 
und die weiteren Bundesländer werden sich aber 
konstruktiv in den Entwicklungsprozess einbringen. 
Grundsätzlich ist es wichtig, dass eine NWG des 
Bundes so ausgestaltet wird, dass sie eine sinnvolle 
Ergänzung zu den Länderprogrammen im sozialen 
Wohnungsbau ist und nicht in Konkurrenz dazu tritt. 
Eine Förderung im Rahmen einer Bundes-NWG böte 
sich beispielsweise für ehemalige Sozialwohnungs-
bestände an, da hierdurch Sozialbindungen für 
Mietwohnungen effektiv und dauerhaft gesichert 
werden könnten.
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Karen Pein, Senatorin für Stadtentwicklung und Wohnen der 
Freien und Hansestadt Hamburg (Bild: Jan-Niklas Pries, Se-
natskanzlei Hamburg)

Derzeit stehen die großen Verbände der 
Wohnungswirtschaft einer NWG (noch) skep-
tisch gegenüber. Sehen Sie diese Skepsis als 
Hinderungsgrund für die Einführung einer NWG 
an? Welche Debatten dazu finden im Hamburger 
Bündnis für das Wohnen statt und welche An-
satzpunkte sehen Sie möglicherweise, um die 
etablierte Wohnungswirtschaft zur Partnerin in 
Richtung einer neuen Wohngemeinnützigkeit zu 
machen?

Eine Aussage in welchem Umfang die NWG von 
den Wohnungsunternehmen in Deutschland genutzt 
werden kann, ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
möglich, da Konditionen und Bedingungen, etwa die 
Förderhöhe oder der Berechtigtenkreis einer NWG-
Förderung, noch nicht feststehen. Selbstverständ-
lich wird das im Bündnis für das Wohnen in Hamburg 
frühzeitig und daher sobald wie möglich themati-
siert. In diesem Zusammenhang sollte aber immer 
auch auf die vielen Genossenschaften und sozialen 
Wohnungsunternehmen in Hamburg hingewiesen 
werden. Anders als in den meisten anderen Metro-
polen gibt es in Hamburg schon seit Jahrzehnten 
das Prinzip einer gemeinnützigen Wohnungswirt-
schaft mit günstigen Mieten für Haushalte mit nied-
rigen und mittleren Einkommen. Das zeigt sich auch 
an der günstigen Durchschnittsmiete im Hamburger 
Bestand.

Im Bundesvergleich bietet Hamburg bereits 
jetzt eine sehr gute Wohnungsbauförderung mit 
30-jährigen Bindungen und günstigen Mieten. 
Dennoch stellen die Eigenkapitalanforderungen 
im Wohnungsbau weiterhin eine große Hürde 
insbesondere für neue gemeinwohlorientierte 
Wohninitiativen dar. Sehen Sie – auch gerade vor 
dem Hintergrund der Vereinbarungen mit der 
Volksinitiative Keine Profite mit Boden & Miete – 
die Möglichkeit, die Hamburger Förderung in einer 
Weise auszuweiten, so dass sie Vorbild für die Ent-
stehung eines nicht-profitorientierten Sektors auf 
dem Wohnungsmarkt und damit auch ein Vorläufer 
einer NWG auf Bundesebene werden könnte?

Die Hamburger Wohnraumförderung wird im 
Rahmen der jährlichen Programmaufstellung regel-
mäßig an die veränderten Rahmenbedingungen, 
etwa durch gestiegene Baukosten, angepasst und 
entsprechend erhöht. Niedrige Darlehenszins-
sätze und hohe laufende Zuschüsse gewährleisten 
die Finanzierbarkeit der Investitionen. In der Ver-
einbarung mit der Volksinitiative Keine Profite mit 
Boden & Miete ist festgehalten, dass städtische 
Grundstücke für den geförderten Mietwohnungsbau 
zukünftig grundsätzlich im Erbbaurecht vergeben 
werden. Hiervon profitieren insbesondere auch Bau-
gemeinschaften, da sie für den Grundstückserwerb 
zukünftig kein Eigenkapital mehr einsetzen müssen, 
sondern lediglich einen sehr niedrigen jährlichen 
Erbbauzins in Höhe von derzeit 1,3 % des Kaufpreises 
zahlen. Zudem wird in der Hamburger Wohnraum-
förderung ein Fördersegment mit einem 50-jährigen 
Bindungszeitraum eingeführt. Dieses Segment 
dürfte gerade für gemeinwohlorientierte Investoren 
wie Baugemeinschaften von besonderem Interesse 
sein.
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POSITIONEN AUS HAMBURG

EINE GROSSE CHANCE BESTEHT 
DARIN, ÜBER DEN MOMENT DES 

INVESTIERENS DEN GANZEN 
LEBENSZYKLUS DER IMMOBILIE  

IN DEN BLICK ZU NEHMEN
Interview mit Marko Lohmann, Vorsitzender der  

Gemeinnützigen Baugenossenschaft Bergedorf-Bille eG 
und Geschäftsführer des Hamburger Landesverbands 
des Verbands norddeutscher Wohnungsunternehmen 

Gesprächsführung: Joscha Metzger

Die soziale Wohnungsversorgung ist seit Jahren 
ein Dauerbrenner in der öffentlichen Debatte. Von 
verschiedenen Seiten wird von der Wohnungs-
frage als der sozialen Frage des 21. Jahr-
hunderts gesprochen. Wie ist ihre Einschätzung 
zum Wohnungsmarkt? Vor welchen Heraus-
forderungen stehen wir und welche politischen 
Maßnahmen sind nötig, um in Zukunft soziales und 
nachhaltiges Wohnen für alle zu gewährleisten?

Marko Lohmann: Der Hamburger Wohnungs-
markt ist differenziert zu betrachten. Nach den 
erfolgreichen Jahren im Bündnis für das Wohnen 
seit 2011 – wo es eine sehr wirksame Neubautätigkeit 
gegeben hat und auch preisdämpfende Wirkungen 
nachgewiesen werden konnten – leidet er nun unter 
erschwerten Rahmenbedingungen. Wir erleben seit 
dem Jahr 2022 beispielsweise eine starke Inflation, 
die alle Haushalte trifft, egal ob sie bereits in Ham-
burg wohnen oder eine neue Wohnung suchen. Die 
erhöhten Baukosten führen aber auch für diejenigen, 
die in neue oder bestehende Wohnungen investieren, 
zu erhöhten Kosten. Auch die Finanzierungs-
bedingungen haben sich verschlechtert. Außerdem 
haben sich die Förderbedingungen, zumindest auf 
Bundesseite, deutlich verschlechtert. All das führt 
in der Gemengelage dazu, dass der Druck auf den 
Wohnungsmarkt vermutlich wieder zunehmen wird. 

Nicht zu vergessen ist die Wechselwirkung zwi-
schen dem Eigentums- und dem Mietwohnungs-
segment. Wir beobachten eine besonders starke 
Krise im Wohneigentumsneubau. Es zeichnet sich 
schon jetzt ab, dass gerade die Zielgruppen, die bis-
her ins Eigentum gegangen sind, nun verstärkt in 
den Mietwohnungsmarkt drängen. Das alles wird 
Folgen haben, auf die wir bereits seit 2022 im Ver-
band norddeutscher Wohnungsunternehmen (VNW )
hingewiesen haben und nun gilt es Lösungen dafür 
zu finden. 

Der Druck nimmt also zu und umso mehr ist ein 
austarieren der Zielkonflikte – der bestehenden und 
der, die sich derzeit verschärfen – gefragt. Ich teile 
die Einschätzung, dass wir neben der sozialen Frage 
auch das nachhaltige Wohnen gleichermaßen ge-
währleisten müssen. Es hilft aber wenig, wenn Ver-
schärfungen im Bereich der Nachhaltigkeit nicht 
mit sozialen Zielsetzungen austariert sind. Das dür-
fen wir nicht gegeneinander ausspielen. Die Ziele 
müssen aber bereits auf politischer Ebene vereint 
werden und nicht erst auf der Ebene des konkreten 
Investments. Bislang ist das so und bislang leisten 
einzelne Unternehmen hierbei gute Ergebnisse, aber 
ich würde mir wünschen, dass auch diese Diskussion 
dazu beiträgt, das für andere Investor*innen zu ver-
einfachen. 



28 In ihrem Koalitionsvertrag hat die Bundes-
regierung festgelegt, zeitnah eine neue Wohn-
gemeinnützigkeit mit steuerlicher Förderung 
und Investitionszulagen auf den zu Weg bringen 
und somit eine neue Dynamik in den Bau und die 
dauerhafte Sozialbindung bezahlbaren Wohn-
raums zu erzeugen. Welche Chancen bietet eine 
solche Neue Wohngemeinnützigkeit aus Ihrer 
Sicht?

Ich kann diese Frage derzeit nicht beantworten, 
da aus meiner Sicht sehr viele Kriterien aus dem Eck-
punkte-Papier des Bundesbauministeriums von Juni 
2023 nicht beantwortet sind. Es macht nämlich einen 
enormen Unterschied, ob die finanziellen Möglich-
keiten im Bundeshaushalt ab den Jahren 2024/25 
und später beispielsweise mit einer Million Euro aus-
gestattet werden oder mit einer Milliarde oder zehn 
Milliarden Euro. Wieviel Geld ganz konkret für wel-
che Förderleistung gebraucht wird, ist derzeit nicht 
beantwortet. Es macht einen Unterschied, ob 5 % 
unterhalb des Hamburger Mietenspiegels oder 15 % 
darunter vermietet werden soll. Welche Nachhaltig-
keitsleistungen sollen konkret erbracht werden? All 
das ist bislang nicht benannt, ist aber enorm wich-
tig zu wissen, wenn wir über wirtschaftliche Konse-
quenzen des finanziellen Nachteils sprechen wollen, 
der hier ausgeglichen werden soll laut den Leitsätzen 
des Bundesbauministeriums.  

Während die großen Immobilienverbände die 
Einführung einer Neuen Wohngemeinnützigkeit 
für überflüssig halten, sind Mietervereine, Kirch-
liche und Soziale Träger sowie der Wohnbund 
als Interessensvertretung selbstverwalteter 
Wohninitiativen davon überzeugt, dass eine Neue 
Gemeinnützigkeit wichtige Impulse für bezahl-
bares Wohnen geben wird. Wie schätzen Sie aus 
der Sicht einer großen Genossenschaft, die selbst 
aus der Tradition des (alten) gemeinnützigen 
Wohnungsbaus kommt, diese Debatte ein?

Die bisherige Debatte ist aus meiner Wahr-
nehmung in erster Linie ideologisch und aus sehr 
vagen Grundzügen geführt worden. Meine vor-
genannten Fragen und viele weitere, die ich dazu an-
bringen könnte, weisen darauf hin, dass wir hier kom-
plexe Details mit Blick auf die Zukunft lösen müssen, 
damit eine Wohngemeinnützigkeit keine Träumerei 
bleibt, sondern konkret umgesetzte und umsetz-
bare Förderangebote entstehen. Die Erfahrung der 
Diskussion um alte und neue Erbbaurechtsverträge 
in Hamburg, die wir seit mehreren Jahren führen, 
zeigt, dass die Abstimmung mit dem EU-Beihilfen-
recht im Detail sehr herausfordernd und komplex ist. 
Diese Fragen müssen zunächst beantwortet werden, 
damit es praxistauglich wird.

Mit Blick auf die Hansestadt Hamburg: Welche 
Verbesserungen könnten die im Eckpunkte-
Papier des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen genannten 
Fördervarianten für die soziale Wohnungsver-
sorgung bieten? 

Wenn dann eine Neue Wohngemeinnützig-
keit zu all den Fragen, die ich gestellt habe, praxis-
taugliche, finanzierbare und auch für einzelne In-
vestor*innen oder Vermieter*innen wirtschaftlich 
tragfähige Angebote enthält, dann begrüße ich dies 
für all diejenigen, die derzeit in Hamburg nicht zum 
Zuge kommen – sei es, weil die Projekte zu komplex 
sind oder die eigentlich guten Förderbedingungen 
für den konkreten Einzelfall nicht reichen, weil bei-
spielsweise im Einzelfall besondere nachhaltige 
Kriterien erbracht werden müssen oder besondere 
soziale Konzepte erbracht worden sind, die mit bis-
herigen Förderleistungen nicht kompensiert werden 
können. Vor allen Dingen sehe ich eine große Chance, 
wenn die neue Wohngemeinnützigkeit über den 
Moment des Investierens die Fragestellung in den 
Blick nimmt, wie dauerhaft über den Lebenszyklus 
der Immobilie, eine Bezahlbarkeit, Nachhaltigkeit 
und Wirtschaftlichkeit austariert werden soll. Das ist 
genau die spannende Frage vor der wir hier stehen 
und gerne stehe ich für die Diskussion all dieser 
Kriterien weiter zur Verfügung. Ich bin jedenfalls sehr 
gespannt, was wir daraus gemeinsam lernen können.

Marko Lohmann ist Vorsitzender des VNW-Landesverban-
des Hamburg e.V. und geschäftsführender Vorstandsvorsit-
zender der Gemeinnützigen Bau genossenschaft Bergedorf- 
Bille eG (Bild: Steven Haberland)



Die Volksinitiative „Keine Profite mit  
Boden & Miete“ nach der Einigung mit 
den Senatsfraktionen (Bild: Marc Meyer)
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WIR BRAUCHEN EIN NICHT-
PROFITORIENTIERTES SEGMENT 
AUF DEM WOHNUNGSMARKT

Marc Meyer

Soziales Grundrecht unter Profitdruck
Steigende Bestands- und Neuvermietungs-
mieten sowie das Fehlen preisgünstiger Woh-
nungen belasten immer mehr Menschen. Luxus-
modernisierungen, Umwandlungsdruck und das 
Auslaufen der Sozialbindungen geförderter Woh-
nungen verschlimmern die Situation stetig. Selbst 
Wohnungsvermieter*innen mit noch überwiegend 
moderaten Mieten können den Bedarf nicht mehr 
annähernd decken. Baugenossenschaften haben 
ihre Wartelisten geschlossen, bei der SAGA sol-
len 70 000 Menschen in der Warteschleife stehen, 
insgesamt über 45 000 Personen sind in Hamburg 
mangels Wohnung derzeit öffentlich untergebracht, 
über 13 000 vordringlich Wohnungssuchende blie-
ben im letzten Jahr unversorgt. 

POSITIONEN AUS HAMBURG

Die Versorgung mit angemessenem 
und bezahlbarem Wohnraum 
wird für immer mehr Haushalte 
mit niedrigen und mittleren Ein-
kommen zum Problem. Damit 
wackelt ein zentraler Pfeiler der 
sozialen Existenzsicherung. Eine 
neue Wohngemeinnützigkeit ist 
ein wichtiger Schritt auf dem 
Weg zum Aufbau eines nicht-
profitorientierten Segments 
auf dem Wohnungsmarkt. 
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Warum ist das so? Insbesondere städtische 
Immobilienmärkte sind zum Tummelplatz profit-
orientierter Investor*innen jeder Couleur ge-
worden. Wohnungen als Teil der Daseinsvorsorge 
sind nach inzwischen drei Jahrzehnten neoliberaler 
Politik auf dem freien Wohnungsmarkt ein spekula-
tives Handelsgut geworden. Die Anzahl preiswerter 
Wohnungen sinkt beständig und die Einkommens-
entwicklung breiter Bevölkerungsschichten kommt 
nicht im Ansatz hinter den Mietenpreisexplosionen 
hinterher. Ca. 40 % aller Hamburger*innen haben 
aufgrund ihrer Einkommensverhältnisse einen An-
spruch auf eine nach dem 1. Förderweg geförderte 
Wohnung, aber nur ca. 7 % der Hamburger Wohnun-
gen sind (noch) öffentlich gefördert. Während es in 
den 1970er Jahren in Hamburg noch knapp 400 000 
geförderte Wohnungen gab, waren es in 2011 ge-
rade noch 98 772 (im 1. Förderweg). Im Jahre 2022 
existierten dann – trotz der Wohnungsbauoffensive 

des Senats seit 2011 – nur noch 73 070 dieser Woh-
nungen. Selbst die Stadt Hamburg, die im Vergleich 
mit anderen Bundesländern zuletzt die meisten 
preiswerten Wohnungen gefördert hat, kann letzt-
lich nicht gegen den stetigen Wegfall der Sozial-
bindungen anbauen. Das aktuelle Konzept des so-
zialen Wohnungsbaus mit der Förderung nur zeit-
lich begrenzter Belegungs- und Preisbindungen ist 
nicht in der Lage, die Versorgung mit bezahlbaren 
Wohnungen zu gewährleisten.

Das Ziel muss sein: Einmal gefördert, für immer 
günstig
Die Einigung der Hamburger Volksinitiative Keine 
Profite mit Boden & Miete, wonach ab Oktober 2024 
jeweils in Fünfjahreszeiträumen pro Jahr mindes-
tens 1 000 Wohnungen mit 100-jähriger Mietpreis-
bindung im 1. Förderweg errichtet werden, davon 
200 Wohnungen mit WA-Bindung (Drucksache 
22/9845 v. 2.11.2022), ist ein großer Erfolg der mie-
tenpolitischen Bewegung. Diese mit dem Senat 
vereinbarten Zielzahlen reichen jedoch nicht aus – 
denn benötigt werden mindestens 100 000 weitere 
preiswerte Wohnungen. 

Damit sich Menschen mit niedrigem Ein-
kommen künftig noch angemessen mit Wohnraum 
versorgen können, ist die Schaffung eines neuen 
gemeinnützigen, leistungsfähigen und nicht profit-
orientierten Wohnungssektors unumgänglich. 
Dazu gibt es seit vielen Jahren Gutachten und Vor-
schläge, insbesondere im Auftrag von Bündnis90/
Die Grünen (Jan Kuhnert), Die Linke (Andrej Holm) 
und von Mietervereinen. 

Die Schaffung eines neuen, nicht profit-
orientierten Wohnungssektors wird ohne finan-
zielle Förderung nicht möglich sein. Im Rahmen 
der Neuen Wohngemeinnützigkeit wird es neben 
umfangreichen steuerlichen Erleichterungen  

„Wir sind überzeugt, dass jede 
Kosten- und Sozialbilanz be-

weisen wird, dass [ein un-
befristet gebundener Wohnungs-

bestand] der effizienteste 
Einsatz öffentlicher Mittel ist“ 

(Siebenkotten, DMB, 7.10.2020)

„Die Schlüsselfragen für die aktuell 
erforderliche soziale Wohnungspolitik 

sind die Bezahlbarkeit des Wohnens 
für Haushalte mit unterdurchschnitt-

lichem Einkommen und der Zugang 
zu Wohnraum für am Markt Be-

nachteiligte. Gerade weil dies eine 
Daueraufgabe bleiben wird, muss ein 
unbefristet gebundener Wohnungs-

bestand zur Verfügung stehen“ 
(Siebenkotten, DMB, 7.10.2020) 



Aktion zum Hamburger Mietenmove  
(Bild: Marc Meyer)
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(u. a. Gewerbe-, Körperschafts- und Erbschafts- 
sowie Grund- und Grunderwerbssteuerbefreiung), 
Zuschüssen und Fördergeldern auch öffentliche 
Kapitalbeteiligungen geben müssen, um die Eigen-
kapitalbasis gemeinwohlorientierter Unternehmen 
für die Erfüllung sozialer Aufgaben zu stärken. Ge-
meinnützige Träger müssen darüber hinaus bevor-
zugten Zugang zu attraktiven Grundstücken mit be-
sonderen Erbbaurechten erhalten.

Die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
müssen sich im Gegenzug zur Förderung einer 
Gewinnbeschränkung sowie einer Bau- und In-
vestitionsverpflichtung zum Ausbau und der Si-
cherung des Bestandes an preiswerten Wohnun-
gen verpflichten. Sie sollen sich auf die Versorgung 
bedürftiger Bevölkerungsgruppen konzentrie-
ren, Mieter*innen-Mitbestimmung gewährleisten 
und Transparenzanforderungen sowie staatlichen 
Überprüfungen unterliegen.

Eine solche „Neue Wohngemeinnützigkeit“ 
(NWG) zielt auf die Unterstützung bestehender 
Träger der sozialen Wohnraumversorgung und soll 
zudem die Entstehung neuer gemeinnütziger Trä-
ger fördern. Vorrangiges Ziel ist die Schaffung 
zahlreicher neuer, nach ökologischen Kriterien 
und qualitativ hochwertig gebauter, auf Dauer so-
zial gebundener Mietwohnungen. Die Regelungen 
der NWG sollten sich aber auch an bestehende 
Wohnungsunternehmen adressieren und diesen 
ermöglichen, einen Teil ihres Wohnungsbestandes 
in eine gemeinnützige Bindung zu überführen. 
Auch diesen Wohnungen im Bestand sollte eine 
Umstellung auf soziale und klimagerechte Bindun-
gen ermöglicht werden. Auf diesem Wege – so die 
Hoffnung – kann kurzfristiger als durch reine Neu-
bauaktivitäten ein räumlich verteiltes Angebot von 
dauerhaft belegungs- und mietpreisgebundenen 
Wohnungsbeständen entstehen.

Die NWG wird darüber hinaus weitere posi-
tive Effekte entwickeln: In diesem neuen 
Wohnungssegment wird der Bestand statt über 
Modernisierungsmieterhöhungen mittels Förde-
rung modernisiert. So kann Klimaschutz sozial-
verträglich umgesetzt werden und an Akzeptanz 
gewinnen. Ein großer Bestand an gemeinnützigen, 
bezahlbaren Wohnungen kann bewirken, dass 
Transferleistungen bei den Kosten der Unterkunft 
an gemeinwohlorientierte und nicht an profit-
orientierte Wohnungsunternehmen gezahlt wer-
den. Ziel der NWG ist zudem, eine Wohnraumver-
sorgung ohne Diskriminierung jedweder Art sicher-
zustellen.

Wie auch immer eine künftige NWG im De-
tail aussehen wird, es gibt keine Alternative zu 
der Schaffung eines solchen neuen, nicht profit-
orientierten Segmentes auf dem Wohnungsmarkt, 
mittels dem – möglichst – kurzfristig eine große An-
zahl dauerhaft gebundener, preiswerter Wohnun-
gen zur Verfügung gestellt werden kann. 

Politische Untätigkeit und Blockadehaltungen 
bei den dringend anstehenden gesetzlichen Rege-
lungen sind Ausdruck einer unerträglichen Klientel-
politik und sozial unverantwortlich. Offenbar bedarf 
es einer noch stärkeren Mieter*innenbewegung, 
um die notwendigen Veränderungen für eine Neue 
Wohngemeinnützigkeit durchzusetzen.

Marc Meyer ist Rechtsanwalt bei Mieter helfen Mietern (Ham-
burger Mieterverein e. V.) und einer der Initiatoren der Volks-
initiative Keine Profite mit Boden und Miete
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Hamburgs Wohnstifte leisten einen sehr wichtigen 
Beitrag für die Versorgung mit günstigem Wohn-
raum und sozialen Angeboten in der Stadt. Es gibt 
mehr als 100 dieser traditionsreichen, sehr kost-
baren Einrichtungen. Davon haben sich mittler-
weile schon mehr als 40 Stiftungen mit zirka 5000 
Wohnungen dem Hamburger Bündnis für Wohn-
stifte angeschlossen. Wir haben nachgefragt bei 
den Bündnis-Sprecherinnen Mechthild Kränz-
lin, Vorstand Homann-Stiftung, und bei Christina 
Baumeister, Geschäftsführerin Alida Schmidt-
Stiftung, um mehr über die stadtaktuellen Ent-
wicklungen zu erfahren. 

Warum haben Sie das Hamburger Bündnis für 
Wohnstifte 2019 gegründet? 

Mechthild Kränzlin: Als ehemalige Vorsteherin 
der Amalie Sieveking-Stiftung lernte ich das Wohl 
und Weh der Wohnstiftungen von innen kennen und 
sah ähnliche Herausforderungen bei den Kolleg*in-
nen. Immer hat mich gewundert, dass diese über-
wiegend im Gemeinwohl gebundenen Einrichtungen 
nicht viel mehr kooperieren. Nirgendwo sonst gibt es 
in Deutschland diese ausgeprägte Kultur der Sorge 
zum Thema Wohnen, deren Wurzeln bis ins Mittel-
alter reichen – sie sind eine echte Hamburgensie! 

Nachdem ich in den Vorstand der Homann-Stif-
tung wechselte, konnte ich weitere Einblicke in die 
Bedarfslage der Wohnstiftungen sammeln und för-
dernd zu ihrem Erhalt beitragen. Große Themen geht 
man besser mit Verbündeten an: STATTBEU HAM-
BURG GmbH und die Patriotische Gesellschaft von 
1765 und die Homann-Stiftung haben sich sehr gut 
mit ihren jeweiligen Expertisen ergänzt. Gemeinsam 
haben wir zunächst die Initiative Perlen polieren 
für den Erhalt der Hamburger Wohnstiftungen ge-
gründet. 

Als die Behörde für Stadtentwicklung und Woh-
nen unter ihrem Dach eine Koordinierungsstelle 
Wohnstifte einrichtete, war das ein schöner Erfolg. 
Er zeigte, dass wir die Rolle der Wohnstifte für den 
so dringend benötigten, bezahlbaren Wohnraum in 
Hamburg deutlich machen konnten. Gemeinsam mit 
den Vertreter*innen der bis dahin an der Initiative 
beteiligten Wohnstiften haben wir unsere – bei allen 
Unterschieden – gemeinsamen Ziele formuliert, uns 
auf eine Strategie verständigt und das Hamburger 
Bündnis für Wohnstifte gegründet – als ein starkes 
Netzwerk und Gegenüber für Vertreter*innen in Poli-
tik und Verwaltung.

Was konnte mit gebündelter Kraft bisher schon 
alles auf den Weg gebracht werden? 

Christina Baumeister: Die Wohnstiftungen wer-
den in Hamburg endlich als wichtige Akteurinnen 
wahrgenommen und gehört. Unsere besonderen In-
teressen und Rahmenbedingungen werden durch die 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) 
sowie die IFB Hamburg gesehen und immer stärker 
berücksichtigt. 

Um uns zu unterstützen, hat die BSW in 
2021/2022 eine Reihe von Informationsver-
anstaltungen exklusiv für die Hamburger Wohn-
stifte durchgeführt. Themen waren unter anderem 
die Förderrichtlinien der IFB, Denkmalschutz, Im-
mobilienbewirtschaftung sowie das Thema Nach-
verdichtung auf vorhandenen Stiftsgrundstücken 
im Zusammenhang mit dem Baulandmobilisierungs-
gesetz. Um Stiftungs-Projekte zur Nachverdichtung 
zu unterstützen, fördert die BSW Planungsskizzen 
mit einer kleinen Zuwendung. 

Ganz konkret besteht außerdem die Aussicht, 
dass ein städtisches Grundstück für ein neues Stifts-
viertel in Wilhelmsburg zur Verfügung gestellt wird.

WIE BLEIBEN WOHNSTIFTE  
ZUKUNFTSSICHER? 
Interview mit Mechthild Kränzlin und  
Christina Baumeister, Sprecherinnen für  
das Hamburger Bündnis für Wohnstifte  

POSITIONEN AUS HAMBURG

Gesprächsführung: Sabine Natebus



Hartwig-Hesse-Quartier in Hamburg-St. Georg:  
Modernes Wohnen für Jung und Alt (Bild: Michael  
Zapf, Hamburger Bündnis für Wohnstifte)
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gliedschaft im Bündnis? 

Christina Baumeister: Entscheidend sind für 
mich der kollegiale Austausch mit Stiftungsver-
treter*innen, die vor denselben Herausforderungen 
stehen wie wir, und die gemeinsame Vertretung 
unserer Interessen gegenüber der Freien und Hanse-
stadt Hamburg. 

Mit Sabine Natebus, die wir zum April 2023 als 
festangestellte Mitarbeiterin in der Geschäftsstelle 
für das Bündnis gewinnen konnten, haben die Mit-
glieder eine kompetente Ansprechpartnerin, die Fra-
gen entweder direkt beantwortet oder im Netzwerk 
Unterstützung findet. 

Gewünscht ist, dass sich die Mitglieder aktiv ins 
Netzwerk einbringen – welche Möglichkeiten gibt 
es hierfür? 

Christina Baumeister: Die Mitwirkung der Bünd-
nismitglieder ist zum einen in den halbjährlich statt-
findenden Versammlungen möglich und zum ande-
ren in den themenspezifischen Veranstaltungen, die 
wir seit 2023 als Bündnis selbst durchführen. Hier 
informieren Mitglieder über Themen wie Stiftungs-
kooperationen oder Kommunikation mit Mieter*in-
nen und tauschen ihre Erfahrungen aus. Alle Mit-
glieder sind herzlich eingeladen, sich hier als Refe-
rent*innen mit ihrem Know-how zur Verfügung zu 
stellen. Auch die Arbeitskreise im Bündnis bieten die 
Möglichkeit, sich aktiv zu beteiligen.

Blicken wir gemeinsam in die Zukunft, wo soll das 
Hamburger Bündnis für Wohnstifte Ihrer Meinung 
in drei Jahren stehen? 

Mechthild Kränzlin: Wir sind sehr zuversichtlich, 
dass ein breiter, auf Dauer angelegter Zusammen-
schluss vieler und unterschiedlicher Akteur*innen 
öffentlich Einfluss nehmen und für bessere Be-
dingungen der gemeinnützigen Wohnstifte sorgen 
wird. 

Christina Baumeister: 2026 hat das Bündnis 
mehr als 50 Mitglieder und wird reguläres Mitglied im 
Bündnis für das Wohnen Hamburg!

Mechthild Kränzlin (links), Sprecherin für das Hamburger 
Bündnis für Wohnstifte (Bild: Michael Zapf)
Christina Baumeister (rechts), Sprecherin für das Hambur-
ger Bündnis für Wohnstifte (Bild: Tim Hoppe)

Hamburger Bündnis für Wohnstifte 
Das Hamburger Bündnis für Wohnstifte wurde 2019 
gegründet mit dem Ziel, die traditionsreichen Wohn-
einrichtungen in der Stadt zu erhalten und zukunfts-
sicher weiterzuentwickeln: für eine soziale Wohn-
raumversorgung in Hamburg und im Sinne der je-
weiligen Stiftungsziele. Bereits 46 große und kleine 
Stiftungen haben sich dem Bündnis angeschlossen, 
und es werden immer mehr, um gemeinsame Aktivi-
täten zu starten, neue Perspektiven zu erarbeiten 
und zu verbreiten. Konkrete Themen sind Neubau 
und Modernisierung, Barrierefreiheit und Denkmal-
schutz, soziale Angebote und zeitgemäße Wohn-
formen. Die Wohnstifte in Hamburg leisten einen 
wichtigen Beitrag für die Versorgung mit günstigem 
Wohnraum und sozialen Angeboten und dienen dem 
Gemeinwohl. Die Geschäftsstelle des Hamburger 
Bündnis für Wohnstifte ist folgerichtig bei der STATT-
BAU HAMBURG Gemeinwohl gGmbH angesiedelt. 
www.hamburger-wohnstifte.de 

„Die Hartwig-Hesse-Stiftung beteiligt sich  
am Hamburger Bündnis für  Wohnstifte,  

um aktiv die Vernetzung mit anderen 
Wohnstiften voranzutreiben. Wir ver-

stehen uns und das Bündnis als Partner 
einer sozialen und gerechten Stadt und 

nutzen die Vernetzung entsprechend zur 
Erreichung unseres Stiftungszweckes.“ 

Maik Greb, Geschäftsführer der  
Hartwig-Hesse-Stiftung 

http://www.hamburger-wohnstifte.de
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Welche Chancen könnte eine Neue Wohngemein-
nützigkeit (NWG) den Hamburger Wohnstiften 
bieten? 

Dr. Tobias Behrens: Diese Frage lässt sich zur-
zeit nicht beantworten, weil noch viel zu viel zu die-
sem Thema unbekannt ist. Die Anfang 2023 be-
gonnene Entwicklung von konkreten Eckpunkten 
für die Einführung einer NWG ist leider stecken ge-
blieben, weil das Finanzministerium in Berlin zu-
nächst jede Maßnahme, die im Haushalt zusätzliche 
Kosten verursachen könnte, blockiert. Einzig die 
Worte des Koalitionsvertrages zeigen aber, wohin 
es gehen sollte: Steuerliche Erleichterungen und In-
vestitions-Zulagen. Damit könnte meines Erachtens 
„eine neue Dynamik in den Bau und die dauerhafte 
Sozialbindung bezahlbaren Wohnraums“ erzeugt 
werden, wie es im Koalitionsvertrag formuliert 
wurde. Auf dem sogenannten Wohngipfel im Sep-
tember 2023 hat die Bundesregierung nochmal die 
Einführung  der NWG in 2024 bestätigt. 

Leben die Mitglieder im Hamburger Bündnis für 
Wohnstifte diese Wohngemeinnützigkeit nicht 
schon längst in der Praxis? 

Die Wohnstifte sind längst die „geborenen Part-
ner“ einer städtischen gemeinwohlorientierten 
Wohnungspolitik, weil sie satzungsgemäß zu die-
sen Zielen verpflichtet sind. Die Praxis in der Stadt 
Hamburg zeigt die enorme Leistung der Stifte sehr 
eindrucksvoll. Sie vermieten nicht renditeorientiert, 
sondern gemäß ihren Satzungszielen, beispielsweise 
„Wohnraumversorgung für bedürftige Personen“. 
Und das zum Teil schon seit dem Mittelalter.

Welches der vorgestellten Konzepte und Optio-
nen aus dem Eckpunktepapier sind Ihrer Meinung 
nach am Erfolgversprechendsten, wenn es darum 
geht, die dauerhafte Sozialbindung in bezahl-
baren Wohnraum zu erhalten? 

Das im Juni veröffentlichte Eckpunktepapier ist in 
Wirklichkeit keine Grundlage für die Erarbeitung eines 
neuen Gesetzes, sondern zeigt drei mögliche Varian-
ten auf. Nur die Variante 1 mit einer Kombination 
von Investitionszulagen und Steuererleichterungen 
könnte dauerhaft geringe Mieten sicherstellen und 
würde in diesem Zusammenspiel Sinn machen. Nur 
Steuererleichterungen oder eine Veränderung der Ab-
gabenordnung in Bezug auf die Erweiterung der ge-
meinnützigen Ziele wäre viel zu kurz gesprungen. 

Unter welchen Umständen können diese Konzep-
te eine neue Dynamik in den Neubau beziehungs-
weise in die Nachverdichtung bei den Wohnstiften 
bringen? 

Man darf bei der Einführung einer NWG nicht 
davon ausgehen, dass sofort alle Probleme des 
Wohnungsmarktes schnell behoben werden. Und 
man sollte sich auch nicht entmutigen lassen, wenn 
die traditionelle Wohnungswirtschaft nicht mit-
machen will. Wichtig erscheint mir aber, dass damit 
langfristig ein neuer Sektor der Wohnungswirt-
schaft aufgebaut wird, den es zum Teil schon gibt, 
der aber mit dem NWG-Gesetz einen formalen Rah-
men bekommt und unabhängig von der Rechtsform 
die gleichen Ziele verfolgt. Eine neue Dynamik wird 
ausgelöst, weil Bauherr*innen, die bisher aus Eigen-
kapitalmangel neue Bauvorhaben nicht umsetzen 
können, nun in die Lage versetzt werden würden, 

WOHNEN UND  
GEMEINNÜTZIGKEIT – DAS  
GAB ES DOCH SCHON MAL?!
Die Freihaus-Redaktion im Gespräch mit  
Dr. Tobias Behrens, STATTBAU HAMBURG und  
Beiratsmitglied des Hamburger Bündnis für Wohnstifte

Gesprächsführung: Sabine Natebus

POSITIONEN AUS HAMBURG



Begegnungsräume bietet in der Stiftung Anscharhöhe 
das Café „Coffee and More“  (Bild: Michael Zapf / Ham-
burger Bündnis für Wohnstifte)
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dies zu tun. Es würde mit jeder neuen Wohnung unter 
dem Dach der NWG sichergestellt werden, dass diese 
dauerhaft preiswert am Markt bleibt. 

Was sollte eine NWG aus Ihrer Sicht unbedingt 
mitberücksichtigen? 

Die neue Wohnungsgemeinnützigkeit sollte 
mit einem neuen Gesetz verbunden werden und 
nicht nur ein Förderprogramm beinhalten. Die neue 
Wohnungsgemeinnützigkeit sollte eine soziale Ge-
wichtung bekommen, das heißt, wer mehr soziale 
Verpflichtungen übernimmt, soll besser gefördert 
werden. Auch Kombinationen mit den einzelnen 
Landesförderprogrammen für den Wohnungsbau 
sollten unbedingt möglich sein. 

Vielen Dank für das Gespräch! 

Dr. Tobias Behrens, STATTBAU HAMBURG und Beiratsmit-
glied des Hamburger Bündnis für Wohnstifte (Bild: STATT-
BAU HAMBURG)

„In der Diakonischen Stiftung  
Anscharhöhe finden Menschen mit und  

ohne Behinderung ein Zuhause, Gemein-
schaft und bei Bedarf Assistenz und Pflege. 

Das Bündnis für Wohnstifte ist für uns  
Impulsgeber und Austauschforum.“ 

Tobias Nowoczyn, Vorstand Stiftung Anscharhöhe 

„Mit dem Beitritt zum Hamburger Bündnis 
für Wohnstifte haben wir die richtige Ent-
scheidung getroffen. Wir profitieren vom 

Austausch von Informationen auf den Fach-
veranstaltungen und im Netzwerk. Durch 
das Bündnis werden wir als Hamburger 

Wohnstift in der Öffentlichkeit und von den 
Behörden zunehmend wahrgenommen.“
Sibylla Grund, Geschäftsführung Mathildenstift 



Ob klimaschonendes Bauen,  
die Nutzung erneuerbarer Energien  
oder grüne Dächer und Fassaden –  
planen Sie mit Fördermitteln der  
IFB Hamburg.

SPRECHEN SIE UNS AN: 
Tel. 040 / 24846-0 
www.ifbhh.de

WIR FÖRDERN
HAMBURGS ZUKUNFT

WIR FÖRDERN IHRE  
 ENERGIEWENDE

NEU: 
REGENWASSER- 

ZISTERNEN 
Zuschuss

Sabine Natebus, Geschäftsstelle des Hamburger 
Bündnis für Wohnstifte (Bild: STATTBAU HAMBURG)

Die Servicewohnanlage der Else Voss Stiftung ist von  
Gärten umgeben, die zum Aufenthalt im Freien einladen  
(Bild: Michael Zapf / Hamburger Bündnis für Wohnstifte)
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„Das Schröderstift ist begeistertes Mit-
glied im Hamburger Bündnis für Wohnstifte, 

weil hier ein reger und sehr bereichernder 
Austausch zu interessanten Themen statt-

findet. Neue Impulse und gegenseitige 
Hilfestellung prägen das freundschaft-
liche und unkomplizierte Miteinander.“ 

Sabine Schlüter, Vorstandsvorsitzende  
Johann Heinrich Schröder‘s mildthätige Stiftung

 „Wir sind beim Hamburger Bündnis für  
Wohnstifte dabei, da wir vor allem den Aspekt 

des Networkings im Bündnis sehen. Die 
Vernetzung und der Austausch mit anderen 
Hamburger Stiftungen ist für uns wichtig. 

Wir schätzen aber auch die Kontakte zu den 
zuständigen Stellen im Hamburger Senat 

sowie die Untergremien und Arbeitsgruppen 
mit Angeboten für die Stiftungsarbeit.“

Johanna Zwarg, Leitung Else Voss Stiftung
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WICHTIGER ALS EINE  
WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT WÄRE 

EIN BEVORZUGTER ZUGANG  
ZU GRUNDSTÜCKEN

Verspricht die Neuauflage der Wohnungsgemein-
nützigkeit tatsächlich einen besseren und erfolg-
versprechenden Rahmen für den Wohnungsbau 
für benachteiligte Haushalte als die bereits jetzt 
geltenden Regelungen zur Gemeinnützigkeit? Für 
Theo Christiansen von der Behrens-Stiftung hat 
die Frage des Zugangs zu Grundstücken Priorität. 

Seitdem erkennbar wurde, dass auch die ge-
steigerte Aktivität im Wohnungsbau der letzten 
Jahre den Bedarf derer nicht deckt, die auf Mieten 
deutlich unter 10 Euro/m² angewiesen sind, wird 
eine Wiederauflage der Wohnungsgemeinnützig-
keit debattiert. Von den Bundestagsfraktionen der 
Grünen und der Linken in die Debatte eingebracht, 
wurde das Thema in den Koalitionsvertrag der jet-
zigen Bundesregierung aufgenommen und be-
findet sich aktuell in der Beratungsphase. Grund-
lage dafür sind ein von der Bundestagsfraktion 
der Grünen vorgelegter Gesetzesentwurf sowie 
ein Antrag der Linken. Diese Initiativen zielen auf 
zweierlei: Zum einen sollen steuerliche Anreize ge-
schaffen werden, um mehr und verlässlich an einen 
sozialen Zweck gebundenen Wohnraum zu schaf-
fen. Zum anderen geht es implizit aber auch darum, 
im Bereich der Wohnungswirtschaft einen neuen, 
wirtschaftlich wie politisch relevanten Sektor zu 
schaffen, der nach anderen Maßstäben agiert und 
gesteuert wird als der privatwirtschaftliche oder 
genossenschaftliche. 

Auf den ersten Blick erscheint es plausibel, 
Unternehmen der Wohnungswirtschaft, die eine 
mietpreisliche Bindung eingehen, dafür steuerliche 
Anreize zu geben. Hinsichtlich des vorgeschlagenen 
Instruments, also der Schaffung einer gesetzlich 
geregelten, an diesem spezifischen Zweck aus-
gerichteten Gemeinnützigkeit stellen sich bei ge-
nauerem Hinsehen jedoch Fragen, gerade auch aus 
der Perspektive einer gemeinnützigen Stiftung, 
die seit 30 Jahren erfolgreich im Wohnungsbau für 
Menschen tätig ist, die es auf dem sogenannten 

freien Wohnungsmarkt besonders schwer haben. 
Im Kern geht es um die Frage, ob die Neuauf-
lage einer spezifischen „Wohnungsgemeinnützig-
keit“ einen qualitativ besseren und erfolgver-
sprechenden Rahmen für einen Wohnungsbau für 
ärmere oder benachteiligte Haushalte abgibt als 
der, den es mit den bereits jetzt geltenden Regelun-
gen zur Gemeinnützigkeit gibt. Brächte das irgend-
einen nennenswerten Vorteil? 

Aus unserer Sicht: Nein. Denn jedes Unter-
nehmen der Wohnungswirtschaft könnte, wenn es 
wollte, bereits jetzt seinen Geschäftsbetrieb oder 
einen Teil davon in eine gemeinnützige Rechtsform 
überführen und die bestehenden steuerlichen Vor-
teile geltend machen. Allerdings würden dann die 
Regelungen, die das gemeinnützigkeitsrechtliche 
Steuerprivileg zu dem machen, was es ist, auch un-
eingeschränkt gelten. Das wären in diesem Fall ins-
besondere der über eine Kostenmietregelung reali-
sierte Verzicht auf eine Gewinnabführung in private 
Hände und die auf Dauer angelegte, also zeitlich 
nicht befristete Bindung und der damit einher-
gehende Vermögensschutz. Das ist – systemisch be-
trachtet – als Rahmen für eine öffentlich finanzierte 
Förderung genauso unverzichtbar wie einsichtig: 
Warum sollte eine Gesellschaft eine wirtschaft-
liche Tätigkeit subventionieren, wenn deren Nut-
zen nicht auch uneingeschränkt und dauerhaft dem 
subventionierten Zweck zugutekommt? 

Aus dieser Perspektive betrachtet erscheinen 
der zur Diskussion stehende Gesetzesentwurf der 
Grünen aus dem Jahr 2020 und auch das aktu-
elle Eckpunktepapier des zuständigen Bundes-
ministeriums als eine an wichtigen Punkten ab-
gespeckte Variante dessen, was im Kontext der 
bestehenden Gemeinnützigkeit im Sinne der Ab-
gabenordnung bereits gut geregelt ist. So ist im 
Gesetzentwurf z.B. nicht die Berechnung der 
Kostenmiete Grundlage der Bemessung der Miet-
obergrenze, sondern ein prozentualer Abschlag  

POSITIONEN AUS HAMBURG

Theo Christiansen



Gebäude der Behrens-Stiftung in Altona, Schnelsen und Sülldorf  
(Bilder: Behrens-Stiftung, Andreas Schmidt-Wiethoff)
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von 10% auf die örtliche Vergleichsmiete. Und wäh-
rend sonstige gemeinnützige Unternehmen keiner-
lei Ausschüttungen an ihre Kapitalgeber vornehmen 
können, will der Gesetzesentwurf eine prozentual 
gedeckelte Sonderregelung für Unternehmen der 
Wohnungswirtschaft schaffen, die im Rahmen der 
Vorgaben Wohnraum erstellen. Es entstünde hier 
also eine neue Mischform halb-profitabler und halb-
gemeinnütziger Wohnungsunternehmen. Dies wäre 
aus unserer Sicht nur dann gerechtfertigt, wenn es 
keine anderen Möglichkeiten einer steuerlichen Be-
günstigung des Wohnungsbaus für im Sinne der Ab-
gabenordnung bedürftige Menschen gäbe. Die aber 
gibt es. 

Zudem stellen sich insbesondere zwei wei-
tere Fragen. Die erste: Würde die Einführung solch 
einer „Wohnungsgemeinnützigkeit“, so wie sie kon-
kret im Gesetzesentwurf vorgelegt wird, die gro-
ßen Probleme auf dem Wohnungsmarkt gerade 
für einkommensschwache Haushalte lindern oder 
beheben? Vermutlich nicht wesentlich. Im Rah-
men eines Gutachtens, das Dr. Ulrike Hamann, Vor-
standsmitglied der Wohnraumversorgung Berlin – 
AöR, für die Anhörung des Bundestagsausschusses 
zu diesem Thema erstellt hat, wird konkret er-
rechnet, dass bspw. alle Berufe im öffentlichen 
Dienst ab TV-L 4 wie Polizist*innen, Sekretär*in-
nen, Physiotherapeut*innen von einer solchen Re-
gelung, wie sie der Gesetzesentwurf vorsieht, nicht 
profitieren würden. Wenn dies zutrifft, bedeutet 
das, dass das Gesetz an der Realität der Menschen, 
die in besonderer Weise unter der Entwicklung auf 
den Wohnungsmärkten leiden, vorbeigeht.

Noch viel weniger würde es denjenigen Haus-
halten helfen, die – wie es oft genannt wird – unter 
besonderen Marktzugangsschwierigkeiten lei-
den, also akut von Wohnungslosigkeit bedrohte 
oder bereits obdachlos lebende Menschen, 
sowie Menschen, die ausschließlich von Trans-
ferleistungen leben oder meist unter prekären 

Jedes Unternehmen der Wohnungs-
wirtschaft könnte, wenn es wollte, 

bereits jetzt seinen Geschäfts-
betrieb oder einen Teil davon in eine 

gemeinnützige Rechtsform über-
führen und die bestehenden steuer-

lichen Vorteile geltend machen
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Theo Christiansen ist Mitarbeiter der Hamburger Behrens-
Stiftung

Wohnungsbaus“ entsprechen. Unter diesem recht-
lich unbestimmten Begriff lässt sich allerdings 
Alles und Nichts fassen und tatsächlich haben die 
entsprechenden Vorschläge mit den Kriterien der 
Gemeinnützigkeit nicht mehr viel gemein. Das Dia-
konische Werk warnt deshalb zu Recht vor einem 
„Social-washing“ in dieser Debatte. 

Weil sich hier nicht nur begrifflich eine schiefe 
Ebene auftut, halten wir es für sinnvoll, bei dem zu 
bleiben, was sich bewährt hat: Wer als Wohnungs-
unternehmen gemeinnützig tätig sein will, kann 
das schon jetzt unter den gegebenen Bedingungen 
hervorragend tun. Die öffentliche Hand behält dabei 
ihre uneingeschränkte Steuerungsfähigkeit. Der 
entscheidende Faktor für diesen Weg und dem da-
rauf erzielbaren Erfolg liegt nicht in einem neuen 
Gesetz, sondern in dem bereits erwähnten bevor-
zugten Zugang zu geeigneten Grundstücken. Sie 
würden dann ohne Wenn und Aber, dauerhaft und 
verlässlich für die Menschen verwendet werden, 
die der Solidarität der Gesellschaft bedürfen und 
auf deren Realisierung die Gemeinnützigkeit zielt.

Der entscheidende Faktor für  
gemeinwohlorientierten Wohnungs-

bau liegt im bevorzugten Zugang 
zu geeigneten Grundstücken

Verhältnissen im Niedriglohnsektor tätig sind. In 
der Behrens-Stiftung machen wir die Erfahrung, 
dass der Wohnungsbau für diese Zielgruppe nur 
dann möglich ist, wenn uns als gemeinnützigem 
Unternehmen gezielt und bevorzugt der Zugang 
zu Grundstücken angeboten und der Bau mit ent-
sprechenden öffentlichen Krediten gefördert wird. 
Für Beides bietet die bestehende Gemeinnützig-
keit den erforderlichen, rechtssicheren Rahmen 
und die Verlässlichkeit der politischen Perspektive, 
und zwar sowohl für die öffentliche Hand als auch 
für die Stiftung als Bauherrin.

Die zweite Frage: Selbst wenn das Gesetz Reali-
tät würde, wäre kein Unternehmen gezwungen, sich 
in diesem Rahmen zu bewegen. Warum aber wird 
solch ein Gesetzesvorhaben vor allem seitens der 
Wohnungswirtschaft so entschieden abgelehnt? 
Zu vermuten und mitunter herauszulesen ist, dass 
sich darin die Furcht spiegelt, in den Auseinander-
setzungen um die knappen Ressourcen „Grund-
stücke“ und „öffentliche Förderung“ zukünftig be-
nachteiligt werden zu können. So wird vermutet 
– und darin ist der Antrag der Linken deutlich of-
fensiver als der Gesetzesvorschlag der Grünen –, 
dass bei der Umsetzung dieses Gesetzes diejenigen 
Unternehmen, die sich in diesem Rahmen ent-
wickeln wollen, bei der Vergabe öffentlicher Förder-
kredite und beim Zugang zu Grundstücken bevor-
zugt werden könnten. Dann könnte im Erfolgsfall 
ein neuer Sektor von Unternehmen entstehen, die 
allen bereits etablierten Akteuren – den Börsen-
notierten bis zu den Genossenschaften – Konkur-
renz machen. Deshalb verweisen manche Stellung-
nahmen der Wohnungswirtschaft zu diesem Thema 
schon jetzt auf europa- und wettbewerbsrechtliche 
Einwände gegen dieses Vorhaben. Sie bieten sich 
stattdessen selbst als die besten Garanten für eine 
Lösung der sozialen Frage auf dem Wohnungsmarkt 
an und fordern statt dieses Gesetzes Regelungen, 
die ihrem Vorschlag eines „gemeinwohlorientierten 
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HAMBURGER BRIEF AN DAS BMWSB ZU 
EINER NEUEN WOHNGEMEINNÜTZIGKEIT

Der Hamburger Brief an das BMWSB entstand in 
Folge einer Informationsveranstaltung zur Neuen 
Wohngemeinnützigkeit bei STATTBAU HAMBURG. 
An der Veranstaltung teilgenommen haben Ver-
treter*innen des Diakonischen Werks Hamburg, 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Hamburg 
e.V., des Bündnisses Hamburger Wohnstifte, der 
Wohnungsverwaltungsgesellschaft P99, Mieter 
helfen Mietern e.V., dem Mieterverein zu Ham-
burg e.V., der Volksinitiative „Keine Profite mit 
Boden und Miete“, dem Mietshäusersyndikat, 
dem Bundesverein zur Förderung des Genossen-
schaftsgedankens, der AG Kleine Genossen-
schaften im wohnbund e.V., der Benno und Inge 
Behrens-Stiftung, der Patriotischen Gesellschaft 
von 1765, der Gröninger Hof eG, der Wohnungs-
baugenossenschaft Schanze eG, der Johann Da-
niel Lawaetz-Stiftung und der STATTBAU HAM-
BURG Stadtentwicklungsgesellschaft mbH.
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Bautenstand des ersten Wohngebäudes der Schlüsselbund eG  
im Sept. 2023 (Bild: STATTBAU HAMBURG) 
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WAS ZIVILGESELLSCHAFTLICHEN 
BAUHERR*INNEN FEHLT,  
IST DAS EIGENKAPITAL 
Das Beispiel der gemeinnützigen  
Wohnungsgenossenschaft Schlüsselbund eG

Joscha Metzger

Die Genossenschaft Schlüsselbund eG wurde 2012 
von sozialen Trägern gegründet, um Wohnraum 
für Menschen zu schaffen, die sich aufgrund be-
sonderer sozialer Probleme am Markt nicht selbst 
versorgen können. Zum Ende dieses Jahres wird 
das erste von der Genossenschaft errichtete Haus 
mit Wohnraum für 30 vordringlich wohnungs-
suchende Menschen fertig gestellt. Diesem Er-
folg gingen lange Jahre der Grundstückssuche, 
Planung und Verhandlungen um Möglichkeiten 
der Finanzierung voraus. Bis heute leidet die Ge-
nossenschaft unter einer mangelnden Kapital-
ausstattung. Eine Neue Wohngemeinnützigkeit 
könnte insbesondere Akteuren wie der Schlüssel-
bund eG bessere Rahmenbedingungen bieten, um 
ihre gemeinnützigen Ziele umzusetzen. 

Bereits im Jahr 2010 traten gemeinnützige Trä-
ger an STATTBAU HAMBURG heran, um ein Modell 
für die Schaffung von günstigem Wohnraum für 
psychisch kranke Menschen zu eruieren. Die Trä-
ger wollten nicht selbst bauen und vermieten, um 
eine Trennung zwischen der Vermieterrolle und der 
Assistenzanbieterrolle zu ermöglichen. Die Über-
legungen mündeten daher in der ungewöhnlichen 
Konstellation der Gründung einer gemeinnützigen 
Genossenschaft. Genossenschaften sind eine 
demokratische, solidarische und selbstverwaltete 
Form des Wohnens, in der sich die Mitglieder – 
üblicherweise – durch Genossenschaftsanteile am 
Bau beteiligen und im Gegenzug durch die Bereit-
stellung bezahlbaren Wohnraums gefördert wer-
den. In der Schlüsselbund eG schließen sich da-
gegen vorrangig soziale Träger zusammen, um die 
Genossenschaft dazu zu befähigen, Wohnraum für 
Menschen mit Unterstützungsbedarf zu erstellen. 
Die Träger haben ein Vorschlagsrecht für die Be-
legung der Wohnungen, die Vermietung erfolgt aber 

durch die Genossenschaft. Auf diesem Wege kön-
nen zwei Ziele zugleich erreicht werden: Die Träger 
können Menschen, die aus ihren Betreuungsver-
hältnissen kommen, mit Wohnraum versorgen und 
die Mieter*innen erhalten ein Mietverhältnis, dass 
von ihrer Betreuungssituation unabhängig ist. 

Die Idee der Schlüsselbund eG wurde von Sei-
ten der Hamburger Behörden und der Investitions- 
und Förderbank (IFB) sehr positiv aufgenommen 
und unterstützt. Dennoch gestaltete sich die 
Suche nach Grundstücken und die Aufstellung 
der Finanzierung im Kontext eines angespannten 
Bodenmarktes und steigender Baukosten extrem 
schwierig. Im Jahr 2017 konnten zwei städtische 
Grundstücke mit einem Erbbaurechtsvertrag ge-
pachtet werden. Erst im Jahr 2022 eröffnete sich 
– durch die in diesem Jahr außerordentlich ver-
besserte Förderung der IFB – endlich die Möglich-
keit, auf einem dieser Grundstücke zu bauen. Das 
Haus mit 30 kleinen und kompakten Wohneinheiten 
steht kurz vor der Fertigstellung. Belegt werden 
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Bericht aus Der Eppendorfer. Zeitung für Psychiatrie und Soziales (6/2022)
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Vorhaben angetreten, einen Beitrag zur Linderung 
dieser Wohnungsnot zu leisten. Die finanziellen An-
forderungen des Wohnungsbaus – insbesondere 
in Zeiten explodierender Grundstücks- und Bau-
kosten, Lieferengpässen und Fachkräftemangel – 
drohen jedoch die Mittel zu überfordern, die soziale 
Träger aufwenden können. Hamburg ist eine Stadt, 
in der sich potenzielle Bauherr*innen aus dem Be-
reich der Sozialwirtschaft und der Baugruppen 
deutlich stärker am Wohnungsbau beteiligen wür-
den und könnten – wenn sie in der schwierigen 
Phase der Schaffung von Organisationsstrukturen, 
Planung und Bauvorbereitung mehr Unterstützung 
erhalten. Eine Neue Wohngemeinnützigkeit könnte 
ein passendes Mittel sein, um eine zusätzliche Dy-
namik in diesem Wohnungssegment zu erzeugen. 

Dr. Joscha Metzger promovierte zum Thema Genossen-
schaften und Wohnungsfrage und arbeitet als Projektent-
wickler und Baubetreuer bei STATTBAU HAMBURG

soll es durch Frauen mit körperlichen und geisti-
gen Einschränkungen und ihrem Kind, Menschen 
mit psychischer Behinderung, Haftentlassenen 
und jungen Erwachsenen, die bisher Unterstützung 
erhalten haben. Es haben erste Begehungen mit In-
teressent*innen stattgefunden und sowohl die zu-
künftigen Mieter*innen als auch die sozialen Träger 
und die Genossenschaft freuen sich darauf, endlich 
das Haus beziehen zu können. 

Die Versorgung vordringlich Wohnungs-
suchender stellt auf dem angespannten Wohnungs-
markt in Hamburg ein großes Problem dar. Derzeit 
leben etwa 13 000 Haushalte viel zu beengt, in einer 
Unterkunft oder auf der Straße. Die Stadt Ham-
burg bemüht sich zwar mittels ihres eigenen Unter-
nehmens Fördern und Wohnen sowie Wohnungs-
bauförderprogrammen der IFB, Abhilfe zu schaffen, 
in den vergangenen Jahren stieg die Zahl Woh-
nungs- und Obdachloser Menschen dennoch immer 
weiter an. Als Zusammenschluss zivilgesellschaft-
licher Akteure ist die Schlüsselbund eG mit dem 

Hamburg ist eine Stadt, in der sich 
potenzielle Bauherr*innen aus dem 

Bereich der Sozialwirtschaft und 
der Baugruppen deutlich stärker am 

Wohnungsbau beteiligen würden 
und könnten – wenn sie in der 

schwierigen Phase der Schaffung 
von Organisationsstrukturen, 
Planung und Bauvorbereitung 
mehr Unterstützung erhielten
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ICH WÜRDE MIR WÜNSCHEN, 
DASS WIR VIEL MEHR SOLCHE 
PROJEKTE HABEN
Interview mit Ralph Grevel, Geschäftsführer der Leben 
mit Behinderung Hamburg Sozialeinrichtungen gGmbH

Gesprächsführung: Katrin Brandt

Lieber Ralph Grevel, Leben mit Behinderung 
wurde vor über 65 Jahren von Eltern gegründet, 
um für ihre von Behinderung betroffenen An-
gehörigen Unterstützung und gute Lebens- und 
Wohnformen zu erreichen. Ihr habt euch an 
zahlreichen Wohnprojekten beteiligt und ent-
wickelt auch selber viele Wohnangebote, immer 
mit dem Ziel, möglichst viel Teilhabe und Selbst-
bestimmung zu ermöglichen. In der inklusiven 
Hausgemeinschaft Shanghaiallee leben Men-
schen mit und ohne Assistenzbedarf gemein-
schaftlich zusammen. Kannst du uns etwas zu 
dieser Wohnform erzählen?

Ralph Grevel: Leben mit Behinderung Hamburg 
(LmBHH) steht dafür, dass Menschen mit Assistenz-
bedarf selbstbestimmt leben können und das voll-
zieht sich im Wohnen und im Alltag. In der Shanghai-
allee wohnen Menschen mit Behinderung mit Stu-
dierenden zusammen und erleben dort eine andere 
Form der Gemeinschaft. Das zeigt sich mit all den 
Vorteilen und schönen Dingen, die es dort gibt. Die 
Studierenden, die dort leben – wir nennen sie „All-
tagsbegleiter*innen“ – kriegen eine vergünstigte 
Miete und machen dafür eine Alltagsbegleitung für 
einzelne Menschen mit Assistenzbedarf. Und das ist 
für beide Seiten ein Zugewinn: Die Studierenden er-
leben sich in einer anderen Rolle und die Menschen 
mit Assistenzbedarf auch. Teilweise gab es aber 
auch überraschende Erfahrungen, zum Beispiel, 
dass Menschen mit Assistenzbedarf wieder aus-
gezogen sind, weil sie es nicht ausgehalten haben 
mit den Studierenden so nah zusammenzuleben. 
Weil ihnen dabei klargeworden ist, was sie vermut-
lich alles nicht haben werden in ihrem Leben – auch 
das gibt es. Aber der überwiegende Teil profitiert 
davon. 

POSITIONEN AUS HAMBURG

Leben mit Behinderung Hamburg 
(LmBHH) stärkt Menschen mit 
Behinderung auf ihrem Weg in ein 
selbstbestimmtes Leben. Tragende 
Struktur ist der Leben mit Be-
hinderung Hamburg Elternverein 
e.V.. Die Tochtergesellschaft Leben 
mit Behinderung Hamburg Sozialein-
richtungen gGmbH steht Menschen 
mit Behinderung und ihren Familien 
mit Wohnraum, Arbeit, Assistenz 
und Beratung zu Seite. Mehrere 
Wohnprojekte der gGmbH wurden 
in der Planung und Realisierung 
durch STATTBAU HAMBURG be-
gleitet. Die Neue Wohngemein-
nützigkeit – so die Hoffnung 
– könnte es sozialen Trägern in 
Zukunft leichter machen, neuen 
und bezahlbaren Wohnraum für 
soziale Zwecke zu errichten. 
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nüchterne Anerkennung der Tatsachen: Viele Men-
schen mit Unterstützungsbedarf haben nicht die 
ausreichenden Mittel, um mit diesem Wohnungs-
markt Schritt zu halten und das Angebot an Sozial-
wohnungen ist sehr begrenzt. Leider ist es immer 
noch so: je höher der Unterstützungsbedarf, desto 
geringer das Angebot. Das ist für eine reiche Stadt, 
wie Hamburg keine gute Situation. Es bedeutet, dass 
viele Menschen aus Hamburg wegziehen müssen und 
somit ihre letzten sozialen Bezüge wegbrechen. Die 
Eltern können zum Beispiel nicht jeden Tag nach Kiel 
oder nach Flensburg fahren, nur, weil es dort noch 
Angebote gibt. Außerdem kann ich aus unserem Er-
leben und unseren Projekten sagen, dass es mir nicht 
logisch erscheint, dass eine Belegungsbindung nach 
30 Jahren endet. Das ist widersinnig. Menschen mit 
Assistenzbedarf, um die wir uns bemühen, gelingt es 
nur in den seltensten Fällen innerhalb von 30 Jahren 
auf den ersten Arbeitsmarkt zu kommen – auch wenn 
sie in dieser Zeit selbständiger werden. Das heißt, sie 
können sich auch in 30 Jahren keine Wohnung auf 
dem freien Markt leisten. Ich finde das ist ein weiteres 
Beispiel dafür, dass Märkte eben nicht alles regeln.

Was müsste aus eurer Sicht im Bereich 
Wohnungsbau getan werden, damit ihr eure wich-
tige Arbeit in Zukunft besser fortsetzen könnt? 

Grundsätzlich erlebe ich, dass die Landschaft der 
Sozialwirtschaft aus sehr unterschiedlichen Gruppen 
besteht. Wir reden von Jugendlichen, von Migration 
und Flucht oder auch Menschen mit Behinderung. All 
diese Gruppen stehen im Drittelmix in Konkurrenz 
um das eine Drittel des sozialen Wohnungsbaus. Da 
würde ich mir schon wünschen, dass dieser soziale 
Bereich größer wäre in Hamburg. So wie es aktuell 
ist, reicht es nicht aus. Der Bedarf ist deutlich größer. 
Es ist außerdem für die am gemeinwohlorientierten 
Wohnungsbau Beteiligten schwierig zu entscheiden, 
wer einziehen soll: Menschen mit geistiger Be-
hinderung, Personen mit psychischen Erkrankungen 
oder ist es lieber die Kita, die da reinkommt? Da ent-
steht ein Wettbewerb, bei dem vorprogrammiert ist, 
dass bereits benachteiligte Menschen verlieren.

Ralph Grevel ist Geschäftsführer von Leben mit Behinderung 
Hamburg Sozialeinrichtungen gemeinnützige GmbH (Bild: 
LmBHH)

Wie lange bleiben denn die Studierenden in der 
Wohnung?

Bis zum Ende ihres Studiums. Wir haben noch nie 
Leerstand gehabt. Eher im Gegenteil, dass wir Stu-
dierende überzeugen mussten, sich etwas Eigenes 
zu suchen. Es ist eine tolle Wohnlage und eine tolle 
Wohnform, so dass Leute ihr Studium abgeschlossen 
haben und trotzdem dort weiter wohnen wollten.

Das heißt die Leute wohnen nicht nur zusammen, 
sondern teilen auch ihren Alltag miteinander. Gibt 
es das woanders auch?

Ich wüsste nicht, dass es das in Hamburg in der 
Form woanders gibt. Aber bundesweit gibt es ver-
schiedene Modelle und ich würde es sehr begrüßen, 
wenn wir solche Wohnformen auch hier weiter-
entwickeln. Wir haben viele Menschen in Hamburg, die 
eine geistige und eine körperliche Behinderung haben. 
Für die gibt es derzeit eindeutig zu wenige Angebote. 
Da ist die Frage des Zusammenlebens nochmal an-
spruchsvoller, aber wir halten das für möglich und wir 
würden das gerne in eine solche Richtung ausbauen.

Wir haben ja ein weiteres Projekt, dass wir – 
LmBHH und STATTBAU HAMBURG – zusammen 
bearbeiten, wo solche „Alltagshelfer*innen-WGs“ 
in eine Baugemeinschaft mit einziehen. 

Ich würde mir wünschen, dass wir viel mehr sol-
che Projekte haben. Darin liegt für mich – so ähn-
lich wie man das in der Shanghaiallee erleben kann 
– der Begriff der Teilhabe. Menschen mit Assistenz-
bedarf können über diese Kontakte mit den Alltags-
begleiter*innen eine andere Form von Begegnung 
erleben. Zum Beispiel im Fußballverein oder beim 
Kicker spielen. Es geht aber auch um Teilgabe: Die 
Leute mit Assistenzbedarf haben etwas zu geben. 
Das sichtbar zu machen für viele andere, das ist ein 
Gewinn für alle.

Meinst du sowas lässt sich auch im normalen 
Wohnungsmarkt umsetzen?

Ehrlicherweise nein, das denke ich nicht. Das 
muss von Anfang mitgedacht und mitkommuniziert 
werden, dann hat es eine Chance zu funktionieren. 

Als sozialer Träger übernehmt ihr eine Vermieter-
rolle. Ist das nicht eine große Herausforderung? 
Wollt ihr Vermieter sein?

Nein, wir wollen nicht Vermieter sein! Wir ma-
chen Assistenzleistung und Vermietung. Diese bei-
den Pole haben wir und obwohl man das vertrag-
lich immer gut trennen kann, ist das doch eine Ver-
mischung. Wir sind eigentlich Sozialarbeiter*innen, 
Heilpädagog*innen und so weiter. Aber wir erleben 
sehr oft, dass klassische Investor*innen nicht für 
unser Klientel vermieten wollen. Das ist immer wie-
der ein Problem.

Was sind eure Erfahrungen mit dem Wohnungs-
markt in Hamburg?

Also der Wohnungsmarkt aus der Perspektive für 
Menschen mit Unterstützungsbedarf in Hamburg ist 
dramatisch schlecht. Insofern ist das erstmal eine 
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(Eigene Darstellung)
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BEITRAG ZUM GEMEINWOHL-
ORIENTIERTEN WOHNEN  
ODER CASH COW? 
Kommunale Wohnungsunternehmen  
am Beispiel der SAGA Hamburg

Natalie Lendzinski

Wohnraumversorgung wird seit dem Beginn der 
Urbanisierung in Deutschland als eine soziale Frage 
thematisiert. Als wichtiger Lösungsansatz zur 
Überwindung von Wohnungsnot wurden ab dem Be-
ginn des 20. Jahrhunderts und insbesondere in den 
1920er Jahren kommunale Wohnungsunternehmen 
gegründet, die zuallermeist nach den Grundsätzen 
der Gemeinnützigkeit agierten. Die gesetzliche 
Wohngemeinnützigkeit wurde jedoch im Jahr 
1990 abgeschafft. Im Kontext eines generellen ge-
sellschaftlichen Wandels hin zur Neoliberalisierung 
und Privatisierung sowie regionalen Angebots-
überhängen auf dem Wohnungsmarkt führte dies 
dazu, dass viele Kommunen in den 2000er Jahren 
ihren Bestand veräußerten. So verkaufte beispiels-
weise die Stadt Kiel ihren gesamten kommunalen 
Wohnungsbestand an Finanzinvestoren. Man ver-
sprach sich davon, die Haushaltskassen aufzu-
bessern. Während die Kassen jedoch nicht lange 
voll blieben, wandelte sich das Wohnen mehr und 
mehr zur Ware und die Kommunen verloren ihren 
Einfluss auf die lokale Mietpreisgestaltung. 

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) ent-
schied sich in den 2000er Jahren jedoch glück-
licherweise entgegen der neoliberalen gesellschaft-
lichen Stimmung, ihre kommunalen Bestände der 
Siedlungs-Aktiengesellschaft Altona (SAGA) nicht 
nur zu behalten, sondern diese kontinuierlich zu 
erweitern. Die SAGA ist heute mit knapp 140  000 
Wohnungen bundesweit das größte kommunale 
Wohnungsunternehmen. Sie agiert als Siedlungs-
Aktiengesellschaft, welche zu 100 % in städtischer 
Hand liegt. Die Senatorin für Stadtentwicklung und 
Wohnen ist qua Amt Vorsitzende des Aufsichtsrats.

Die SAGA wurde 1922 auf Initiative des Sozial-
demokraten Max Brauer gegründet. Im Zuge des 
Groß-Hamburg-Gesetzes fusionierte die Altonaer 

Saga 1938 mit der Baugesellschaft Hamburg, ging in 
städtisches Eigentum über und wurde in SAGA - Ge-
meinnützige Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 
umbenannt. Nach Kriegsende gab es in Hamburg 
vier gemeinnützige staatliche Wohnungsunter-
nehmen, die sich den Wiederaufbau geografisch 
aufteilten. 1972 übernahm die SAGA schlussendlich 
die drei Schwestergesellschaften. 1988 wurde die 
Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH (GWG) ge-
gründet, die einen großen Teil der Hamburger Be-
stände der Neuen Heimat übernahm. Aufgrund der 
Abschaffung des Wohngemeinnützigkeitsgesetzes 
im Jahr 1990 entfiel die steuerliche Begünstigung 

POSITIONEN AUS HAMBURG
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 Genossenschaften

 private Vermieter
 Mietenspiegel

Freifinanzierte Miethöhen in Hamburg in Euro pro Qua-
dratmeter Wohnfläche pro Monat. (Eigene Darstellung 
nach: Hamburger Mietenspiegel 2021)

Entwicklung des Gewinns der SAGA Unternehmens-
gruppe von 2015 bis 2021 in Millionen Euro.  
(Eigene Darstellung nach: SAGA, Statista 2022)

Freifinanzierte Miethöhe Gewinn der SAGA
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von Wohnungsunternehmen und das Wort „gemein-
nützig“ im Unternehmensnamen wurde gestrichen. 
Die SAGA musste sich im Zuge der Liberalisierungs-
tendenzen auf eine andere Wettbewerbssituation 
einstellen. 2007 wurde die GWG ein Tochterunter-
nehmen der SAGA.

Die SAGA besitzt und verwaltet ca. 20 % der 
Hamburger Mietwohnungen. Weitere etwa 20 % 
entfallen auf Genossenschaften. Doch trotz der 
SAGA als großem sozialen Player am Wohnungs-
markt sind auch in Hamburg die Mieten im letzten 
Jahrzehnt stark angestiegen. Es stellt sich daher 
die Frage nach der Rolle und dem Einfluss kommu-
naler Wohnungsunternehmen auf die lokale Miet-
preisentwicklung und damit ihren sozialen Beitrag.

Der Einfluss der SAGA auf den Hamburger Mieten-
spiegel
Laut Hamburger Mietenspiegel von 2021 lag die 
durchschnittliche Miete bei 9,29 Euro pro Quadrat-
meter Wohnfläche. Die freifinanzierte SAGA-Miete 
lag im Jahr 2021 bei 7,09 Euro pro m² Wohnfläche 
und damit 23 % unter der ortsüblichen Vergleichs-
miete. Ohne den Anteil der SAGA wäre der Mieten-
spiegel rund 4,2 % höher, statt bei 9,29 Euro bei 
9,68 Euro pro m² Wohnfläche. Ein ähnlicher Effekt 
lässt sich bei den Hamburger Genossenschaften 
feststellen. Aktuell haben diese einen Wohnungs-
bestand in Hamburg in Höhe von 135 000 Wohnun-
gen. Drei Viertel der Wohnungen sind freifinanziert 
mit einer durchschnittlichen Nettokaltmiete von 
7,10 Euro (Stand 2021). Rechnet man nun die Summe 
der freifinanzierten Genossenschaftswohnungen 
und der SAGA-Wohnungen aus dem Mietenspiegel 
heraus, ergibt sich eine durchschnittliche frei-
finanzierte Miete der privaten Vermieter in Höhe 
von 10,22 Euro pro m² Wohnfläche. Setzt man die 
10,22 Euro in Beziehung zur freifinanzierten SAGA-
Miete von 7,09 Euro bzw. Genossenschaftsmiete 

von 7,10 Euro, liegt die Miete der privaten Vermieter 
im Durchschnitt rund 31 % über der Miete von SAGA 
und Genossenschaften. Die Mietsteigerung im Zeit-
raum 2012 bis 2021 beträgt im freifinanzierten Be-
reich der SAGA ca. 15 %, die Miete im Hamburger 
Mietenspiegel ist im gleichen Zeitraum hingegen um 
ca. 26 % gestiegen. Der SAGA ist somit, zusammen 
mit genossenschaftlichen Vermieter*innen, ein-
deutig eine dämpfende Wirkung auf die Mietpreis-
entwicklung Hamburgs zuzuschreiben.

Das Paradoxon des politischen Auftrags der SAGA
Gemäß der Satzung der SAGA hat sie den Auftrag 
„eine sichere und sozial verantwortliche Wohnungs-
versorgung für breite Schichten der Bevölkerung zu 
angemessenen Preisen“ zu erfüllen. Gleichzeitig 
agiert das Unternehmen seit der Abschaffung der 
Wohngemeinnützigkeit gewinnorientiert und er-
wirtschaftet jährlich Gewinne im neunstelligen Be-
reich, beispielweise im Jahr 2021 ein Gewinn nach 
Steuern von 225,9 Millionen Euro bei einer Eigen-
kapitalquote von 48,2 %. Was sie nicht reinvestiert 
oder zurücklegt, führt sie an die FHH ab. 

Die SAGA fungiert somit neben ihrer 
Rolle als soziale Vermieterin auch als 
kommunale Cash Cow und trägt zur 

Aufbesserung der Haushaltskasse bei
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Meyer-Wellman, J. (2022, 5. Oktober) Quetscht der Senat die 
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Die FHH nutzt die Gewinnausschüttungen u.a. für 
Stadtentwicklungszwecke, beispielsweise dafür, 
quartiersbezogene Infrastruktur und Grünanlagen 
zu erneuern oder bedarfsgerecht zu modernisie-
ren und auszubauen. Regelmäßig entscheidet der 
Vorstand der SAGA in Absprache mit der FHH, ob 
und in welcher Höhe Gewinnausschüttungen an den 
Anteilseigner FHH ausbezahlt werden. Der Betrag 
muss vom Aufsichtsrat genehmigt werden. Er va-
riiert und hängt sowohl vom aktuellen wirtschaft-
lichen Erfolg, der politischen Ausrichtung des Se-
nats, als auch von den wirtschaftlichen und so-
zialen Prognosen der Folgejahre ab. Für die Jahre 
2023 bis 2026 ist eine Auszahlung in Höhe von ins-
gesamt 350 Millionen Euro vorgesehen. Die SAGA 
fungiert somit neben ihrer Rolle als soziale Ver-
mieterin auch als kommunale Cash Cow und trägt 
zur Aufbesserung der Haushaltskasse bei.

Wohngemeinnützigkeit versus kommunale  
Cash Cow
Dass die SAGA Gewinne erwirtschaftet stößt auf 
Kritik. Ein viel diskutiertes Argument ist hierbei, 
dass die SAGA-Mieter*innen durch stetige Miet-
steigerungen für diese Gewinnüberschüsse auf-
kommen. Dabei ist es öffentliche Aufgabe der FHH, 
Stadtentwicklungsmaßnahmen durch Steuergelder 
zu finanzieren und damit eine gerechte Verteilung 
der Mitfinanzierung aller steuerpflichtigen Bür-
ger*innen  zu gewährleisten. Stattdessen wird die 
Finanzierung den SAGA-Mietenden aufgebürdet. 
Dieser Vorwurf scheint begründet, wenn man be-
denkt, dass die Mieter*innen der SAGA ohne-
hin überwiegend nicht den finanzstarken Gesell-
schaftsschichten angehören. Betrachtet man die 
Unternehmensform der SAGA als sozialen, städti-
schen Vermieter idealistisch und sozialpolitisch, 
wünscht man sich, dass die SAGA nach dem 
Kostendeckungsprinzip oder einer Neuen Wohn-
gemeinnützigkeit wirtschaftet und durch Gewinn-
minimierung die Mieterhöhungen weiter eindämmt. 
Damit könnte sie langfristig und deutlich stärker 
als heute auf den Mietenspiegel einwirken, dessen 
durchschnittliche Miethöhe in der Folge weniger 
stark ansteigen würde. Damit hätte die SAGA einen 
noch größeren Effekt auf zukünftige Mietenspiegel 
und damit auf alle Mieten in Hamburg. Sie könnte 
so zu einer Dekommodifizierung hin zum Wohnen 
als Grundbedürfnis und Daseinsvorsorge beitragen. 

Eine Kursänderung der betriebswirtschaftlichen 
Ausrichtung des Unternehmens liegt jedoch nicht al-
leine in der Entscheidungsmacht der SAGA, sondern 
bei ihrer Anteilseignerin, der FHH und folglich beim 
Senat. Es müsste daher politischer Wille sein, die 
SAGA nicht mehr als Cash Cow zu nutzen, sondern 
sie als postneoliberales Instrument einzusetzen um 
den steigenden Mieten mehr entgegen zu setzen. 

Betrachtet man die Unternehmens-
form der SAGA als sozialen, 

städtischen Vermieter idealistisch 
und sozialpolitisch, wünscht man 

sich, dass die SAGA nach dem Kosten-
deckungsprinzip oder einer Neuen 

Wohngemeinnützigkeit wirtschaftet

https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/15881562/2022-02-18-bsw-stadtentwicklungsfond-lebendige-quartiere/
https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/15881562/2022-02-18-bsw-stadtentwicklungsfond-lebendige-quartiere/
https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/15881562/2022-02-18-bsw-stadtentwicklungsfond-lebendige-quartiere/
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Kommentar-Eingriff-der-Stadt-in-den-Wohnungsmarkt-ist-alternativlos,hamj128376.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Kommentar-Eingriff-der-Stadt-in-den-Wohnungsmarkt-ist-alternativlos,hamj128376.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Kommentar-Eingriff-der-Stadt-in-den-Wohnungsmarkt-ist-alternativlos,hamj128376.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/article236594175/saga-quetscht-der-senat-die-saga-mieter-aus-wohnen-hamburg-immobilien.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/article236594175/saga-quetscht-der-senat-die-saga-mieter-aus-wohnen-hamburg-immobilien.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/article236594175/saga-quetscht-der-senat-die-saga-mieter-aus-wohnen-hamburg-immobilien.html
https://www.abendblatt.de/hamburg/article236594175/saga-quetscht-der-senat-die-saga-mieter-aus-wohnen-hamburg-immobilien.html
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DACHGENOSSENSCHAFT  
WOHNEN TÜBINGEN

Ein Dach für gemeinwohlorientierte Wohninitiativen

Julia Hartmann und Axel Burkhardt

In der aktuellen Krisenzeit stellen sich Fragen nach 
der langfristigen Sicherung gesellschaftlicher 
und individueller Existenzgrundlagen – im Rah-
men gesellschaftlichen Wandels und der Trans-
formation zu nachhaltigem Wirtschaften – mit er-
neuter Dringlichkeit. Was können Land, Städte, 
Gemeinden und Zivilgesellschaft tun, um einen 
Umgang mit den anstehenden Herausforderungen 
der kommenden Jahre und Jahrzehnte zu finden, 
der das Gemeinwohl in den Mittelpunkt stellt? Ein 
Ansatz ist die Förderung resilienter lokaler Struk-
turen, Quartiere und Nachbarschaften. Die Schaf-
fung eines unterstützenden Wohnumfelds, aber 
auch ganz grundsätzlich die Verfügbarkeit siche-
ren, angemessenen Wohnraums bildet einen wich-
tigen Baustein dieser Bemühungen. 

In vielen Gemeinden führt die Knappheit an be-
zahlbarem Wohnraum bereits dazu, dass nicht nur 
geringverdienende Haushalte, sondern auch solche 
mit mittlerem Einkommen Schwierigkeiten haben, 
sich mit passendem Wohnraum zu versorgen. Dies 
gilt insbesondere für Haushalte mit Kindern, die 
eine geringere Flexibilität bei der Wahl des Wohn-
standorts haben, aber auch in verstärktem Maße 
für ältere Menschen, die auf der Suche nach alters-
angepassten Wohnformen sind. Insbesondere in 
ländlichen Gemeinden führt der demographische 
Wandel zu einem steigenden Bedarf an barriere-
armen Wohnungen mit flexiblen, ambulanten Be-
treuungsleistungen, der durch die derzeitige Pflege-
infrastruktur nicht abgedeckt wird. Parallel dazu 
wächst auch der Wunsch nach Wohnmöglichkeiten 
mit mehr oder weniger ausgeprägten gemeinschaft-
lichen und generationsübergreifenden Elementen. 

Alle Menschen profitieren von flexiblen, lebens-
phasengerechten Wohnangeboten und bedarfs-
gerechten, wohnortnahen Dienstleistungen und 
Möglichkeiten für Gemeinschaftsleben. Wohn-
formen, die über die individuelle Wohnung hinaus 
solche Angebote machen, können einen wichti-
gen Beitrag zur Resilienz unserer Städte und Ge-
meinden leisten.  

Gemeinwohlorientierte, bürgerschaftliche Ini-
tiativen entwickeln individuelle, auf lokale Bedarfe 
abgestimmte Wohnformen und -konzepte und sind 
mit ihrem hohen Grad an Eigenengagement oft 
flexibler und innovativer als große Unternehmen. 
Genossenschaftliche Wohnformen sind eine ge-
eignete Organisationsform für solche Initiativen. 
Die Mitgliedschaft in einer Wohngenossenschaft 
bietet die Sicherheit eines lebenslangen Wohn-
rechts und die dauerhafte Sicherung von Projekt-
zielen. Ihre demokratische Grundstruktur bietet 
auch die ideale Basis für eine selbstbestimmte, ge-
meinschaftliche Gestaltung des Wohnumfelds.

Sowohl in städtischen als auch in ländlichen 
Kontexten entstehen derzeit eine Vielzahl von Ini-
tiativen, die auf der Suche nach mehr als nur einer 
passenden Wohnung sind. Die Menschen hinter 
diesen Initiativen sind bereit, sich mit Ideen und 
Zeit einzubringen, um selbstbestimmt Lösungen 
für ihre Wohnbedürfnisse zu schaffen. In Orten mit 
Wohnraummangel und steigenden Wohnkosten 
spielt vor allem die langfristige Bezahlbarkeit eine 
Rolle.

BEISPIELE AUS ANDEREN STÄDTEN



So soll das Dachgenossenschaftsprojekt 
„Heckpilot“ einmal aussehen (Visualisierung: 
LPundH architekten Kirchheim/Tübingen)
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Eine Dachgenossenschaft für gemeinwohl-
orientierte Wohninitiativen 
Auch in Tübingen haben sich solche Initiativen 
bereits vielfach auf den Weg gemacht. Die Initia-
tor*innen stehen bei der Umsetzung jedoch häufig 
vor finanziellen und organisatorischen Problemen. 
So haben Menschen in der Posterwerbsphase oft 
Schwierigkeiten, passende Bankfinanzierungen zu 
erhalten.

Gründungsaufwand, Vorstandsverantwortung 
sowie laufendes Management und Verwaltung sind 
für junge Initiativen allein oft schwer zu stemmen. 
Ein möglicher Weg scheint der Beitritt zu einer be-
stehenden Genossenschaft. Insbesondere sehr 
kleine, lokale Projekte werden jedoch von den be-
stehenden Marktakteuren nicht unterstützt oder in 
der autonomen Gestaltung und Selbstverwaltung 
ihrer Projekte zu stark eingeschränkt. 

Zudem sind neue, eigenständige Projekt-
genossenschaften mit hohen Grundstücks- und 
Baukosten konfrontiert. Sie müssen das zum Neu-
bau oder Erwerb notwendige Eigenkapital (derzeit 
bis zu 35 %) vollständig aus den Beiträgen der woh-
nenden Mitglieder erbringen.

Das Angebot der neu gegründeten und vom 
Land Baden-Württemberg als Pilotprojekt ge-
förderten Dachgenossenschaft Wohnen Tübingen 
gleicht diese Nachteile aus: Zum einen übernimmt 
sie Gründungs-, Bau- und laufende Verwaltungsauf-
gaben und stellt so ein professionelles Management 
der Projekte sicher. Zum anderen ermöglicht sie 
auch Menschen mit geringen ökonomischen Res-
sourcen Zugang zu einem dauerhaften Wohnrecht 
in einem neuen genossenschaftlichen Hausprojekt. 
Dazu hält die Dachgenossenschaft einen Sozial-
fonds vor, der die Anteile von Mitgliedern ohne eige-
nes Vermögen stellvertretend übernimmt. So kön-
nen Menschen aus allen ökonomischen Schichten 
von den stabilisierenden lokalen Unterstützungs-
strukturen profitieren, die genossenschaftliche 

Hausprojekte bieten. Der Fonds wird aus privaten 
und öffentlichen Mitteln finanziert und wird sich 
langfristig aus den Erträgen der Genossenschaft 
refinanzieren.

Die Universitätsstadt Tübingen nimmt als Ini-
tiatorin der Dachgenossenschaft eine Schlüssel-
funktion ein und ist für diese Rolle gut aufgestellt: 
Kommunen sind demokratisch legitimiert und wer-
den als neutraler Partner wahrgenommen. Sie ken-
nen die lokale Initiativ- und Akteurslandschaft, 
können diese zusammenführen und Starthilfe bei 
der Gründung eines genossenschaftlichen Dach-
projektes geben. Über ständige Sitze im Aufsichts-
rat fließt die kommunale Perspektive dauerhaft in 
die Entscheidungsprozesse der Genossenschaft 
ein. Als Garantin für langfristig bezahlbaren Wohn-
raum ist die Genossenschaft ein bevorzugter Part-
ner bei der Vergabe kommunalen Baulands.

Ein solcher Einsatz öffentlicher Mittel unter-
stützt zivilgesellschaftliches Engagement und löst 
erhebliche private Investitionen aus. Die Bautätig-
keit der Genossenschaft finanziert sich aus ver-
schiedenen Quellen und etabliert zudem regionale 
Wirtschaftskreisläufe, die insbesondere in Zei-
ten wirtschaftlicher Krisen stabilisierend auf das 
regionale Umfeld wirken. Damit bildet die Dach-
genossenschaft einen lebendigen Baustein einer 
resilienten Stadtentwicklung. 

In Tübingen finden Initiativen auf diesem Wege 
trotz Baukrise, Zinssteigerungen und Bodenknapp-
heit ideale Rahmenbedingungen: Die Grundstein-
legung für die ersten beiden Projekte Weiler11 und 
Heckpilot ist dieses Jahr erfolgt. Weitere Initiativen 
machen sich bereits auf den Weg.

Julia Hartmann und Axel Burkhardt, Beauftragte für Wohn-
raum und barrierefreies Bauen der Universitätsstadt Tübingen
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ÜBER DEN BODEN  
ZUR SOLIDARISCHEN STADT

Interview mit Sabine Horlitz von  
der Berliner Stadtbodenstiftung

Gesprächsführung: Joscha Metzger

Mit der Stadtbodenstiftung wollt ihr Grund und 
Boden dauerhaft dem Markt entziehen und 
selbstverwaltetes Wohnen ermöglichen. Könnt 
Ihr die Stiftung kurz vorstellen und sagen, welche 
Pläne Ihr habt?

Sabine Horlitz: Die Berliner Stadtbodenstiftung 
wurde 2021 von 150 Menschen gegründet. Sie ist aus 
einer Initiative hervorgegangen, in der unterschied-
liche Akteure und Interessen zusammenkamen: 
Menschen aus Nachbarschaftsinitiativen und Haus-
projekten, Genossenschaftler*innen und alternative 
Projektentwickler*innen, aber auch Forschende und 
in der Bezirkspolitik Aktive. 

Ziel der Stadtbodenstiftung ist es, einen Gegen-
pol zur Spekulationsspirale wie zur Praxis der Top-
Down Planung zu setzen, indem Immobilien dem 
profitorientierten Markt entzogen und für eine zivil-
gesellschaftlich gelenkte, soziale Nutzung gesichert 
werden. So soll das bewahrt und geschaffen werden, 
was in den jeweiligen Nachbarschaften benötigt 
wird: bezahlbarer Wohnraum, gewerbliche, soziale 
oder kulturelle Nutzungen – von Nachbarschafts-
zentren über Gewerbehöfe bis zu Gemeinschafts-
gärten. 

Die Stiftung orientiert sich dabei am Modell des 
Community Land Trust. Sie knüpft an bestehende 
Bodenstiftungen wie die Stiftung Edith Maryon oder 
die Stiftung Trias an, führt aber Elemente des Com-
munity Organizing und eine basisdemokratische Be-
setzung ihrer Organe ein. Die Stiftung möchte ein 
Modell zivilgesellschaftlich-solidarischer Stadt-
entwicklung sein, das unterschiedliche Akteure zu-
sammenbringt und soziale Zielsetzungen langfristig 
sichert. 

Wie funktioniert so ein Community-Land-Trust? 
Was sind die wesentlichen Charakteristika?

Community Land Trusts (CLT) sind ein ge-
meinschaftliches, nicht gewinnorientiertes 
Eigentumsmodell und gleichzeitig ein Modell der 

Selbstverwaltung. Der erste CLT im heutigen Sinn 
wurde in den USA Ende der 1960er Jahre von Bürger-
rechts-Aktivist*innen in der Nähe von Albany, im länd-
lichen Georgia gegründet, um angesichts der rassis-
tischen Diskriminierung in der Bodenpolitik schwar-
zen Farmer*innen einen dauerhaft gesicherten 
Zugang zu Ackerland und Wohnraum zu ermöglichen. 
In den 1980er Jahren, als zunehmende Aufwertungs-
prozesse in US-amerikanischen Städten zur Ver-
drängung vor allem einkommensschwacher Haus-
halte führten, wurden die ersten städtischen CLTs 
gegründet. Mittlerweile haben CLTs weltweit Ver-
breitung gefunden. Im Frühjahr dieses Jahres wurde 
zudem das Europäischen CLT-Netzwerk gegründet, 
das als Sprachrohr für das Modell in Europa fungie-
ren soll.

Aber zur Struktur: CLTs sind, vereinfacht ge-
sagt, durch zwei Grundprinzipien gekennzeichnet: 
Das erste Grundprinzip besteht in der Trennung 
des Eigentums am Grund und Boden vom Eigen-
tum am Gebäude. Der Boden verbleibt dauerhaft im 
Eigentum des CLTs, bzw. in unserem Fall im Eigen-
tum der Stiftung. Die Gebäude und Nutzungsrechte 
werden im Erbbaurecht vergeben. Das Erbbaurecht 
ist das zentrale Instrument mit dem die sozialen 
und inhaltlichen Zielsetzungen der erbbaurechts-
nehmenden Projekte personenunabhängig und auf 
Dauer festgeschrieben werden. So z.B. spezifische 
Nutzungsquotierungen wie ein bestimmter Anteil 
an belegungsgebundenen Wohnungen oder eine be-
sondere Zugänglichkeit für Menschen in prekären 
Lebenssituationen. Die Kontrolle der Einhaltung der 
im Erbbaurecht festgeschriebenen Vorgaben obliegt 
den CLTs, bzw. der Stiftung. Als Treuhänderin des 
Bodens wirken diese somit als dauerhafte Garantin 
der Gemeinwohlorientierung der Projekte.

Das zweite Grundprinzip ist das der Selbst-
verwaltung und Mitbestimmung. CLTs sind demo-
kratisch verwaltete und lokal verankerte Organi-
sationen mit der Möglichkeit zur Mitgliedschaft.  

BEISPIELE AUS ANDEREN STÄDTEN
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Strukturdiagramm Stadtbodenstiftung: Zentrales Merkmal der Stadtbodenstiftung ist die Trennung des Eigentums am Bo-
den vom Eigentum am Gebäude. Zwischen beiden vermittelt der Erbbaurechtsvertrag, mit dem auch die Ziele und Inhalte 
der Projekte dauerhaft gesichert werden. (Grafik: Till Sperrle)
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Alle Nutzer*innen sind stimmberechtigte Mitglieder, 
aber auch alle Menschen aus der Nachbarschaft kön-
nen es werden. Die Definition einer Nachbarschaft 
ist dabei Sache der einzelnen CLTs. Einige beziehen 
sich auf überschaubare innerstädtische Gebiete 
oder einen kleinen ländlichen Bezirk, andere um-
fassen ganze Städte bis hin zu Metropolregionen. Die 
von John Davis, einem der wichtigsten Vertreter der 
CLT-Bewegung in den USA, 2015 geprägte Kurzformel 
„community-led development on community-owned 
land“ fasst die Kernidee der CLTs treffend zusammen.

Community-Land-Trusts ermöglichen eine demo-
kratische Verwaltung von Boden und Immobilien, 
die die Selbstverwaltungsansätze aus der Wohn-
projekte-Szene durch die Beteiligung von Nach-
barschaft und Zivilgesellschaft ergänzt. Was sind 
die Vorteile der Einbeziehung weiterer Akteure in 
gemeinwohlorientierte Projekte?

Ziel der Stadtbodenstiftung ist es, dass unter-
schiedliche Interessen in der Stiftung vertreten sind 
und dass insbesondere jene eine Stimme haben, die 
sonst in Stadtentwicklungsfragen meist nicht mit-
entscheiden können. Dem Selbstverständnis der CLTs 
folgend sollen die Selbstverwaltungsstrukturen über  

die unmittelbaren Nutzer*innen hinaus ausgeweitet 
und so der Charakter des Bodens als Gemeingut ge-
stärkt werden. Die Stiftung hat zu diesem Zweck 
eine rechtlich-organisatorische Struktur, die unter-
schiedliche Sichtweisen integriert und zwischen 
den Interessen der Nutzer*innen, den Zielsetzungen 
der Stiftung sowie den Bedürfnissen der jeweiligen 
Nachbarschaften und der breiteren Öffentlichkeit 
vermittelt. Dies spiegelt sich auch in der Besetzung 
der Organe. Das Kuratorium ist das zentrale Ent-
scheidungsorgan der Stiftung. Dort sitzen neben Ex-
pert*innen auch Vertreter*innen der Nutzerschaft 
und aus den jeweiligen Nachbarschaften. Es wird zu-
dem ein Stiftungskomitee geben, das für alle an den 
Projekten Beteiligten, ebenso wie für Nachbar*innen 
und Stifter*innen offen ist. Es ist mit einer Mitglieder-
versammlung vergleichbar und stellt in dieser Art ein 
Novum in der Stiftungslandschaft dar.

Auch auf Ebene der Projekte und Nachbar-
schaften möchten wir Möglichkeiten der Mitsprache 
erproben. Das macht sicher nicht in jedem Fall Sinn. 
Aber wenn es beispielsweise ein Haus mit einem 
hohen Anteil an Gewerberäumen gibt, soll der Nach-
barschaft ein Mitsprache- und Vorschlagsrecht 
bezüglich der Nutzungen eingeräumt werden. 



Projekt Gemeingut statt Leerstand: Im Herbst 2021 war die Stadtbodenstiftung an zwölf Berliner Orten des spekulativen 
Leerstands mit Aktionen vor Ort. Ziel war, auf das Problem des Leerstands aufmerksam zu machen und mit den Menschen 
der Stadt ins Gespräch kommen, um aus ihren Erfahrungen für eine solidarische Stadtentwicklung und die Zukunft der 
Stiftung zu lernen. (Grafik: Gunnar Bauer)
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 Wie ist der Stand der Projektentwicklung? 
Derzeit sind wir mit Eigentümer*innen von drei 

Mehrfamilienhäusern in Verhandlung und planen, 
die Immobilien zusammen mit Genossenschaften 
zu erwerben. In zwei der drei Fälle sind die Eigen-
tümer*innen auf uns zugekommen mit dem Wunsch, 
die Häuser mit ihren günstigen Mieten dauerhaft zu 
sichern. Wir denken, dass hier gerade die lokale Aus-
richtung der Stiftung Potential hat. Immerhin sind 
etwa 20 % der Immobilien in Berlin im kleinteiligen 
Privateigentum. In Kooperation mit dem Verein 
Wohnraum für Alle wollen wir zudem ein Modell er-
arbeiten, um Eigentumswohnungen wieder in Miet-
wohnungen umzuwandeln. 

Wir versuchen, verschiedene Wege zu gehen, um 
an Boden zu kommen. Letztes Jahr haben wir bei-
spielsweise zusammen mit zwei Künstlerinnen das 
Projekt Gemeingut statt Leerstand durchgeführt. 
Wir haben leerstehende Immobilien in allen Bezirken 
aufgespürt und sind mit Menschen aus den Nachbar-
schaften vor Ort ins Gespräch gekommen, um ihre 
Geschichten, aber auch ihre Nutzungsideen zu er-
fahren. Wir verfolgen diese Fälle und versuchen, dar-
aus Projekte zu entwickeln.

Auf Bundesebene wird derzeit über die Ein-
führung einer Neuen Wohngemeinnützigkeit 
(NWG) diskutiert. Welche Erwartungen habt ihr in 
Bezug auf eine NWG? 

Wir würden die Einführung einer Neuen 
Wohnungsgemeinnützigkeit sehr begrüßen, allein 
schon deshalb, weil damit ein Zeichen für die Wichtig-
keit der Schaffung dauerhaft leistbaren Wohnraums 
gesetzt wird. Für uns als Stiftung ist der Status der 
Gemeinnützigkeit sehr wichtig, einerseits ist die Ge-
meinnützigkeit ein Instrument der externen Kontrolle 
unserer Geschäftstätigkeit, indem beispielsweise 

Dr. Sabine Horlitz ist Architektin und 
Stadtforscherin, sowie im Vorstand 
der Stadtbodenstiftung Berlin.

die Verwendung unserer Mittel kontrolliert wird, 
andererseits ermöglicht sie uns, Schenkungen ent-
gegen zu nehmen, ohne dass Schenkungssteuer an-
fällt. Inwiefern eine Neue Wohnungsgemeinnützig-
keit auch direkt der Stiftung zugutekäme, wäre noch 
zu klären, da wir ja „lediglich“ den Boden halten und 
nicht als Wohnungsunternehmen auftreten. Abzu-
warten bleibt natürlich auch, wie viele Unternehmen 
sich tatsächlich an der NWG interessiert zeigen. 

Wie kann man Euch sonst unterstützen?
Als neugegründete Organisation freuen wir 

uns über jede Form der finanziellen Unterstützung 
zur Förderung unserer gemeinnützigen Arbeit und 
des Bodenerwerbs. Den größten Gestaltungsspiel-
raum geben uns Schenkungen von Grundstücken, 
auch von bebauten Grundstücken. Wir suchen zu-
dem bestehende Berliner Hausprojekte, die über 
eine Bodenschenkung und den Erbbaurechtsvertrag 
ihre eigenen Ziele dauerhaft sichern möchten und 
Eigentümer*innen, die ihre in Berlin und Umgebung 
liegende Immobilie dauerhaft in guten Händen 
wissen möchten.

https://www.stadtbodenstiftung.de
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Gemeinnützigkeit: es gibt viele verschiedene An-
sätze und auch die unterschiedlichsten Aktions-
felder. Wohngemeinnützigkeit ist eines davon. Und 
ist gleichzeitig auch abhängig von und verbunden 
mit weiteren Aktionsräumen, Themen und Heraus-
forderungen. Die STATTBAU HAMBURG Gemein-
wohl gGmbH ist als Tochter der STATTBAU HAM-
BURG gegründet worden, um angrenzenden Frage-
stellungen zur sozialen, gemeinwohlorientierten 
Wohnraumversorgung in Hamburg einen eigenen 
Raum bei STATTBAU HAMBURG zu geben. Neben 
der „baulichen Infrastruktur“ brauchen Themen 
wie selbstbestimmtes Wohnen, Mitwirkung und 
Mitbestimmung in Wohneinrichtungen, Wohn-
projekten, Quartieren und in der Stadt, wie auch 
Teilhabe und zivilgesellschaftliches Empower-
ment einen gemeinnützigen Fokus.

Den inhaltlichen Start der neuen STATTBAU 
HAMBURG Gemeinwohl gGmbH haben die lang-
jährigen – und zu 100 % gemeinnützigen – STATT-
BAU HAMBURG Projekte Koordinierungsstelle für 
Wohn-Pflege-Gemeinschaften (KO-Stelle) und 
Bürgerschaftliches Engagement im Quartier (BiQ) 
gemacht. Die Projekte, die beide von der Sozial-
behörde der Stadt Hamburg gefördert werden, sind 
seit dem 01.01.2023 somit auch formal in die Ge-
meinnützigkeit überführt worden. 

Die engagierte Arbeit in den Projekten und 
natürlich auch in den Bauprojekten führt zwangs-
läufig zu weiteren Fragestellungen. Hier ist das Ziel, 
in kleineren und größeren Projekten zumindest ei-
nige der Fragen aufzugreifen und über Projekt-
förderungen Ressourcen zu schaffen, Antworten 
und Lösungsvorschläge zu erarbeiten.

Aktuell befassen wir uns mit der komplexen 
Fragestellung: „Alt werden im Quartier!“ Hier sind 
glücklicherweise bereits viele Akteur*innen dabei, 
Konzepte zu entwickeln und auch umzusetzen. Die 
Diskussion um den (kommenden) Pflegenotstand 
sowie die schon aktuell fehlenden Pflegeplätze und 
die rasant steigenden Kosten in der Versorgung 
älterer und pflegebedürftiger Menschen machen 
neue Ansätze zwingend notwendig. Aus der Arbeit 
bei STATTBAU HAMBURG sind unter anderen zwei 
Themen in den Fokus gerutscht, die im Rahmen 
der STATTBAU HAMBURG Gemeinwohl gGmbH als 
eigenständige Projekte bearbeitet werden sollen: 

Älterwerdende Baugemeinschaften und eine stär-
kere Interessenvertretung älterer Menschen in der 
Quartiersentwicklung. 

Hamburg ist Wohnprojektestadt und STATTBAU 
HAMBURG hatte und hat einen entscheidenden An-
teil daran. Bereits seit vielen Jahren entwickelt 
und betreut STATTBAU HAMBURG Wohnprojekte 
und Baugemeinschaften – und einige von denen 
kommen langsam in die Jahre. Auch wenn viele 
Wohnprojekte „generationenübergreifend“ an-
gefangen haben: Wir stehen einer Überalterung in 
Wohnprojekten/Baugemeinschaften gegenüber. In 
einem ersten Step wird es auf den Wohnprojekte-
Tagen 2023 einen Workshop geben, bei dem der 
Status Quo und die Bedarfe abgefragt werden. 
Im Anschluss wollen wir ein praktikables Projekt-
design entwickeln, um zumindest einige Antworten 
zu erarbeiten. 

Hamburg ist auch ziemlich weit vorne in der 
Entwicklung neuer Stadtteile und Quartiere: In 
den nächsten Jahren entstehen alleine in Oberbill-
werder und in den Wilhelmsburger Entwicklungs-
gebieten mehr als 10 000 neue Wohnungen. 

NEUIGKEITEN VON STATTBAU

STATTBAU GOES GEMEINNÜTZIG

Alexandra Bossen
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Auch wenn es mittlerweile selbstverständlich ist, 
dass die Belange des Allgemeinwohls durch die 
Beteiligung der Bürger*innen und gemeinnütziger 
Institutionen an der Planung berücksichtigt wer-
den (sollen), fehlt zu oft noch die Interessenver-
tretung älterer Menschen. Die Koordinierungs-
stelle für Wohn-Pflege-Gemeinschaften engagiert 
sich bereits seit Jahren übergeordnet und mit 
unabhängigem Blick, um eine stärkere Berück-
sichtigung von altersgerechten Wohn- und Ver-
sorgungsformen in der Quartiersentwicklung zu 
erreichen. Diese Aufgabe ist aber nicht das Kern-
geschäft der KO-Stelle. Insofern wollen wir auch 
hier Ressourcen schaffen, um die Interessensver-
tretung in der Quartiersentwicklung in Hamburg 
noch weiter voran zu bringen.

Ganz aktuell möchten wir ein Projekt auf den 
Weg bringen, um Ansätze weiter zu entwickeln, 
wie alte und hochaltrige Menschen, die in Pflege-
einrichtungen leben, digital am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben können. Dies ist ein Projekt, des-
sen Notwendigkeit in der praktischen Arbeit der 
letzten drei Jahre von BiQ in den Fokus gerückt ist: 
Gerade in der Corona-Pandemie ist deutlich ge-
worden, wie abgehängt und isoliert Menschen in 
Pflegeeinrichtungen sind, wenn sie noch nicht ein-
mal die Möglichkeit haben, virtuell dabei zu sein. 
Und es ist im unschönen Sinne beeindruckend, wie 
wenig gemeinwohlorientiert wir in der Infrastruktur 
aber auch im Denken aufgestellt sind, wenn es um 
die Teilhabe alter Menschen geht. 

Diese beispielhaft benannten Projekte sind nur 
ein kleiner Ausschnitt der gemeinnützigen Themen, 
die wir diskutieren und voranbringen wollen. Auch 
weil Gemeinnützigkeit fast immer damit verknüpft 
ist, dass Gelder für die Projekte eingeworben wer-
den müssen, da Gemeinnützigkeit im Sinne der 
Sache eine Gewinnorientierung des Unternehmens 
ausschließt. 

Die STATTBAU HAMBURG Gemeinwohl gGmbH 
baut die Finanzierung ihrer Leistungen und Projekte 
auf unterschiedlichen Säulen auf: Zuwendungs-
mittel der Stadt Hamburg und des Bundes, Projekt-
mittel der großen fördernden Stiftungen, Projekt-
mittel Hamburger Stiftungen, deren Satzungs-
zweck unserem entspricht sowie Fundraising und 
Spenden. 

Alexandra Bossen ist Geografin und Geschäftsführerin der 
STATTBAU HAMBURG GmbH und der neuen STATTBAU HAM-
BURG Gemeinwohl gGmbH. 

Mit der Antragsstellung bei Behörden und Stif-
tungen hat STATTBAU HAMBURG durch die lang-
jährigen Projekte KO-Stelle und BiQ bereits Er-
fahrung. Diese Gelder sind aber selbstverständlich 
zweckgebunden. Deshalb wagen wir uns ganz neu 
in den hart umkämpften Markt des Fundraisings 
und der Spenden. 

Unser erstes Ziel ist es, Unterstützer*innen 
zu gewinnen, damit die Basisarbeit der gemein-
nützigen STATTBAU HAMBURG gesichert ist. Im 
zweiten Schritt wollen wir Menschen für unsere 
Projekte begeistern und durch ein Crowdfunding 
die notwendigen Eigenanteile für Projektanträge 
einsammeln.

Als einmalige oder regelmäßige Unterstützer*in 
können Sie bereits jetzt spenden: Klicken Sie auf 
folgenden Link und werden STATTSpender*in (). 

Unser Crowdfunding ist noch im Aufbau. Aber 
wenn Sie neugierig sind, für welche Projekte wir Sie 
begeistern wollen, informieren wir Sie hier () über 
unsere Projektideen.

Sollten Sie die Printausgabe der Freihaus in den 
Händen halten, scannen Sie diesen QR-Code:

https://ggmbh.stattbau-hamburg.de/stattbau-spenden/
https://ggmbh.stattbau-hamburg.de/stattbau-spenden/


Fassadenansicht des sanierten Gebäudes der Heilsarmee  
in der Talstraße (Visualisierung: Kantstein Architekten)
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STATTBAU ARBEITSBEREICHE

Baubetreuung

WIR SCHAFFEN 
PROJEKTEN RÄUME
Die Baubetreuung ist das Herzstück von STATTBAU 
und seit Gründung der GmbH im Jahr 1985 unser 
Kernarbeitsbereich. Begonnen haben wir damals 
mit der Unterstützung von Gruppen, die ihre (oft 
innerstädtischen) Altbauten in Hamburg sanieren 
und bewohnen wollten. Schon lange sind Altbauten 
in Hamburg rar, so dass sich der Schwerpunkt 
schnell auf den Neubau von Baugemeinschafts-
häusern überall in der Stadt und zum Teil auch in 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen verlagert 
hat. Im Baugemeinschaftsbereich haben wir seit 
1985 rund 100 Gruppen betreut und Projekte um-
gesetzt. Darunter finden sich Projekte wie zum 
Beispiel die kleingenossenschaftliche, geförderte 
Gruppe Warderlüüd eG, deren Mitglieder im Januar 
2023 in ihr neues Haus eingezogen sind. Hier ist ein 
attraktives Wohnhaus im Wilhelmsburger Reiher-
stiegviertel mit 23 Wohneinheiten für hauptsäch-
lich große Familien entstanden, ein schöner Ge-
meinschaftsraum mit Gemeinschaftsgarten und 
eine Dachterrasse. Toll ist hier, dass von den 100 
Bewohner*innen 55 Kinder sind!

Weitere Baugemeinschaften sollen zukünftig 
in der Wilhelmsburger Mitte entstehen. Rund 30 
Baugruppen haben von der IBA Hamburg eine 
Reservierungszusage für ein Grundstück be-
kommen. STATTBAU HAMBURG betreut einige die-
ser Gruppen. Leider ist die Anfangseuphorie etwas 
verpufft, weil die Verabschiedung der Bebauungs-
pläne noch länger dauert als geplant und die Grup-
pen momentan in einer Warteposition festhängen.

Das Portfolio der Baubetreuung bei STATTBAU 
HAMBURG geht aber mittlerweile weit über die Be-
treuung von Baugemeinschaften hinaus: Stiftun-
gen, Initiativen, Kirchen und soziale Träger, die eine 
besondere Rolle auf dem Hamburger Wohnungs-
markt spielen, sind ebenfalls unsere Auftrag-
geber*innen. Sie alle eint, dass sie mit guten, ge-
meinwohlorientierten Konzepten die Stadt immer 
wieder ein kleines Stück sozialer, gerechter und in-
klusiver gestalten möchten.

Kürzlich fertiggestellt wurde zum Beispiel das 
1889/90 erbaute Wahrzeichen der Heilsarmee auf 
St. Pauli in der Talstraße. Die Heilsarmee ist hier 
seit fast 100 Jahren beheimatet und wirkt seitdem 
durch vielseitiges soziales Engagement in dem 
Stadtteil. Die Sanierung des Gebäudes war dringend 
notwendig und stellte sich unter anderem aufgrund 
von Holzschäden als äußerst komplex heraus. Das 
denkmalgeschützte Gebäude hat einen energieef-
fizienteren KfW 70-Standard erhalten und ist somit 

ökologisch nachhaltiger geworden. Untergeschoss 
und Erdgeschoss werden weiterhin von der Heils-
armee u.a. als Suppenküche, Kleiderkammer und 
Seelsorgestelle genutzt. Das 1. OG wurde als Ge-
werbe-Etage umfunktioniert, und darüber hinaus 
entstanden in den oberen Geschossen 16 Wohn-
einheiten, davon 11 Wohneinheiten für vordringlich 
Wohnungssuchende. 

Ein recht großes Projekt, welches STATT-
BAU HAMBURG seit einiger Zeit betreut, ist die 
Diakonissenanstalt Alten Eichen im Stadtteil Stel-
lingen. Diese soll zu einem lebendigen und integra-
tiven Quartier weiterentwickelt werden. Direkt auf 
dem Gelände werden neue Wohnangebote über-
wiegend für ältere Menschen und für junge Auszu-
bildende geschaffen; bestehende Wohnangebote 
werden modernisiert und barrierefrei umgebaut. 
Für die umliegenden Nachbarschaften wird das 
Quartier im Zuge von Gebäudeabrissen, Moder-
nisierungen und Neubauten sowie Umgestaltung 
der Freiräume als Quartierszentrum entwickelt. 
Inmitten des Quartiers wird ein Quartiershaus 
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Ulrike Pelz arbeitet seit 2017 als Projektentwicklerin und 
Baubetreuerin bei STATTBAU HAMBURG. Zuvor war Sie bei 
verschiedenen Hamburger Stadtentwicklungsträgern und 
im Bereich Stadtplanung der Verwaltung tätig. 

Koordinationsstelle für Wohn-Pflege-Gemeinschaften

KLEINRÄUMIGE WOHN-
PFLEGE-FORMEN UNTER 
DEM BLICKWINKEL 
EINER NEUEN WOHN-
GEMEINNÜTZIGKEIT
Wenn (ältere) Menschen pflegebedürftig wer-
den oder an einer Demenz erkranken und keinen 
eigenständigen Haushalt mehr führen können, 
sind sie häufig auf eine Gruppenversorgung an-
gewiesen. Dabei ist es vielen Betroffenen wichtig 
Versorgungsangebote zu nutzen, die „kleinräumig“ 
sind - also keine Atmosphäre einer stationären 
Einrichtung haben - und die einen Verbleib im ge-
wohnten Quartier ermöglichen, trotz Veränderung 
der Wohnbedürfnisse. 

Die Umsetzung solcher (Mehrpersonen-)
Wohnungen werden im Rahmen des regulären 
Wohnungsbaus nicht automatisch mitgeplant, 
da diese Wohnformen besondere Grundrisse er-
fordern. Neben mehreren Einzelzimmern mit an-
geschlossenem Badezimmern werden in der Woh-
nung Flächen für eine gemeinschaftliche Ver-
sorgung und den Aufenthalt als Gruppe benötigt. 

Diese Menschen mit Unterstützungsbedarf 
brauchen daher (Wohnungs)Unternehmen, die Bauen 
unter sozialen Aspekten in den Fokus stellen und in 
der Regel eine (Wohn)Gemeinnützigkeit in der Sat-
zung ihres Unternehmens festgeschrieben haben.  

mit einem Community Center sowie sozialen und 
sozialintegrativen Angeboten entstehen, reali-
siert als Umbau eines Bestandsgebäudes. Die vor-
handenen Außenanlagen werden zu barrierefreien 
Freiflächen umgestaltet und das Quartier durch die 
Abrisse und die Neubebauung räumlich in die an-
grenzenden Nachbarschaften geöffnet. 

Leider haben wir und unsere Bauherr*innen – 
wie alle anderen auch – zurzeit mit sehr vielen Un-
wägbarkeiten auf dem Baumarkt zu tun: seit der 
Corona-Pandemie und dem Krieg in der Ukraine er-
fordern weiter steigende Baukosten immer neue 
Finanzierungsschleifen; steigende Zinsen tun da 
ihr Übriges. Es ist also sehr viel Einsatz gefordert, 
um die Projekte auf die Spur zu bringen. 

Unsere Bauherr*innen sind im letzten Jahr 
durch schwierige Zeiten gegangen, viele muss-
ten Ihre Finanzierung neu aufstellen und nur einer 
sehr beherzten Förderung der IFB Hamburg ist es 
zu verdanken, dass es für den sozialen und gemein-
schaftlichen Wohnungsbau in Hamburg weiterhin 
Perspektiven geben kann. Es zeigt sich aber auch, 
dass gerade die sozialen Bauherr*innen, die Bau-
gemeinschaften und Stiftungen diejenigen sind, 
die oft den längeren Atem beweisen. Wir stehen 
ihnen dabei zur Seite, damit in Hamburg weiter-
hin tolle Projekte mit sozialem und kooperativerem 
Wohnraum umgesetzt werden können.

STATTBAU ARBEITSBEREICHE

Hamburger WG-Studie 2022 erscheint in Kürze
Die Bestandsaufnahme zur Lage der Wohn-Pflege-Ge-
meinschaften fußt auf einer Online-Befragung der Ver-
mieter, Pflegedienste, An- und Zugehörige der Hamburger 
Projekte. Sie enthält zahlreiche Daten zu den projektspe-
zifischen Rahmenbedingungen, Praxiserfahrungen sowie 
wertvolle Hinweise zur Weiterentwicklung dieser Wohn- 
und Versorgungsform.
Der Ergebnisbericht steht ab Mitte November auf der 
Website der Koordinationsstelle zum Download bereit. 
(https://koordination-wohn-pflege-gemeinschaften.
hamburg/ )

https://koordination-wohn-pflege-gemeinschaften.hamburg/
https://koordination-wohn-pflege-gemeinschaften.hamburg/
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In Hamburg sind dies häufig Genossenschaften 
und Stiftungen. In Hamburg gibt es spezielle För-
derungen für kleinräumige, quartiersorientierte 
Wohn- und Versorgungsformen von der IFB und 
der Sozialbehörde, so dass die Bauherr*innen sol-
cher Projekte diese mit Hilfe von investiver und 
nicht investiver Förderung1 umsetzen können. Die 
Mieten orientieren sich dann für mehrere Jahr-
zehnte an den Regelsätzen für Wohngeld. Dies ist 
sinnvoll, denn neben den Wohnkosten kommen in 
Wohn-Pflege-Angeboten vor allem die Kosten für 
die Pflege und Betreuung zum Tragen. Gerade Men-
schen mit niedrigen Einkommen und nicht aus-
kömmlichen Renten sind darauf angewiesen. Und 
trotz der Subventionen können die Gesamtkosten 
bei einer längeren Wohndauer zu der Notwendig-
keit führen, Transferleistungen zu beantragen, 
wenn das Einkommen aus Rentenzahlungen nicht 
ausreicht und das ggf. angesparte Vermögen auf-
gebraucht ist. 

Die KO-Stelle unterstützt seit 2006 in der Pla-
nung und Umsetzung von kleinräumigen Wohn- und 
Versorgungsformen. Für den Themenschwerpunkt 
der Freihaus haben wir uns die Frage gestellt, wel-
che Merkmale kleinräumiger Wohn-Pflege-For-
men finden sich in den Ansätzen der Neuen Wohn-
gemeinnützigkeit wieder? Folgende Punkte passen 
aus unserer Sicht gut zusammen:
• Die Neue Wohngemeinnützigkeit will ermög-

lichen, dass Menschen mit einem Pflege- und/oder 
Assistenzbedarf aufgrund ihres Bedarfes an spe-
ziellem, bspw. barrierefreiem Wohnraum als eine 
am Wohnungsmarkt benachteiligte Gruppe gel-
ten. Sie erhalten mit der Umsetzung passender 
Wohnmöglichkeiten die Gelegenheit trotz Unter-
stützungsbedarf in kleinräumig, quartiersnahen 
Wohn-Pflege-Formen zu leben.
• Eine Vielzahl unterschiedlicher Wohnformen 

tragen aufgrund sich daraus ergebender unter-
schiedlicher Mieterschaften zu sozial durch-
mischten Quartieren bei. Dies ist auch Teil der For-
derungen von Neuer Wohngemeinnützigkeit. 
• Die Neue Wohngemeinnützigkeit zielt auf 

Unternehmen ab, die bezahlbaren Wohnraum 
schaffen, und damit als Teil der Daseinsvorsorge für 
einen breitere „Angebotspalette“ sorgen. 

Fazit: ja, das passt!
In Hamburg wurden bislang ca. 45 kleinräumige 
Wohn-Pflegeformen für unterschiedliche Ziel-
gruppen umgesetzt. Beispielhaft sei hier ein Projekt 

Maike Mahlstedt und Mascha Stubenvoll sind die Mitarbeite-
rinnen der Hamburger Koordinationsstelle für Wohn-Pflege-
Gemeinschaften. Zum Auftrag der KO-Stelle gehört es den 
Ausbau von Wohn-Pflegeformen für (ältere) Menschen mit 
einem Pflege- oder Assistenzbedarf voranzutreiben, unter 
anderem durch Beratung und Begleitung von Initiator*innen 
und Investor*innen bei der Planung und Umsetzung entspre-
chender Projekte.

1 IFB Sonderwohnen und Sozialbehörde Richtlinie zur Förderung 
von kleinräumigen, quartiersorientierten Wohn- und Versor-
gungsformen (nur noch bis Dezember 2023 beantragbar) 

benannt, dass in Kooperation einer Baugenossen-
schaft und eines sozialen Trägers der Altenhilfe 
mehrere Wohn-Pflege-Angebote an einem Stand-
ort umgesetzt hat. In diesem Projekt leben neun 
Menschen, die an einer Demenz erkrankt sind in 
einer Wohn-Pflege-Gemeinschaft. In einer weite-
ren Wohn-Pflege-Gemeinschaft leben vier Perso-
nen, die einen somatischen (körperlichen) Pflege-
bedarf haben. Dazu kommt noch eine sogenannte 
Pflegewohnung auf Zeit, in der Menschen mit einem 
Pflege- oder Betreuungsbedarf temporär wohnen 
und betreut werden können. 

Kann so eine Wohn-Pflege-Form schon jetzt 
als Teil einer Neuen Wohngemeinnützigkeit gezählt 
werden?

Ein wesentlicher Aspekt, der dem wider-
spricht, ist die Forderung nach dem dauerhaften 
Erhalt preiswerten Wohnraums. Die mit der För-
derung einhergehende Festsetzung der Miet-
höhen fallen nach Auslaufen des Förderzeitraums 
weg. Für die meisten Wohn-Pflege-Projekte ge-
schieht das nach 30 Jahren. Offen ist bisher, wie 
sich dann die Mietpreise der Projekte entwickeln, 
da noch kein Wohnprojekt so lange auf dem Markt 
ist. Mit Auslauf der Förderkriterien fällt dann auch 
die Nutzungsbindung für die Wohnungen weg, so 
dass die Wohnungseigentümer*innen auch in die-
sem Bereich das Angebot umgestalten könnten, um 
„besserverdienende“ Zielgruppen anzusprechen.  

Aktuell stellt sich für die kleinräumigen Wohn-
Pflege-Formen aber die Frage, ob diese auf-
grund des starken Preisanstieg in der ambulanten 
Pflege und aufgrund des Fachkräftemangels über-
haupt fortbestehen können. Hier könnte die Wohn-
gemeinnützigkeit zumindest helfen, um preiswerte 
Mieten langfristig zu garantieren und ggf. neue Ko-
operationen in der pflegerischen Versorgung zu er-
möglichen.

STATTBAU ARBEITSBEREICHE



Interessierte Senior*innen lernen den Umgang mit Tablet & Co.  
(Bild: Martina Kuhn) 
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Martina Kuhn ist bei der STATTBAU HAMBURG Gemeinwohl 
gGmbH als Projektkoordinatorin für das Projekt Bürgerenga-
gement für Wohn-Pflege-Formen im Quartier (BiQ) zuständig.

BiQ Bürgerengagement im Quartier

BiQ 2.0 – WAS SOLL 
DAS HEISSEN?
BiQ Bürgerengagement im Quartier – Wirken, wo 
Menschen wohnen ist unter das Dach der STATTBAU 
HAMBURG Gemeinwohl gGmbH geschlüpft. Wir sind 
ein gemeinnütziges Demokratisierungsprojekt, 
weil wir die Partizipation von Bewohner*innen bzw. 
Nutzer*innen, wie sie inzwischen oft genannt wer-
den, von stationären Pflegeeinrichtungen mithilfe 
von Freiwilligen stärken. Ombudspersonen und 
Fürsprecher*innen unterstützen die Interessenver-
tretung von Menschen in Wohneinrichtungen, stär-
ken ihre Mitwirkungsrechte und kümmern sich um 
ein verbessertes Miteinander von Bewohner*innen 
und Einrichtungsleitung.

„Das sind so tolle und engagierte Leute, die von 
BiQ zu uns kommen. Wir möchten sie für unsere Nut-
zer*innen nicht mehr missen!“, sagte uns eine Frei-
willigenkoordinatorin eines großen Trägers der Ein-
gliederungshilfe. Das freut uns und spornt uns an, 
immer wieder neue Engagierte zu finden und quasi 
als neutrale Vertrauenspersonen in Einrichtungen 
zu vermitteln. 

Gemeinnützige Demokratisierung heißt für 
uns unter anderem gelebte Teilhabe – auch digi-
tal: BiQ 2.0. Schauen wir uns aktuell die Chancen 
der digitalen Teilhabe von Bewohner*innen von 
Wohn-Pflege-Einrichtungen an, zeigt sich, dass 
nach letzten Untersuchungen erst 30 % der Ein-
richtungen für Senior*innen überhaupt über WLAN 
verfügen. Diese Zahl ist angesichts der zunehmend 
digitalisierten Welt erschreckend. Die technischen 
Voraussetzungen lassen sich verhältnismäßig 
leicht nachrüsten. Was wirklich fehlt und was mehr 
als eine finanzielle Investition braucht, ist der per-
sonelle Support. „Hast du WLAN, brauchst du ein 
Gerät. Hast du ein Gerät, musst du wissen, wie es 
funktioniert. Hast du eine Einweisung, brauchst 
du Übung. Geht etwas schief, brauchst du Unter-
stützung.“ 

Im Rahmen unserer Projektarbeit, haben wir ein 
paar Endgeräte für unsere Klientel in Senior*innen-
einrichtungen angeschafft und Workshops und 
Coaching für die Nutzung der Geräte gestartet. Dies 
konnten wir nur machen, weil wir eine kleine Förde-
rung durch das Programm Digitaler Erfahrungsort 
bekommen haben. 

Gerne möchten wir mehr Menschen in Pflege-
einrichtungen bei der digitalen Teilhabe unter-
stützen. Dafür brauchen wir Einrichtungsleitungen, 
die ihre Häuser flächendeckend mit WLAN ver-
sorgen und einen Pool digital begeisterter Frei-
williger, die Lust haben, alten und interessierten 

Bewohner*innen das Digitale regelmäßig näher zu 
bringen und für Fragen zur Verfügung zu stehen. 
Wenn Sie sich angesprochen fühlen, melden Sie 
sich bei uns: Martina Kuhn, post@biq.hamburg

Tel: 040 43 29 42 36.
Wenn Sie keine Zeit, aber womöglich ein End-

gerät zu verschenken haben, freuen wir uns eben-
falls, wenn Sie sich mit uns in Verbindung setzen.

STATTBAU ARBEITSBEREICHE
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Architektur

DIE NOVELLIERUNG 
DER FÖRDERLAND-
SCHAFT UND DES 
GEBÄUDEENERGIE-
GESETZES:  
CHANCEN UND 
HERAUSFORDERUNGEN
Der Bausektor ist ein entscheidender Faktor in der 
Klima- und Ressourcenproblematik. Er ist nicht 
nur einer der größten Verursacher von CO2-Emis-
sionen, sondern auch maßgeblich für den Energie-
verbrauch, den Ressourcenverbrauch, das Ab-
fallaufkommen und die Flächenversiegelung in 
Deutschland verantwortlich. Wir können nicht län-
ger untätig zusehen. Doch wie können wir den Wan-
del herbeiführen, ohne auf das Bauen zu verzichten, 
das für unsere wachsende Bevölkerung und die Er-
haltung bestehender Gebäude unerlässlich ist? In 
der Architekturabteilung bei STATTBAU setzen wir 
uns intensiv mit diesen Themen auseinander. Im 
Folgenden werfen wir einen Blick auf die aktuellen 
Entwicklungen und Maßnahmen, die den Bausektor 
auf einen nachhaltigeren Kurs bringen sollen. Wir 
beleuchten die Neuerungen in der Förderung für 
Neubau und Sanierung, die Anpassungen im Ge-
bäudeenergiegesetz sowie die vielfältigen Möglich-
keiten zur Reduzierung der Umweltauswirkungen 
von Bauprojekten. 

Es gibt zahlreiche Wege, den Bausektor nach-
haltiger zu gestalten. Eine Möglichkeit besteht 
darin, vermehrt auf Umbau statt auf Neubau zu set-
zen. Umbauarbeiten verursachen nur etwa ein Drit-
tel der CO2-Emissionen im Vergleich zu Neubauten. 
Bestehende Gebäude können somit effizienter ge-
nutzt und deren Lebensdauer verlängert werden. 
Die Auswahl von CO2-reduzierten Baumaterialien 
und die Wiederverwendung bestehender Bau-
teile sind weitere Optionen, um die Umweltaus-
wirkungen von Bauprojekten zu minimieren. Dies 
umfasst den Einsatz von recycelten Materialien, 
nachhaltig bewirtschaftetem Holz und anderen 
umweltfreundlichen Ressourcen. Die verstärkte 
Nutzung erneuerbarer Energien und die energeti-
sche Modernisierung des Gebäudebestands sind 
ebenfalls entscheidende Schritte. Die Politik hat 
deshalb entschlossen, das Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) und die Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude (BEG) anzupassen. Diese Maßnahmen sind 
wichtig, um den Wandel hin zu nachhaltigen Bau-
projekten zu unterstützen und zu beschleunigen. 

Förderung im Neubau 
Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist das 
kürzlich eingeführte Teilprogramm der BEG 
Klimafreundlicher Neubau (KFN), das strenge An-
forderungen an nachhaltige Bauprojekte stellt. Ge-
bäude, die nach dem Effizienzhaus 40 Standard 
des KFN gebaut werden, dürfen keine Wärme-
erzeuger auf Basis fossiler Energie oder Biomasse 
aufweisen. Zudem ist die Durchführung einer Öko-
bilanzierung (Lebenszyklusanalyse) erforderlich, 
um sicherzustellen, dass die Umweltauswirkungen 
über den gesamten Lebenszyklus des Gebäudes 
minimiert werden. Zusätzlich kann eine Nachhaltig-
keitszertifizierung nach dem Qualitätssiegel Nach-
haltiges Gebäude – kurz QNG – erlangt werden, die 
von unabhängigen Auditoren überwacht wird. Die 
Förderung erfolgt nicht mehr in Form von Tilgungs-
zuschüssen, sondern über zinsgünstige Kredite. 
Beim Effizienzhaus 40 mit Lebenszyklusanalyse be-
trägt die maximale Kreditsumme 100 000 Euro pro 
Wohneinheit, mit QNG-Zertifizierung bis zu 150 000 
Euro je Wohneinheit. 

Unsere Abteilung hat sich im Bereich Lebens-
zyklusanalyse (LCA) weitergebildet und kann jetzt 
Ökobilanzierungen für Neubauten erstellen. Die 
Ökobilanzierung für Gebäude befasst sich damit, 
die Umweltauswirkungen eines Gebäudes über 
seinen gesamten Lebenszyklus zu bewerten. Dies 
beinhaltet die Ressourcennutzung und Umwelt-
belastung in den Phasen der Herstellung, des Be-
triebs, der Instandhaltung und des Abbruchs. Dabei 
werden verschiedene Aspekte berücksichtigt, dar-
unter die Auswahl der Baumaterialien, die Energie-
effizienz der Gebäudetechnik, die Nutzung er-
neuerbarer Energien, die Gebäudewartung und die 
Entsorgung am Ende der Nutzungsdauer. Die Öko-
bilanzierung bietet somit eine ganzheitliche Sicht 
auf die Umweltauswirkungen eines Gebäudes und 
ermöglicht es, die Nachhaltigkeit zu bewerten und 
mögliche Verbesserungen zu identifizieren. Ziel ist 
es, Ressourcen zu schonen, den Energieverbrauch 
zu minimieren und die Umweltbelastung zu redu-
zieren.

STATTBAU ARBEITSBEREICHE



Ökobilanz-Kreislauf (Abbildung: Frauenhofer IBP)
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Förderung in der Sanierung 
Um Anreize für Sanierungsmaßnahmen zu schaf-
fen, soll die BEG-Förderung zum 1.1.2024 über-
arbeitet werden. Effizienzmaßnahmen wie Ge-
bäudedämmung, Anlagentechnik außer Heizung 
und Heizungsoptimierung sollen für die Jahre 2024 
und 2025 vorübergehend von 15 % auf 30 % ver-
doppelt werden. Die Fördersätze von erneuerbaren 
Heizungsanlagen sollen auf bis zu 70 % angehoben 
werden, allerdings bei einer Begrenzung der förder-
fähigen Kosten pro Wohneinheit. Auch hier soll die 
Förderung ab 2016 wieder herabgesetzt werden. 
Zudem wird die KfW ab 2024 zinsverbilligte Er-
gänzungskredite für Einzelmaßnahmen anbieten. 

Anpassungen im Gebäudeenergiegesetz (GEG)
Um die Abhängigkeit von fossilen Energien im Ge-
bäudesektor zu reduzieren, wurde beschlossen, 
dass ab 2024 möglichst jede neu eingebaute Hei-
zung zu 65 % mit erneuerbaren Energien betrieben 
werden soll. Diese Anforderung wird im GEG um-
gesetzt. Die Umsetzung erfolgt zunächst für Neu-
bauten in Neubaugebieten und wird dann auf an-
dere Gebäude ausgedehnt, sobald die Fristen für 
die Erstellung kommunaler Wärmepläne abgelaufen 
sind. Diese Maßnahme soll dazu beitragen, den Ein-
satz erneuerbarer Energien in der Heizungsbranche 
zu fördern und den Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen zu beschleunigen. Es stehen verschiedene 
technologieneutrale Optionen zur Verfügung, um 
die 65 % EE-Pflicht zu erfüllen, darunter der An-
schluss an ein Wärmenetz, elektrisch angetriebene 
Wärmepumpen, Stromdirektheizungen, Heizungs-
anlagen auf Basis von Biomasse oder Wasserstoff 
sowie Wärmepumpen- und Solarthermie-Hybrid-
heizungen. Wird ab dem 1.1.2024 und vor dem In-
krafttreten der 65%-EE-Pflicht in der jeweiligen 
Kommune eine Heizung ausgetauscht, dürfen 
weiterhin Gas- und Ölheizungen eingebaut wer-
den. Allerdings muss der Betreiber in diesen Fällen 
sicherstellen, dass ab 1.1.2029 mindestens 15 %, ab 
2035 mindestens 30 % und ab 2040 mindestens 
60  % der mit der Anlage bereitgestellten Wärme 

aus Biomasse oder grünem oder blauem Wasser-
stoff erzeugt wird.

Die Novellierung der Bundesförderung und des 
Gebäudeenergiegesetzes bietet Gelegenheit, den 
Bausektor nachhaltiger zu gestalten und gleich-
zeitig finanzielle Einsparungen zu erzielen. In-
vestitionen in Energieeffizienz und Nachhaltigkeit 
können langfristig dazu beitragen, die Betriebs-
kosten zu senken und den Wert von Immobilien zu 
steigern. Es ist an der Zeit, diese Chancen zu nut-
zen und gemeinsam an einer nachhaltigeren Zu-
kunft zu arbeiten.

Isabelle Kulakow ist Architektin und in der Architekturabtei-
lung von STATTBAU HAMBURG tätig.
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VERANSTALTUNGEN

Konferenz des Netzwerk Mieten und Wohnen 2024

Das Netzwerk Mieten und Wohnen plant am 19. 
und 20. April 2024 in Hamburg eine weitere Kon-
ferenz, um einen Beitrag zur Diskussion und Er-
arbeitung grundsätzlicher Alternativen in der Mie-
ten- und Wohnungspolitik zu leisten. Das komplette 
Programm wird im November 2023 veröffentlicht, 
unter: http://www.netzwerk-mieten-wohnen.de/ 

„Unter vielen Dächern“ – 40 Jahre wohnbund!

Am 23 und 24. November 2023 feiert der wohn-
bund e.V. in Frankfurt am Main sein 40-jähri-
ges Jubiläum in Verbindung mit seiner jährlichen 
Fachtagung. Diese widmet sich dem Thema von 
„Dachstrukturen“ im gemeinwohlorientierten 
Wohnungsbau: Wie können einzelne Wohnprojekte 
von administrativem Aufwand entlastet und eigen-
tumsrechtlich abgesichert werden, ohne ihre Auto-
nomie einzubüßen? Lösungsansätze wie Dach-
genossenschaften oder das Mietshäuser Syndi-
kat werden seit den 1980er-Jahren diskutiert und 
praktiziert. Auch größere Genossenschaften stel-
len sich mancherorts als Dach für selbstverwaltete 
Projekte zur Verfügung.

Infos und Programm unter: https://www.wohn-
bund.de/2023/08/23/fachtagung-2023/ 

Tagung zu ungenutztem Wohnraum im „Einfami-
lienhaus“

Der Verein Grüne Liga e.V. führt am 25. Januar 2024 
in Berlin die Tagung durch. Anmeldung bitte per 
Mail an: wohnflaeche@grueneliga.de.

Das sogenannte „Einfamilienhaus“ ist der Traum 
vieler junger Familien. Doch Wohnsituationen ver-
ändern sich, etwa wenn Kinder ausgezogen sind, 
und so steigt die Zahl der Ein- und Zwei-Personen-
haushalte in „Einfamilienhäusern“ deutschlandweit 
kontinuierlich an. Durch die Typologie der Wohn-
form und die verbundenen Siedlungsstrukturen 
werden soziale Integration, Pflege und Ressourcen-
verbrauch vielfach zu Herausforderungen.

Eine Reduktion der eigenen Wohnfläche (z.B. 
durch Vermietung ungenutzter Räume oder Umzug) 
wäre aus vielfacher Hinsicht eine sinnvolle Konse-
quenz. Veränderungen der Wohnsituation sind al-
lerdings mit zahlreichen Hürden verbunden. Das gilt 
auch für energetische Sanierungen oder barriere-
freien Umbau. Ein frühzeitiges Handeln ist jedoch 
notwendig - sowohl, um ein komfortables Wohnen 
im Alter vorzubereiten, als auch, um Klimaschutz 
und einen sinnvollen Umgang mit ungenutztem 
Wohnraum voranzubringen.

Beratung zu gemeinschaftlichem Wohnen

In Hamburg finden Interessierte zwei regelmäßig 
durchgeführte Angebote, um sich zu gemeinschaft-
lichem Wohnen zu informieren und auszutauschen:

Erstberatung bei STATTBAU HAMBURG: 
Die Erstberatungstermine „Wie finde oder gründe 
ich ein Wohnprojekt?“ für Interessierte finden jeden 
ersten Freitag im Monat um 14.00 Uhr statt – im 
Wechsel in Präsenz (Sternstraße 106) und Digital. 
Termine und Anmeldung unter: https://stattbau-
hamburg.de/aktuelles/#veranstaltungen 

Kontaktbörse „baut zusammen“: 
Die Agentur für Baugemeinschaften der Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen bietet für Inte-
ressierte ein regelmäßiges Online- und Offline-An-
gebot an, um sich untereinander zu vernetzen, zu 
informieren und neue Gruppen zu gründen bzw. 
weitere Gruppenmitglieder zu suchen. Die Ver-
anstaltungen finden monatlich statt. Weitere In-
formationen und Termine finden Sie unter: https://
www.hamburg.de/baugemeinschaften/baut-zu-
sammen 

http://www.netzwerk-mieten-wohnen.de/
https://www.wohnbund.de/2023/08/23/fachtagung-2023/
https://www.wohnbund.de/2023/08/23/fachtagung-2023/
https://stattbau-hamburg.de/aktuelles/#veranstaltungen
https://stattbau-hamburg.de/aktuelles/#veranstaltungen
https://www.hamburg.de/baugemeinschaften/baut-zusammen
https://www.hamburg.de/baugemeinschaften/baut-zusammen
https://www.hamburg.de/baugemeinschaften/baut-zusammen
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Wohnen in Hamburg. Akteure, Instrumente und 
Konfliktfelder  

Herausgegeben von Monika Grubbauer und Joscha  
Metzger
Transcript-Verlag, Ca. 400 Seiten, Erscheinungsjahr 2023
ISBN: 978-3-8376-6729-5, 39,00 € im Print, Online kos-
tenlos im Open Acces: https://www.transcript-verlag.
de/978-3-8376-6729-5/wohnen-in-hamburg/ 

In wohnungspolitischen Debatten dient Ham-
burg vielfach als bundesweites Vorbild. Dennoch ist 
auch hier die Lage durch kontinuierlich steigende 
Mieten und Preise für breite Teile der Bevölkerung 
prekär. Die im Buch versammelten wissenschaft-
lichen Beiträge zeigen aus interdisziplinärer Per-
spektive historische Entwicklungspfade sowie 
aktuelle Lösungsansätze zur Wohnungsfrage auf 
und analysieren relevante Kontroversen. Sie wer-
den ergänzt durch ein Praxisgespräch zur Ham-
burger Wohnungspolitik und Stadtentwicklung 
mit Karin Siebeck (Amtsleiterin Wohnen, Stadt-
erneuerung und Bodenordnung in der Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen, BSW), Petra 
Memmler (Landesgeschäftsführerin im Verband 

norddeutscher Wohnungsunternehmen, VNW), Ka-
trin Brandt (Geschäftsführerin STATTBAU HAM-
BURG), Marc Meyer (Rechtsanwalt beim Hamburger 
Mieterverein Mieter helfen Mietern) und Theo Bruns 
(Stadtteilinitiative Knallt am dollsten). So entsteht 
ein informativer Überblick über die Forschung und 
aktuelle Debatten zur Hamburger Wohnungspolitik, 
der auch für Praktiker*innen aus Stadtplanung und 
Politik neue Erkenntnisse bereithält.

Wie Vergesellschaftung gelingt – Zum Stand der 
Debatte

Herausgegeben von der Initiative Deutsche Wohnen & Co 
enteignen
parthas verlag Berlin, 296 Seiten, Erscheinungsjahr 2022
ISBN: 978-3-86964-130-0, Preis: 20,00 €

Im September 2021 stimmte eine Mehrheit der 
Berliner*innen in einem Volksentscheid für die Ver-
gesellschaftung von weit über 200 000 Wohnun-
gen großer Immobilienkonzerne in der Hauptstadt. 
Ein vergleichbares Unterfangen hat es in der Ge-
schichte der Bundesrepublik noch nicht gegeben. 
Galt Vergesellschaftung nicht immer als radika-
ler, geradezu sozialistischer Ansatz? Im Buch wird 
in verschiedenen Beiträgen dargelegt, wie es zur 
Entstehung der Volksinitiative kam, welche Über-
legungen rund um das Vorhaben angestellt wurden 
und welche Einschätzungen derzeit zur Zulässig-
keit, Verfassungskonformität und Finanzierbarkeit 
vorliegen. Zu Wort kommen dabei die Initiative Deut-
sche Wohnen & Co enteignen, die Berliner Senats-
verwaltung und der Wissenschaftliche Dienst 

des Bundestages ebenso wie kritische Wissen-
schaftler*innen und Aktive aus Mieter*innenver-
einen, Naturschutzverbänden und Gewerkschaften. 
Über Antworten auf konkrete Fragen der Ver-
gesellschaftung von Wohnungsunternehmen hin-
aus bietet das Buch daher einen Einblick in aktuelle 
Debatten und die Stimmungslage zum Thema Woh-
nen und Mieten in Berlin. 

https://www.transcript-verlag.de/978-3-8376-6729-5/wohnen-in-hamburg/
https://www.transcript-verlag.de/978-3-8376-6729-5/wohnen-in-hamburg/
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